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Kurze Geschichte der Simsonwerke 1856-19351 

	 

	  Die Entwicklung der Firma „Simson“ vom kleinen Zulieferbetrieb zum industriellen Großunternehmen vollzog sich von den 1860er Jahren bis zum Ersten Weltkrieg. In Heinrichs bei Suhl erwarben die beiden Brüder Löb und Moses Simson im Jahr 1856 die Mehrheit an einem alten Stahlhammer. Da der Bergbau und die Eisenerzverhüttung in Thüringen keine Zukunft mehr hatten, ließen sie auf dem Gelände eine Bajonett- und Ladestockfabrik einrichten. Zwischen 1860 und 1863 wurde in der neuen Betriebsstätte die Herstellung von Gewehrläufen, Bajonetten und Seitengewehren aufgenommen. Mit dieser Produktion stieg die Familie Simson als kleiner Zulieferbetrieb in das traditionsreiche Suhler Waffengewerbe ein. Nur kurze Zeit später waren die beiden Unternehmer bereits in der Lage, komplette Gewehre anzubieten. Die Brüder hatten also in nur drei Jahren den Sprung zum Endproduzenten geschafft. Schon ab 1866 bedachte das preußische Kriegesdepartement die kleine Gewehrfabrik eigenständig mit Heeresaufträgen. Eine noch wichtigere Geschäftsbeziehung konnte zum sächsischen Kriegsministerium geknüpft werden, für das die Firma Simson & Co von 1886 bis zum Ende des Ersten Weltkrieges hauptsächlich Gewehre und Gewehrteile lieferte. Der wirtschaftliche Erfolg beruhte auf dem kaufmännischen Geschick, der genauen Marktbeobachtung und der weitsichtigen Unternehmensführung im Simsonschen Familienrat, wo die wichtigen Entscheidungen in gemeinsamer Absprache getroffen wurden. So erkannte die Familie beispielsweise rechtzeitig zu Beginn der 1890er-Jahre, dass die Firma mit der Herstellung von Militärwaffen allzu stark an das riskante und kaum planbare Rüstungsgeschäft gebunden war und folglich nicht kontinuierlich wachsen konnte. Daher weiteten die Geschäftsführer in der zweiten Generation die Produktion auf technisch verwandte Erzeugnisse für den zivilen Markt aus. Neben Jagd- und Luxuswaffen wurde mit der Fahrradproduktion seit 1896 die Produktionspalette erfolgreich erweitert. Ab 1907 versuchte sich das Unternehmen an der Herstellung eines Automobils, 1911 kamen die ersten konkurrenzfähigen „Simson“-Wagen auf den Markt. Mit der Jagdwaffen-, Fahrrad- und Automobilproduktion war die Firma von staatlichen Rüstungsaufträgen zwar nicht völlig unabhängig geworden, glich aber die konjunkturellen Schwankungen des Militärgeschäfts aus. Ab der Jahrhundertwende waren die Simsonwerke der mit Abstand größte Arbeitgeber vor Ort. Das Unternehmen beschäftigte und ernährte bis 1914 durchschnittlich 1.500Arbeiter und Angestellte. Der Erfolg stärkte die soziale und gesellschaftliche Position der jüdischen Unternehmerfamilie in Suhl und Umgebung. Waren die Mitglieder der Familie lange Zeit Außenseiter gewesen, die von der Suhler Gesellschaft weitgehend ignoriert wurden, gehörten sie seit der Jahrhundertwende zu den respektierten Persönlichkeiten der Gemeinden Suhl und Heinrichs. Der Erste Weltkrieg war für die Waffenfabrik Simson & Co eine wirtschaftlich äußerst ertragreiche Zeit. Die Firma lieferte in der Hauptsache Gewehre 98 aber auch Richtaufsätze, Munitionswagen, Vorderwagen für Artilleriegeschütze, Granaten, Zünder, Feldküchen, Fernsprechgeräte, Säbel und Seitengewehre. Zugleich bedeutete das Ende des Krieges mit der Demilitarisierung im Jahr 1918 auch für die Firma Simson & Co einen tiefen Einschnitt. Das Unternehmen wurde durch die politischen und wirtschaftlichen Krisen in den Anfangsjahren der Weimarer Republik wie etwa der Inflation 1923 voll erfasst. Auch die harten Auseinandersetzungen mit der eigenen Arbeiterschaft um bessere Lohn- und Arbeitsbedingungen machten die Situation für die Unternehmerfamilie schwierig. Beträchtliche Teile der Produktion lagen in den frühen 1920er Jahren zunächst still. Die Firma „Simson“ kämpfte mit den allgemeinen Strukturproblemen der Branche wie dem Facharbeitermangel und der starken Konkurrenz aus dem belgischen Lüttich. Die schwere Krise des gesamten Industriestandortes Suhl/Zella Mehlis stand natürlich auch im direkten Zusammenhang mit dem Versailler Friedensvertrag. Der angestammte Markt der Suhler Hersteller für Jagd- und Luxuswaffen war zu klein, während Militärwaffen überhaupt nicht mehr hergestellt und verkauft werden durften. Erneut kam der gemischtgewerbliche Charakter der Simson werke zu Gute. Die zahlreichen zivilen Produkte retteten das Unternehmen in dieser Situation, denn die Unternehmensleitung schaffte es mit ihrer langjährigen Erfahrung den Widrigkeiten zu trotzen und sich auf die Friedensproduktion umzustellen. Sie hatte hier einen unschätzbaren Vorteil vor der Konkurrenz im Umkreis. Nachdem ihr Unternehmen wieder in Tritt gekommen war, fassten die Unternehmer der dritten Generation große Pläne. Sie wollten die Automobilproduktion nach dem Vorbild Henry Fords ausbauen und weitere Konsumgüter für den massenhaften Bedarf anbieten, wie etwa Kühlschränke. Doch es sollte anders kommen, denn die Simson werke waren im Gefolge des Versailler Vertrages zum alleinigen Ausrüster der Reichswehr mit Gewehren, Karabinern, Pistolen und Maschinengewehren bestimmt worden. Trotz vieler anders lautender Gerüchte, die zu dieser Zeit kursierten, wählte die Entente die Firma „Simson“ erwiesenermaßen deswegen aus, weil sie die kleinste und am schlechtesten ausgerüstete Waffenfabrik aller eingereichten Bewerber war. Die Alliierten rechneten damit, dass man in Suhl lange brauchen würde, bis die Fabrik für die Heeresproduktion überhaupt einsatzfähig war. Dieses Kalkül ging auf den ersten Blick auch voll auf. Nach langwierigen Verhandlungen unterschrieb die Unternehmensleitung erst im August 1925 den Vertrag mit der Reichswehr, die eigentlichen Lieferungen begannen dann im Frühjahr 1926. Ein Grund für die Verzögerungen blieb der Öffentlichkeit allerdings verborgen. Im Heereswaffenamt in Berlin wurde mit den Firmenvertretern um die Rolle und Aufgaben des Unternehmens in der geheimen Wiederaufrüstung verhandelt. Die Unternehmensleitung fand sich zu diesem Risiko bereit und erhielt im Gegenzug hohe Summen an Darlehen und Beihilfen, um die betrieblichen Anlagen erheblich größer als durch die Interalliierte Kontrollkommission erlaubt anzulegen. Unter diesen Voraussetzungen entwickelte sich der Liefervertrag mit der Reichswehr für die Firma Simson & Co zu einem äußerst sicheren Geschäft, dass sie ohne viel Schaden durch die Weltwirtschaftskrise 1929 brachte. Im Gegensatz zur Firma „Simson“ waren die gewerblichen Strukturen des Thüringer Waffengewerbes in der Weimarer Republik immer weiter erschüttert worden. Mit Ausbruch der Weltwirtschaftskrise brachen sie endgültig zusammen. Nur eine großangelegte staatlich geförderte Stützungsaktion wendete den endgültigen Kollaps der Suhler Waffenindustrie noch einmal ab. Während die meisten Hersteller also buchstäblich um ihr wirtschaftliches Überleben kämpften, fielen die Begünstigungen der Firma „Simson“ durch den Lizenzvertrag mit der Reichswehr für die heimische Konkurrenz besonders ins Gewicht. Während Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit im Bezirk täglich zunahmen, fuhr man bei „Simson“ normale bis doppelte Schichten. Während immer mehr Unternehmer aufgeben mussten, eröffnete „Simson“ eine neue Großbaustelle nach der anderen. Entsprechend mehrten sich die Stimmen der Konkurrenz aus Suhl und Umgebung, die durch Eingaben und Beschwerden an staatliche Stellen versuchten, auf das aus ihrer Sicht bestehende Missverhältnis aufmerksam zu machen. Allerdings wurde vor 1933 nicht offen Stimmung gegen die „jüdische“ Unternehmerfamilie gemacht. Angesichts der sozial wie wirtschaftlich starken Position der Simsons hielt es die lokale Konkurrenz offenkundig nicht für angeraten, sich in direkte Frontstellung zu den Simson zu begeben. Antisemitisch gefärbte Artikel, Anspielungen in der Lokalpresse oder bei öffentlichen Veranstaltungen in Suhl sucht man vor 1933 vergebens. Der Unmut äußerte sich eher indirekt, in Beschwerdebriefen an Ämter und sicherlich auch in privaten und halböffentlichen Räumen wie Kneipen oder Vereinen.   

	 

	Die Firma Simson & Co im Visier der NSDAP: Gerüchte und Anschuldigungen 1927-1932 

	 

	  Die Simsonwerke gehörten zu den Unternehmen, die in den Augen überzeugter Nationalsozialisten eine maßlose Provokation darstellten. Allein die Tatsache, dass ein „jüdisches“ Unternehmen Ausrüster des deutschen Heeres mit Infanteriewaffen geworden war, erregte heftigen Anstoß. Und so gerieten ihre Inhaber, die Familie Simson, schon in der Weimarer Republik in das Visier der thüringischen NSDAP. Den Auftakt bildete ein von Fritz Sauckel im Oktober des Jahres 1927 verfasster Artikel in dem von ihm selbst herausgegebenen Lokalblatt „Der Nationalsozialist“. Der Verfasser warf der Unternehmerfamilie darin vor, auch die zivile Produktion bei der Reichswehr abzurechnen und sich auf Kosten des Staates zu bereichern. Angeblich sollten Fahrradteile produziert und Waffenteile abgerechnet worden sein, was eine mehr als plumpe Argumentation war. Derartige Vorwürfe waren aufgrund der komplexen Arbeitsorganisation in den Simsonwerken unhaltbar. Fachleute konnte man auf diese Weise wohl kaum überzeugen, technische Laien jedoch schon. Neben der Rufschädigung stand außerdem der Verdacht auf ein strafrechtlich relevantes Vergehen im Raum, über das öffentlich diskutiert wurde. Mit den Angriffen auf die Familie und ihr Unternehmen verbanden die Nationalsozialisten immer auch die Forderung an Reichswehr und staatliche Behörden, den Vorwürfen nachzugehen. Je länger diese Forderung unerfüllt blieb, umso wirksamer konnte man bei den eigenen Anhängern den Kampf gegen die „Judenrepublik“ von Weimar inszenieren und ihre „korrupten“ politischen Vertreter an den Pranger stellen. Der „Fall Simson“ ließ sich für die Propaganda der Nationalsozialisten in Thüringen also doppelt ausnutzen. In dem Hetzartikel von 1927 finden sich alle Argumente, mit denen die Familie Simson in den kommenden Jahren angegriffen wurde. Fritz Sauckel fasste darin alle Aspekte zusammen, die seit Bekanntwerden des Lizenzvertrages mit der Reichswehr im Jahre 1921 im Umlauf waren. Die Bedeutung, die diesem Schriftstück für die Enteignung der Familie Simson zukommt, liegt nicht in seinem Inhalt, sondern in der Person seines Verfassers begründet. Einen Monat vor Erscheinen des Artikels, im September 1927, war ebenjener Fritz Sauckel von Adolf Hitler zum Gauleiter Thüringens bestimmt worden. Sauckel machte ab diesem Zeitpunkt die „Simson“ zur Chefsache und führte den Kampf gegen die „jüdische“ Unternehmerfamilie im Stil eines persönlichen Feldzuges. Dafür setzte er seinen stetig wachsenden politischen Einfluss ein. Sauckels Aufstieg zur unangefochtenen Führungsfigur der NSDAP in Thüringen ist der Gradmesser für die Bedrohung der Familie Simson vor 1933. Gauleiter Sauckel ließ sich kontinuierlich über den „Fall Simson“ informieren. Er stützte sich dabei auf die, obschon inhaltlich mehr schlecht als recht informierten Spitzelberichte des „Kreisfachberaters“ der NSDAP in Suhl. [Quelle 1] Trotz des mangelhaften Informationsstandes stellte Sauckel im Namen der NSDAP ab 1930 mehrere Anträge im Thüringer Landtag, um der „betrügerischen Preiskalkulation“ in den Simsonwerken nachzugehen. Diese Eingaben wurden jedoch vor der Machtergreifung 1933 vom Thüringer Innenministerium stets abgewiesen. Die Familie Simson ihrerseits verfolgte die politischen Entwicklung und die Aktivitäten der NSDAP gegen sich und das Unternehmen sehr genau. Der öffentliche Druck war angekommen. Die beiden Geschäftsführer, Arthur Simson und Julius Simson, hatten bereits eine beachtliche Zeit vor der Machtübernahme 1933 begonnen, Pläne zu entwickeln, um den politischen Entwicklungen Rechnung zu tragen. So informierte Julius Simson seinen Rechtsanwalt in einem Brief vom 8. Januar 1933 aus der Berliner Geschäftsstelle: „Es wird Sie sicher interessieren, dass die Gleichschaltungsverträge nunmehr abgeschlossen sind, sie haben viel Arbeit gemacht und Nervenkraft gekostet. Wie im einzelnen die Gleichschaltung durchgeführt wird, erzähle ich Ihnen gelegentlich mal.“2 Die Lösung, die sie zur freiwilligen „Gleichschaltung“ des Unternehmens angedacht hatten, entsprach dabei genau der ökonomischen und eigentumsrechtlichen Situation des Unternehmens. Ein Verkauf stand aufgrund des Vertrages mit der Reichswehr nicht zur Debatte. Die Simsons fühlten sich durch den Lizenzvertrag ausreichend geschützt und waren zudem selbst an diesen gebunden. Aber sie erachteten es doch für notwendig, den Familiennamen Simson aus der Firmenbezeichnung zu streichen, um den nationalsozialistischen Angriffen den Stachel zu nehmen. Die Idee war, das Unternehmen in „Waffen- und Fahrzeugwerke/ Suhl“ (Waffa) umzubenennen. In einem zweiten Schritt sollte die zivile Produktion von der militärischen formal abgespalten werden. Die nicht an den Lizenzvertrag gebundene zivile Produktion des Unternehmens sollte ein „arisches“ Konsortium pachten, das sich aus Geschäftspartnern der Familie Simson zusammensetzte. Es fehlte allerdings die Zeit, die Änderung der Unternehmensverfassung zu einem rechtsgültigen Abschluss zu bringen, denn kurz nach der Machtübernahme am 30. Januar 1933 überschlugen sich in Suhl die Ereignisse.   

	 

	Druck von allen Seiten: Ermittlungen und Anpassungsversuche 1933-1934   

	 

	Auch wenn sich die Geschäftsführung der Firma Simson & Co noch bemühte, den Angriffen vorzubeugen: In einer Stellungnahme heißt es, die Belegschaft sei bis März um 45 Prozent angestiegen, darunter 180 SA-Mitglieder, 20 SS-Angehörige, 14 Kriegsteilnehmer und 18 Stahlhelm-Mitglieder.3 Doch alle Bemühungen blieben vergebens. Bereits in den ersten Wochen nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten erhöhte sich der Verfolgungsdruck auf die Familie Simson beträchtlich. Als Gauleiter, und seit dem 5.März 1933 auch als Reichsstatthalter Thüringens, ließ Sauckel im thüringischen Innenministerium eine Ermittlungskommission einrichten. Offiziell leitete das preußische Innenministerium in Berlin die Ermittlungen gegen die Firma „Simson“ ein, gab aber die Ausführung an die nachgeordneten Stellen im thüringischen Innenministerium ab. Die Untersuchungskommission traf am 29. März 1933 im Unternehmen ein und verschaffte sich gewaltsam Zutritt zu den Geschäftsräumen der Firma. Die Razzia bei „Simson“ war sorgfältig vorbereitet worden und endete auch nicht nach der Durchsuchung. Die Kommission hatte den Auftrag erhalten, die Untersuchung so lange fortzusetzen, bis genug Beweismaterial zusammengetragen war, um eine strafrechtliche Untersuchung begründbar zu machen. Sauckel wollte den Simsons den Prozess machen und dann selbst die Unternehmensleitung übernehmen. Die Ermittlungen vor Ort leitete der Polizeirat Hellmuth Gommlich aus Zella/Mehlis. Er war der richtige Mann, den Sauckel für diese Aufgabe benötigte. Er ging mit außerordentlicher Schärfe vor und kümmerte sich nicht um rechtsstaatliche Beschränkungen. Gommlich schüchterte die befragten Angestellten und Arbeiter systematisch ein. Flankiert wurden diese Ermittlungen durch gezielte „Demonstrationen“ im Unternehmen, die von der Ortsgruppe der NSDAP in Suhl organisiert wurden. Anfang Mai waren die ersten Ergebnisse zusammengetragen und in einem Ermittlungsbericht zusammengefasst, der die „Verdachtsmomente“ wie von Sauckel gewünscht bestätigte. Eindeutige Beweise oder glaubwürdige Zeugen fanden sich in dem Bericht jedoch nicht. [Quelle 2] Die Zuspitzung der Ereignisse auf dem Gelände der Simsonwerke blieb in einer Kleinstadt wie Suhl nicht ohne Wirkung. Nun hielten auch Privatpersonen die Zeit für gekommen, die verschiedenen Staats- und Parteistellen ihrer „nationalsozialistischen Gesinnung“ zu versichern und die Unternehmerfamilie zu denunzieren. Außenstehende Personen, die nie bei „Simson“ gearbeitet hatten, berichteten nun über jahrelange Unregelmäßigkeiten bis hin zur illegalen Übergabe von Dokumenten an das Ausland. In diesen Kontext gehört auch die Eingabe der Waffenfabrikanten aus Suhl und Zella/Mehlis vom 30. März 1933, die der Verein an den „Führer“ und Reichskanzler Adolf Hitler persönlich richtete. Die Konkurrenz wagte sich nun also aus der Deckung. [ Quelle 3] Es bedurfte allerdings keiner weiteren Interventionen aus dem lokalen Umkreis der Firma, um auf höherer Entscheidungsebene die Ermittlungen auszuweiten. Der „Fall Simson“ diente bereits als Vorwand, um innenpolitisch die Front gegen die Reichswehr zu eröffnen. Im Auftrag Hitlers wurde am 6. April 1933 durch Finanzminister Schwerin von Krosigk eine geheime Besprechung im Reichsrechnungshof anberaumt. Gegenstand dieser Sitzung war eine umfassende Ermittlung gegen die aufgrund des Versailler Vertrages von den Alliierten ausgewählten Rüstungsbetriebe. Die umfangreiche Wirtschaftsprüfung des Rechnungshofes bei den ausgewählten Firmen sollte einen realistischen Einblick in die geheime Aufrüstung zwischen 1928 und 1933 geben. Die Untersuchungen des Rechnungshofes förderten heikles Material zu Tage. Jede der überprüften Firmen hatte laut Zwischenbericht erhebliche und nach Ansicht des Rechnungshofes teilweise sehr hohe Gewinne aus dem Mantelvertrag gezogen. Nach dem Urteil der Beamten hatte sich aber keine der „Monopolfirmen“ - also auch nicht die Firma „Simson“ - des Betruges schuldig gemacht. Man lastete die Ergebnisse vielmehr der Reichswehr an, die zu hohe Gewinnaufschläge gewährt hatte. Vom eigentlichen Ausgangspunkt der Untersuchung grenzten sich die Beamten des Rechnungshofes deutlich ab: „Die Möglichkeit, Gerüchten und Verdächtigungen nachzugehen, die sich nur durch eidliche Vernehmung von Zeugen aufklären lassen, lag allerdings nicht in der Machtbefugnis der Kommission; dahingehende Feststellungen müssten einem gerichtlichen Verfahren vorbehalten bleiben, wie es auf Grund eines Berichts des preußischen Staatsministeriums vom 20. Mai 1933 […] vom Herrn Reichswehrministers gegen die Firma Simson & Co in Suhl bereits beantragt worden ist.“4 Sowohl die internen Überprüfungen als auch jener Bericht über die Firma „Simson“ hatte großen Ärger bei der Reichswehrführung ausgelöst. Die Generalität hielt die Wirtschaftsprüfung für eine Einmischung in die Kompetenzen des Militärs. Dennoch musste man sich fügen, da der Befehl direkt von Hitler gekommen war. Auch im Fall „Simson“ reagierten die Militärs im Heereswaffenamt mit unverhohlener Abwehr, da man der Überzeugung war, die erhobenen Anschuldigungen seien grundlos und auf den Konkurrenzneid der thüringischen Waffenindustrie zurückzuführen.[Quelle 4] Gleichzeitig entschied sich der Chef des Heereswaffenamtes, Generalleutnant von Bockelberg, auf den Vorschlag von Fritz Sauckel einzugehen und Strafanzeige gegen Arthur Simson und weitere leitende Angestellte der Firma „Simson“ bei der Staatsanwaltschaft Meiningen zu stellen. Damit sollten alle Vorwürfe auf ihren Gehalt geprüft werden. Arthur und Julius Simson hatten von den internen Verhandlungen über ihr Unternehmen in den Berliner Ministerien zunächst so gut wie nichts erfahren. Sie hatten vielmehr versucht, Teile der Unterlagen vor dem Zugriff der Gommlich-Ermittlungskommission zu retten. Darüber hinaus beanspruchte die über sie hereinbrechende Prüf- und Ermittlungswelle einen großen Teil ihrer Aufmerksamkeit. Die Unstimmigkeiten wurden dann Anfang Juni 1933 offenbar, als Julius Simson im Heereswaffenamt in Berlin erfuhr, dass man die Angelegenheit der Staatsanwaltschaft in Meiningen übergeben werde, anstatt die haltlosen Vorwürfe schnell auszuräumen. Darüber hinaus wurde dem Unternehmer mitgeteilt, dass die Reichswehr ihrerseits die Militärabteilung in den Simsonwerken gerne abtrennen würde. Die Verantwortlichen des Heereswaffenamtes fühlten sich ebenfalls übervorteilt, als sie von dem Plan der Simsons erfahren hatten, den Militärbetrieb vom Friedensbetrieb abzutrennen. Die Reichswehrführung fürchtete um die Millionen von Reichsmark, die als Investitionen in das Unternehmen geflossen waren. Dieser Vorschlag wurde wiederum von den Simsons als massive Einmischung empfunden und forderte ihren heftigen Widerstand heraus. Fakt ist, beide Seiten hatten offensichtlich voreinander Informationen zurückgehalten und unabhängig voneinander über Lösungsvarianten angesichts der neuen politischen Situation nachgedacht. Die Situation erfuhr Anfang September 1933 auf Betreiben der thüringischen Gauleitung eine neue Zuspitzung. Der technische Direktor und Vertrauter der Geschäftsführung, Walter Baetz, wurde Anfang September 1933 verhaftet und in Untersuchungshaft überführt. Nur eine Woche später widerfuhr dem früheren Revisionsbeamten des Reichsrechnungshofes für die Firma „Simson“ das gleiche Schicksal. Die Verhaftung eines Vertreters des Heereswaffenamtes, in der Weimarer Republik zuständig für die Qualitätskontrollen bei den Vertragsfirmen, war ebenfalls vorgesehen, wurde aber von der Gestapo nicht durchgeführt. Während Baetz der Bestechung der beiden Staatsbeamten bezichtigt wurde, warf man diesen Vorteilsnahme vor. Nunmehr sah es so aus, als würden nicht allein die Geschäftspraktiken der Firma „Simson“ Gegenstand strafrechtlicher Verfolgung werden, sondern als müssten womöglich auch Vertreter der Reichswehr und des Rechnungshofes auf der Anklagebank Platz nehmen. Gommlich hatte seine Ermittlungen kurzerhand „ausgeweitet“, da die Vertreter der Reichswehr bei den Ermittlungen nicht kooperieren wollten. Die thüringische Gauleitung nahm diese Verweigerung der Militärs nun zum Anlass, den Vertretern der Reichswehr Korruption und persönliche Vergünstigungen vorzuwerfen. Diese neue Lage erforderte schnelles Handeln. Die Familie Simson ergriff als erste die Initiative und gründete am 19. September 1933 die „Berlin- Suhler Waffen- und Fahrzeugwerke GmbH“ (Waffa). [Quelle 5] Aufgrund der schwebenden Verhandlungen mit der Reichswehr über die eventuelle Abtrennung des Militärbetriebes beziehungsweise über einen Verkauf des gesamten Unternehmens war die Neugründung nur eine Zwischenlösung. Es wurde nicht, wie ursprünglich geplant, ein Konsortium gebildet, sondern Geschäftsfreunde und Mitarbeiter der Firma sollten die Zeit bis zu einer endgültigen Entscheidung über Abspaltung oder Verkauf des Unternehmens überbrücken. Der Pachtvertrag enthielt dann aber einen überraschenden Paragraphen: „Schon mit Beginn des Pachtvertrages ist es geboten, eine unparteiliche Person einzusetzen, welche als Treuhänder für beide Parteien fungiert. Er entscheidet bei Zweifels- und Streitfragen, kann noch weitere Schiedsrichter hinzuziehen. [...]Als Treuhänder wird von beiden Seiten auf gemeinsame Kosten Herr Dr. Herbert Hoffmann, Berlin, bestellt.“ [Quelle 6] Wie die Verbindung zu Herbert Hoffmann zustande kam, ist aus den Quellen nicht mehr zu rekonstruieren. Absolut bemerkenswert an dieser Personalie ist aber, dass sich Hoffmann kurz darauf für die Simsons als dramatische Fehlbesetzung erwies. Er arbeitete nämlich nicht mit seinen Treugebern loyal zusammen, sondern mit Gauleiter Fritz Sauckel. Hoffmann besaß nicht die fachlichen Kompetenzen für eine so zentrale Position in der Unternehmensleitung. Bei der für ihre Sorgfalt und Vorsicht in Personalentscheidungen bekannten Unternehmerfamilie erscheint wahrscheinlich, dass Hoffmann im Auftrag der thüringischen Gauleitung eingeschleust wurde. Durch Herbert Hoffmann, der sich als zuverlässiger Informant für Fritz Sauckel entpuppte, hatte die thüringische Gauleitung Kenntnis über die Planungen der Familie Simson erlangt. Angesichts der Ankündigung zur Gründung der neuen Gesellschaft Waffa GmbH schreckte Sauckel nun nicht mehr davor zurück, direkt gegen die jüdische Geschäftsführung vorzugehen. Am 15. Dezember 1933 wurde Arthur Simson zum Verhör einbestellt. Herbert Hoffmann führte die „Verhandlungen“ und legte dem Geschäftsführer der Simsonwerke nahe, in eine Umstrukturierung der Firma einzuwilligen, welche die Interessen der NSDAP wahrte. Die „Besprechungen“ fanden ohne jeden Rechtsbeistand statt. Auch waren Vertreter der Reichswehr bei den Verhören nicht anwesend. Arthur Simson machte zunächst keinerlei Zugeständnisse. Er erklärte sich zu dem ihm unterbreiteten Vorschlag erst bereit, nachdem Hoffmann ihm vortäuschte, man sei bereits mit dem Reichswehrministerium einig und es liege nur noch an ihm, einer einvernehmlichen Lösung zuzustimmen. Selbiges Täuschungsmanöver wandte Sauckel gegenüber dem Reichswehrministerium an, das mit dem „Verhandlungsergebnis“ vor vollendete Tatsachen gestellt wurde. Die thüringische Gauleitung nutzte die ursprünglichen Überlegungen der Familie Simson zur freiwilligen „Gleichschaltung“ als Vorlage. Da Hoffmann mit den Planungen vertraut war, hatte er sich mit der Konstruktion bei der Gauleitung und Fritz Sauckel profiliert und diese lediglich den Interessen der thüringischen NSDAP angepasst. Für Arthur Simson musste es nun darum gehen, Zeit für einen Verkauf zu gewinnen. Er willigte am 4. Januar 1934 in die Umformung der Firma in zwei Unternehmensteile ein. Zugleich wurde er gezwungen, die Unternehmensführung an eine von der thüringischen Gauleitung gewünschte Geschäftsführung abzugeben. In dem Vertrag und Folgeverträgen wurde festgelegt, aus der bestehenden Kommanditgesellschaft „Berlin-Suhler Waffen- und Fahrzeugwerke Simson & Co KG“ mit Sitz in Suhl eine zweite Kommanditgesellschaft unter der Firmenbezeichnung „Berlin- Suhler Waffen- und Fahrzeugwerke Simson & Co“ zu gründen. Deren Vermögensverwaltung übernahmen Arthur und Julius Simson mit der „Simson & Co, Verwaltungsgesellschaft“ in Berlin. Die Geschäftsführung in Suhl oblag Herbert Hoffmann in den nun umbenannten Berlin-Suhler-Waffen- und Fahrzeugwerke Simson & Co KG. Arthur Simson bezeichnete diese komplizierte Konstruktion einmal als ein „Monstrum“, aber immerhin konnte die Familie Simson ihr Vermögen zunächst schützen. Dass es Arthur und Julius Simson fortan verboten war, das Fabrikgelände in Heinrichs zu betreten, war ein deutliches Signal, dass die Verträge keineswegs das Ende von Verfolgungsdruck und persönlichen Repressionen bedeuteten. Neben der Familie Simson, für die diese Umstrukturierung ein herber wirtschaftlicher und persönlicher Einschnitt bedeutete, war auch die Reichswehrführung eindeutiger Verlierer der gefundenen Lösung. Sie war von der thüringischen Gauleitung gezwungen worden, eine neue Leitung im Unternehmen anzuerkennen, ohne je in die Verhandlungen eingegriffen zu haben. Der Plan, in eigenen Verhandlungen mit den Simsons das Unternehmen unter Regie des Amtes zu stellen, war erst einmal in weite Ferne gerückt. In dieser Konstellation sah es vielmehr danach aus, als müssten die Militärs nunmehr Aufträge an das Unternehmen vergeben, ohne dass sie ihren Einfluss gewahrt sahen. Allerdings waren die verantwortlichen Militärs nicht bereit, den neuen Status Quo ohne weiteres hinzunehmen.   

	 

	Der Kampf um das Unternehmen 1934-1935 

	 

	 Der Konflikt zwischen Hoffmann und der Familie Simson begann bereits am ersten Tag nach Hoffmanns Einsetzung zum 1. Februar 1934. Erwartungsgemäß schöpfte Hoffmann als Handlungsgehilfe der thüringischen Gauleitung die ihm eingeräumte Machtfülle als Treuhänder und Geschäftsführer voll gegen die Familie Simson aus und überschritt stetig seine Kompetenzen. Entgegen der vertraglichen Verpflichtung unterrichtete er seine Treugeber keineswegs über wichtige Geschäftsangelegenheiten und entschied zunehmend eigenmächtig. Er weigerte sich etwa, das Büro der Familie Simson in Berlin überhaupt zu betreten. Die Schikanen gegen die Familie Simson und die unausgesetzten Vertragsverletzungen sicherte er politisch mit der thüringischen Gauleitung im Rücken ab. Diese Entwicklung registrierten und dokumentierten Arthur und Julius Simson in der Berliner Geschäftsstelle sehr genau. Die Familie Simson war keineswegs gewillt, sich das Heft des Handelns auf diese Weise entwenden zu lassen. Anfang Juni 1934 stand der Entschluss fest, Hoffmann aufgrund seiner fortgesetzten Vertragsverletzungen fristlos zu entlassen. Die Simsons hatten allerdings aus den vorhergehenden Ereignissen gelernt. Obwohl sie den Vertrag mit Hoffmann formal jederzeit kündigen konnten, wussten sie, dass die Entfernung Hoffmanns nur dann Aussicht auf Erfolg hatte, wenn es gelang, das Heereswaffenamt zu überzeugen. Das grundsätzliche Argument gegenüber der Reichswehr lautete, dass sich Hoffmann seine Position im Unternehmen ohne Kenntnis der militärischen Dienststellen erschlichen hatte. Zudem drängte die Familie darauf, das Amt des Geschäftsführers von demjenigen des Treuhänders wieder zu trennen und vor allem eine gesonderte technische Leitung im Unternehmen einzustellen.[ Quelle 7] Die Reichswehr signalisierte prompte Zustimmung zu diesem Plan. Die Vertreter des Heereswaffenamtes zeigten sich nun fest entschlossen, verlorenes Terrain zurückzuerobern. Und auch das Amt hatte aus den Ereignissen ein halbes Jahr zuvor seine Lehren gezogen. So hatte man keine Skrupel mehr, die geschwächte Verhandlungsposition der Simsons für die eigenen Zwecke voll auszunutzen. Der Chef des Stabes machte in seiner Antwort an die Simsons unmissverständlich klar, dass mit einer Rückendeckung nur dann zu rechnen sei, wenn sich die Familie Simson bereit fand, Einfluss auf ihr eigenes Unternehmen abzugeben. Auf weitere Einschnitte in ihre Entscheidungskompetenz ließen sich die Simsons nicht so schnell ein, signalisierten aber aufgrund ihrer zunehmend schlechter werdenden Verhandlungsposition Bereitschaft, die Vorschläge zu prüfen. Derweil war Hoffmann am28. Juni 1934 die Kündigung zugestellt worden. Es ließ sich nicht vermeiden, dass die Simsons Hoffmann nun von den Verhandlungen mit den Militärs in Kenntnis gesetzt hatten. Hoffmann war selbstverständlich nicht zur Aufgabe seiner Ämter bereit und bat sich stattdessen - angesichts „seiner“ historischen Leistung und durch das Vertrauen der Gauleitung „Bedenkzeit“ aus. Mit dem Argument, mögliche Schädigungen im Unternehmen nicht verantworten zu können, versuchte er nun seinerseits, mit Eingaben an das Heereswaffenamt zu kontern. Von Seiten des Heereswaffenamtes hielt man sich mit deutlichen Stellungnahmen gegenüber den thüringischen Nationalsozialisten zurück. Man wollte Hoffmann zwar unbedingt ersetzen und einen eigenen Kandidaten an seiner Stelle in Position bringen, hatte aber nicht genügend belastendes Material, um vollends gegen Hoffmann und die thüringische Gauleitung in die Offensive zu gehen. [Quelle 8] Wie schon ein Jahr zuvor verlor die Familie Simson wertvolle Zeit am Verhandlungstisch. Die Verhandlungen um die Zukunft des Unternehmens waren bis zum Spätherbst des Jahres 1934 tatsächlich noch vollkommen unentschieden. Hoffmann in seiner Position als Treuhänder und Geschäftsführer der Berlin-Suhler- Waffen-und Fahrzeugwerke hatte aber Zeit gewonnen, seinerseits Schützenhilfe zu mobilisieren. Aus Sicht Fritz Sauckels und der thüringischen Gauleitung stand ihr eigener Kandidat selbstverständlich nicht infrage. Sauckel und sein Beraterstab wurden nicht müde, bei den Berliner Parteidienststellen und Ministerien vorzusprechen. In einem persönlichen Schreiben an den Stellvertreter des Führers, Rudolf Hess, hieß es: „Es scheint nun, dass die Gebr. Simson wieder Oberwasser bekommen und versuchen, ihre alten Machtpositionen wieder zu gewinnen.“ [Quelle 9] Sauckel drängte darauf, Thüringen in die Verhandlungen mit der Reichswehr einzubinden, um sicher zu stellen, dass in einem abgeänderten Treuhandvertrag keine für die Partei unerwünschten Absprachen getroffen würden. Dieses Engagement stieß bei den militärischen Dienststellen zunächst auf wenig Resonanz. Erst zwei Wochen später, am 17. Oktober 1934, fand schließlich ein eigens in der Reichskanzlei arrangiertes Treffen zwischen Gauleiter Sauckel und Generalmajor Liese vom Heereswaffenamt statt. Die beiden vereinbarten bei dieser informellen Unterredung, dass Hoffmann Treuhänder bleiben könne, wenn das Heereswaffenamt im Gegenzug mehr Einfluss auf das Unternehmen erhalte. Von dieser Abmachung hatte wiederum die Verhandlungsseite der Simsons keine Kenntnis. Arthur und Julius Simson erfuhren das endgültige Scheitern ihrer Bemühungen um den Austausch Hoffmanns nicht mehr in Deutschland. Aus Angst um seine Sicherheit verzog Julius Simson Anfang Oktober 1934 nach Davos in die Schweiz. Sein Bruder Arthur Simson hielt sich seitdem größtenteils in San Remo auf, fuhr jedoch in regelmäßigen Abständen zurück nach Berlin, um dringende Angelegenheiten zu regeln. In dieser Situation hatten die Vertreter der Reichswehr die gemeinsame Absprache mit den Simsons nun vollends fallen gelassen, waren aber keineswegs von den einmal ins Auge gefassten Plänen abgerückt, ihre Position gegenüber den thüringischen Parteibehörden zu behaupten. [Quelle 10]Weder sahen sie die interne Absprache mit Sauckel als bindend an, noch weihten sie die Gauleitung Thüringens in die eigenen Pläne ein. Vor allem wollte man eine technische Oberleitung einsetzen, weil Hoffmann dieser Aufgabe nicht gewachsen war. Hoffmann wurde schließlich vor die Wahl gestellt, der Aufteilung seiner Posten zuzustimmen oder zu gehen. Hoffmann mühte sich, die Gesprächsteilnehmer von seiner Kompetenz zu überzeugen, was ihm nicht gelang.[ Quelle 11] Denn ohne Absprache mit der thüringischen Gauleitung hatten die Vertreter des Heereswaffenamtes eine ganz andere Lösung ins Auge gefasst: Am 6. Oktober 1934 hatte das Heereswaffenamt dem Unternehmer Friedrich Flick die Simsonwerke inoffiziell zum Kauf angeboten. Ein Verkauf an die Flick AG versprach genau die Lösungsoption, die man sich im Amt wünschte. Die Flick AG war ein kompetenter und kapitalkräftiger privater Käufer, zu dem bereits intensivere Beziehungen bestanden. Mit einer Übernahme durch Flick würde das Amt seinen Einfluss auf die Suhler Waffenfabrik wiederherstellen und zugleich dem Kompetenzgerangel mit der thüringischen Gauleitung aus dem Wege gehen können. Friedrich Flick selber formulierte Zustimmung und zugleich deutliche Vorbehalte gegen das Angebot. Die Simsonwerke waren für Flick nur interessant, wenn er sie als Endproduzent in die Maxhütte im thüringischen Unterwellenborn integrieren konnte. Eine solche Integration verlangte aber Investitionen über den reinen Kauf von „Simson“ hinaus. Da das Heereswaffenamt für „Simson“ eine Kaufsumme von mindestens neun Mio. RM veranschlagte, hätten sich die Investitionen für „Simson“ in etwa auf zwanzig Mio. RM belaufen. Für den Einsatz derartiger Investitionssummen fand sich Flick aber nicht bereit und der Plan wurde in den folgenden Monaten fallen gelassen. Da der Kaufpreis zu niedrig angesetzt war, hätte Arthur Simson die Preisvorstellungen des Amtes mit Sicherheit sowieso abgelehnt. Fritz Sauckel in der Thüringer Gauleitung tobte und stellte sich erwartungsgemäß mit aller Macht gegen diese Pläne. [Quelle 12] So verstrich die Zeit bis Mai 1935 ohne Ergebnis; der Status quo im Heinrichser Betrieb mit Herbert Hoffmann als Treuhänder und Geschäftsführer blieb weiter bestehen. Allerdings war die Gauleitung in Thüringen unterdessen nicht untätig. Sauckel forcierte einmal mehr den Gang der Ereignisse. Er versuchte, bei der Parteispitze Rückendeckung zu erwirken, „um das Ziel, dieses Werk in eine nationalsozialistische Stiftung etwa nach der Art der Carl-Zeiss-Stiftung umzuwandeln, zu erreichen.“5 Die Verkaufsverhandlungen sowohl mit Flick als auch die Aktivitäten zur Gründung einer Parteistiftung liefen demnach in der ersten Hälfte des Jahres 1935 nahezu parallel. Anfang Mai versuchten die Militärs, Flick abermals für den Kauf zu interessieren. Hintergrund war die Verhaftung Arthur Simsons am 11. April 1935 in Berlin durch die Gestapo. Der Unternehmer wurde in „Schutzhaft“ genommen und im Polizeigefängnis Berlin-Alexanderplatz gefangen gehalten. Im Heereswaffenamt glaubte man, dass der Geschäftsführer auf diese Weise gezwungen werden sollte, einem Verkauf endlich zuzustimmen und mahnte, schnell zu handeln. Das Heereswaffenamt wurde ermächtigt, die Verkaufsverhandlungen mit Flick neu einzuleiten. Aber Flick bestand wiederum darauf, alle Details hinsichtlich der Preisfrage und der zukünftigen Rolle der Simsonwerke sorgfältig auszuhandeln. Darüber verging viel Zeit. Im Bewusstsein der sich ständig verschlechternden Verhandlungsposition riefen die Verantwortlichen im Heereswaffenamt Flick vierzehn Tage später noch einmal dringend zum Handeln auf: Arthur Simson sei die Entlassung „angeboten“ worden. Als Bedingung hatte er eine weitere Erklärung zu unterzeichnen, worin ihm bedeutet wurde, dass die sofortige Enteignung durch Thüringen drohte, falls er ins Ausland flöhe. Nun stand die Option der Enteignung offen im Raum. Dennoch kam der Verkauf an die Friedrich Flick AG nicht zustande, denn mit der Geschwindigkeit der nachfolgenden Ereignisse waren komplizierte und langwierige Verhandlungen zwischen Heereswaffenamt, einem privaten Käufer und der Unternehmerfamilie Simson nicht länger möglich. Doch zunächst musste Fritz Sauckel noch einmal eine herbe Niederlage einstecken. Das Verfahren gegen Arthur Simson und leitende Angestellte, das im Januar 1934 eingereicht worden war, wurde wegen zu geringer Beweise eingestellt. Damit fehlte Sauckel die rechtliche Begründung, die Enteignung voranzutreiben. Eine öffentlich vertretbare Rechtfertigung war aber politisch die Voraussetzung für die Errichtung der Parteistiftung, an deren Umsetzung Sauckel ja bereits arbeiten ließ. Als erstes ordnete der Gauleiter in Absprache mit dem Reichsjustizministerium an, den Beschluss des Landgerichts Meiningen, das Verfahren gegen Arthur Simson und Angestellte nicht zu eröffnen, durch das Oberlandesgericht in Jena aufheben zu lassen. Das Verfahren an der großen Strafkammer des Landesgerichts Meiningen wurde zwar am 24. August 1935 offiziell eröffnet. Prozessgeschehen und Urteilsfindung zogen sich aber bis weit in das Jahr 1936 hin, sodass sie für den weiteren Verlauf der Ereignisse höchstens als Drohkulisse eine Rolle spielten, sich jedoch nicht als Hebel für eine Enteignung ansetzen ließen. Dieser Hebel fand sich schließlich in Gestalt der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deutsche Revisions- und Treuhand AG. Das staatliche Institut sollte nun das bewerkstelligen, was bisher nicht gelungen war: Es sollte die altbekannten Vorwürfe der „Übervorteilung“ des Staates durch den „Monopolvertrag“ glaubwürdig nachweisen. In internen Absprachen überließ man das angestrebte Ergebnis der Untersuchung nicht noch einmal dem Zufall. Arthur Simson wurde in Untersuchungshaft gezwungen, die internen Unterlagen der Verwaltungsgesellschaft herauszugeben und einer außerordentlichen externen Prüfung zuzustimmen. Die thüringische Gauleitung und Keppler stimmten ihre Erwartungen an den Inhalt des Gutachtens vorher mit dem Vorstand der Treuhand AG ab: Die Treuhand AG sollte die „Übergewinne“ um jeden Preis konstruieren. Die Ergebnisse des Gutachtens wurden im August 1935 vorgelegt und entsprachen voll und ganz den Vorstellungen der Auftraggeber. Die staatlichen Wirtschaftsprüfer hatten die ihr vorgelegten Bilanzzahlen systematisch zu Ungunsten der Familie Simson ausgelegt: In der angegebenen Zeitspanne zwischen 1924 und 1933 veranschlagten sie einen „außerordentlichen“ Gewinn von 23,3 Mio. RM. Dieser Betrag war utopisch und kam nur zustande, indem man - vollkommen unüblich - die Bruttogewinne, also die Gewinne ohne jegliche Abzüge von Steuern, Löhnen usw. zusammen zählte. Auf eine für jedes einzelne Geschäftsjahr erstellte Erfolgsrechnung verzichtete man wohlweislich. Angesichts der offensichtlich verfälschenden Bewertung der „Gewinne“ durch die Deutsche Revisions- und Treuhand AG lag die Bedeutung des Gutachtens weniger in seinem Inhalt als in seiner Funktion. Mit ihm ließ sich der Schein einer neutralen und außen stehenden Prüfung wahren. Es gab Fritz Sauckel jene Rechtfertigung in die Hand, um bei der Partei und insbesondere von Adolf Hitler endlich umfassende politische Handlungsvollmachten für den Fall „Simson“ zu erhalten, was ihm nun auch gelang. Während des Nürnberger Parteitages im September 1935, auf dem die NSDAP symbolträchtig die „Befreiung vom Versailler Vertrag“ feierte, betraute Reichskriegsminister Werner von Blomberg Gauleiter Fritz Sauckel höchstpersönlich mit der Abwicklung der Simsonwerke.[Quelle 14] Mit der Übereinkunft zwischen Heereswaffenamt und der thüringischen Gauleitung war die Isolierung der Familie Simson endgültig besiegelt.Am 23. Oktober 1935 teilte man dem Anwalt der Familie die offizielle Auflösung der Geschäftskontakte zwischen Heereswaffenamt und der Verwaltungsgesellschaft Simson & Co KG mit. Man verwies zudem darauf, dass alle weiteren „Auseinandersetzungen“ mit dem Gauleiter und Reichstatthalter Sauckel unmittelbar zu führen seien. Damit hatte die thüringische Gauleitung politisch die Oberhand gewonnen und organisierte in den nächsten zwei Monaten die Enteignung der Firma „Simson“ unter ihrer Regie. Sauckel beauftragte erneut die Deutsche Revisions- und Treuhand AG, um sich über die „angemessenen“ und „unberechtigten“ Anteile der „Übergewinne“ von 23Mio. RMzu informieren und abermals den Wert der Simsonwerke schätzen zu lassen. In der Erwiderung zog sich die Treuhandgesellschaft zwar nun auf einen gemäßigten Standpunkt zurück, bestand aber auf den noch verbleibenden „Übergewinnen“ in Höhe von 14,8Mio. RM. [Quelle 15] Als Gesamtwert des Unternehmens wurde dabei eine Summe in Höhe von acht Millionen RM festgestellt, was viel zu wenig angesichts des Unternehmenswertes von ca. 19 Millionen RM war. Am 23. November 1935 wurde Arthur Simson gezwungen, die „Schuld“ aus den Gutachten in Höhe von 9,75 Mio. RM vertraglich anzuerkennen: „Der Herr Reichskriegsminister hat gegen die Verwaltungsgesellschaft aus dem Mantelvertrag eine Forderung aus Übergewinnen der Jahre 1924-1933 in Höhe von 9,75 Mio. RM geltend gemacht. Der Herr Reichskriegsminister hat den Herrn Reichsstatthalter und Gauleiter Sauckel in Weimar ermächtigt, gegenüber der Verwaltungsgesellschaft und den Angehörigen der Familie Simson wahrzunehmen.“ [Quelle 16] In Anerkennung dieser „Schuld“ war das Unternehmen für den Gegenwert in Höhe von acht Mio. RM - als Äquivalent zum Kaufpreis - an die thüringische Gauleitung einzusetzen. Die verbleibenden 1,75 Mio. RM hatte die Familie Simson in zwei Raten an Gauleiter Sauckel bis spätestens Dezember 1936 abzuzahlen. Arthur Simson war zur Unterzeichnung der Verträge erneut verhaftet worden. Die Aushändigung seines Passes wurde ihm in Aussicht gestellt, sollte er sich „kooperativ“ verhalten. Auf dem Gestapogelände in der Berliner Prinz-Albrecht-Straße legten ihm Mitarbeiter der thüringischen Gauleitung im Beisein eines Notars dann die „Abtretungsverträge“ vor. Eine Wahl hatte Arthur Simson in dieser Situation nicht mehr. Er unterschrieb die entschädigungslose Enteignung des Unternehmens, das sich weit über achtzig Jahre im Eigentum seiner Familie befunden hatte. Nach Unterzeichnung kam Arthur Simson zwar auf freien Fuß, erhielt aber seinen Pass nicht zurück. Eine weitere Probe nationalsozialistischer Bedrohung und Gewalt wollte die Familie Simson nun nicht mehr abwarten. Die noch in Deutschland verbliebenen Familienangehörigen bereiteten ihre Flucht vor. Da eine gemeinschaftliche und legale Ausreise als zu riskant eingeschätzt wurde, tarnte Arthur Simson seine Flucht mittels eines gebuchten Urlaubs: „Am 9. Februar reiste ich in der Folge in einem Gesellschaftsauto gelegentlich eines Skiausfluges an der Grenze Konstanz- Kreuzlingen in die Schweiz ein. Ich legitimierte mich mit einem Grenzpassierschein, der mir von meinem Reiseunternehmer besorgt worden war.“ Zwei Wochen später stellte er in Davos Antrag auf Asyl. [Quelle 17] Dem Antrag wurde stattgegeben; doch die Schweiz blieb nur eine Zwischenstation. 1937 wanderten Arthur Simson und Julius Simson gemeinsam mit ihren Lebenspartnerinnen in die USA aus. Keiner der beiden Brüder kehrte je nach Deutschland zurück. Beide beantragten die amerikanische Staatsbürgerschaft und erhielten diese im Mai 1944. Nachdem die Flucht entdeckt worden war, erfolgte die nachträgliche bürgerliche Entrechtung der Unternehmerfamilie und die systematische Ausplünderung ihres Besitzes durch unterschiedliche Verwaltungsbehörden des NS-Staates. 1939 und 1940 wurde das Gesamtvermögen beider Brüder dann endgültig zu Gunsten des Deutschen Reiches eingezogen; zugleich wurden beide Brüder ausgebürgert. Die entschädigungslose Enteignung der Simsonwerke wurde nicht nur im Suhler Werk bekannt. [Quelle 18] Im Gegenteil, die NSDAP-Presse inszenierte die Nachricht zielgenau und mit einigem Aufwand. In einem langen Leitartikel berichtete etwa der „Völkische Beobachter“ über die neue nationalsozialistische „Waffenschmiede“, und mit einer hochtrabenden Symbolik machte Gauleiter Sauckel Adolf Hitler das Unternehmen zum Weihnachtsgeschenk 1935. Durch die freimütige Berichterstattung in Deutschland fand das Schicksal der Familie Simson bemerkenswerten Widerhall auch im Ausland. Mehr als vierzig überregionale Zeitungen in Europa und den USA brachten die Nachricht, einige von ihnen titelten mit der Schlagzeile auf der ersten Seite. Die Mehrzahl der Journalisten aus Paris, London oder Prag schenkten der amtlichen deutschen Begründung von den angeblichen „Übergewinnen“ der Familie Simson keinen Glauben. Vielmehr werteten sie die Vorgänge deckungsgleich als einen vom NS-Staat planvoll eingesetzten, rechtswidrigen Akt, der als Initialzündung für den Übergriff auf die Wirtschaftstätigkeit der Juden in Deutschland insgesamt zu verstehen sei. [Quelle 19] Den zeitgenössischen Beobachtern, die nur einen begrenzten Ausschnitt der Vorgänge überblickten, mochte es aufgrund der Propaganda so vorgekommen sein, dass der „Fall Simson“ ein Einzelfall war. Mit heutigem Wissen besteht jedoch kein Zweifel, dass die Verfolgung der deutschen „Juden“ in der Wirtschaft längst flächendeckend angelaufen war. Und, wenn die Nationalsozialisten wie im Fall „Simson“ ein spezifisches Interesse an einem Unternehmen hatten, nahmen sie nur wenig Rücksichten. Dennoch ging von der Enteignung der Firma „Simson“ auch eine große Signalwirkung aus: „Simson“ war ein deutsches Traditionsunternehmen mit Weltruf. „Simson“ war eine „jüdische“ Waffenfabrik und Lizenznehmer der Wehrmacht. „Simson“ stand für den Vertrag von Versailles, so dass die Enteignung als Teil seiner Revision galt. Der Zeitpunkt der Enteignung korrespondierte mit dem Beginn der aggressiven und durch Hitler nun auch offensiv vertretenen Aufrüstungspolitik. Die Enteignung der Firma sollte zeigen, was im nationalsozialistischen Deutschland im Jahre 1935 möglich war.  
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	1. Spitzelbericht des Gaufachberaters der NSDAP vom 21. Februar 1932 über die wirtschaftliche Lage und politische Gesinnung der Mitarbeiter in den Simsonwerken

	 

	 Simson u. Co., Suhl.

	1. Waffen- Fahrrad- Automobilfabrik   

	2. Komm. Ges. im Familienbesitz. Die einzelnen Kommanditäre sind Verwandte, die im Inland und im Auslande verstreut leben und besonders im Auslande einflussreich sein sollen. Es leben welche in Paris, in Wien, in Berlin, in Prag usw.  

	3. Sämtliche Inhaber bzw. Kommanditäre sind Juden. Die hiesige Oberleitung haben: Arthur Simson (techn. Leitung) und Julius Simson (kaufm. Leitung). Letzterer hat seinen Wohnsitz in Berlin und hat dort den Verkehr mit dem Reichswirtschaftsministerium zu erledigen.  

	4. Belegschaft z. Zt. etwa 1200 Mann, können aber bis zu 5000 Mann beschäftigen. Es ist eine besondere Abteilung eingerichtet zur Herstellung von Reichswehrwaffen, für welche S. das alleinige Lieferungsrecht haben. Dieses ist mit Reichsmitteln eingerichtet und zwar soll das Reich etwa 10 Millionen dafür hergegeben haben. Zur Abdeckung dieser Gelder soll von jeder gelieferten Waffe ein bestimmter Betrag verrechnet werden. Der Vertrag läuft bis 1932, ob er erneuert wird, weiß man natürlich noch nicht. Hergestellt werden in dieser Abteilung: lange und kurze Waffen, blanke Waffen, Artillerie- Richtmittel, metallische M-6-Patronengurte eigenen Systems, Maschinengewehre usw. Die Einrichtung reicht aber auch aus, um Klein-Artillerie zu bauen, die aber gegenwärtig anderswo hergestellt wird. Die vom Staat bewilligten Preise sollen sehr auskömmlich sein. Wie hier allgemein verlautet, soll für ein InfanteriegewehrM187.- (vor dem KriegeM68.-), für einMGM3400.- (vor dem Kriege M 900.- ungefähr) bezahlt werden. In den „Privat-Abteilungen werden hergestellt: Jagdwaffen, Sportwaffen, Automobile, Fahrräder, Spielfahrzeuge, Kinderwagen, geschmiedetes Eisenbahnmaterial. Rohstoffbedarf: Eisen, Stahl, Holz, Metalle aller Art.  

	5. Neubelebung ist nur durch Besserung der Wirtschaftslage möglich, das Beste wäre, die hier vorhandenen, wirklich vorzüglichen Kräfte in maßgebende Stellung zu bringen und für den Staat lebenswichtige Verbesserungen durchzuführen. Außerdem wäre es durch eine solche Verstaatlichung möglich etwaige staatsfeindliche Kräfte von dem Betrieb fernzuhalten.  

	6. Kriegslieferungen erfolgten in allen oben erwähnten Artikeln, wozu noch Artillerie-Munition, Artilleriefahrzeuge usw. kamen. 

	 7. Entsprechend der Einstellung der Chefs ist bei dem kaufmännischen Personal eine sehr starke demokratische Gesinnung vorhanden. Die Belegschaft ist kommunistisch und sozialdemokratisch gemischt. Die wenigen gesinnungsmäßig uns Nahestehenden dürfen sich nicht zu erkennen geben, wenn sie nicht sehr schnell „den Piloten machen“ wollen. Seit dem 1. Februar a. c. geht aber hier das Gerücht, dass in die oberste Leitung der Firma sogar ein Adeliger, ein Graf oder ein Baron, der national sein soll, eingestellt wäre. Genaueres konnte ich hierüber nicht erfahren. Sämtliche Angaben beruhen auf hier allgemein bekannten Tatsachen, und ich habe es streng vermieden, irgendwelche Betriebsangehörige zu befragen, entsprechend ihren Vorschriften.  
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2. Ermittlungsbericht des Kriminalkommissars Boening gegen die Firma Simson & Co. vom 5. Mai 1933, in welchem er angebliche Betrügereien der Firma und überteuerte Lieferungen an das Reichswehrministerium auflistet

	 

	Erfurt, den 5. Mai 1933  Ermittlungsbericht  Die Vorgänge, welche zu der Ermittlungsaktion geführt haben, sind in dem vorläufigen Bericht Blatt 2 usw. der Akten niedergelegt. Die Ermittlungen richten sich gegen die Firma Simson & Co. in Suhl und zwar in der Hauptsache gegen die beiden Inhaber Arthur und Dr. Julius Simson, sowie gegen die Direktoren Baetz und Dr. Hornung. Die Anschuldigungen selbst betreffen in der Hauptsache die geschäftlichen Verhältnisse des sogenannten Reichswerkes, also der Gewehrfabrik, die für die Herstellung von Handfeuerwaffen aus Mitteln des Reichswehrministeriums eingerichtet worden ist. Um einen Überblick über die gegen das Werk gerichteten Anschuldigungen zu erhalten, sei zunächst darauf hingewiesen, dass von verschiedenen privaten Seiten entsprechende Mitteilungen an den Herrn Reichswehrminister Göring, an den Herrn Staatsminister Sauckel und das preußische Ministerium des Innern gemacht worden sind. So hat z.B. im März 1933 ein Ingenieur Louis Schindhelm aus Birkenfeld Mitteilungen darüber gemacht, dass bei der Firma Unregelmäßigkeiten vorgekommen seien und dass insbesondere die nationalgesinnte Arbeiter- und Angestelltenschaft schwer bedrängt worden sei. (Siehe Blatt 20 d. A.) Es hat weiterhin im März 1933 der Stützpunkt-Leiter Robert Winter aus Heinrichs eine Eingabe gemacht, in denen er auf die unhaltbaren Verhältnisse des Werkes hinweist. Auch hierbei spielen die politischen Verhältnisse der marxistisch eingestellten Geschäftsleitung eine besondere Rolle. (siehe Hülle 29 d.A.) In einer weiteren Eingabe vom 31.3.1933 beschäftigt sich der Polizeirat Gommlich aus Zella-Mehlis mit den Verhältnissen der Firma, wobei er besonders auf die Tatsache hinweist, dass der Dr. Julius Simson, welcher die Berliner Vertretung der Firma innehat, bis zu seiner vor einiger Zeit erfolgten Ehescheidung mit der Nichte des französischen Generals Nollet, des Chefs der Interalliierten Überwachungskommission in Deutschland, verheiratet gewesen war. (Siehe Hülle 29 d. A.) Im gleichen Monat hat der Kreisleiter Ulrich aus Suhl auf die untragbaren Verhältnisse innerhalb der Firma in einer Eingabe an den Herrn Reichskommissar Daluege hingewiesen. (Siehe Hülle 48 d. A.) Weiter beschäftigt sich ein Schreiben eines gewissen Schröder aus Henfstedt vom 14.4.1933 an die Gauleitung in Weimar mit den Verhältnissen innerhalb der Firma, wobei insbesondere auf die Betrügereien bei der Inrechnungstellung von Privatarbeiten auf staatliche Aufträge sowie auf die Auslieferung eines Industriemobilmachungsplans an das Ausland hingewiesen wird. (Siehe Hülle 37 d.A.) Endlich noch ergänzt der Stützpunktleiter Winter aus Heinrichs mit einem Bericht vom 10.3.1933 seine Angaben über die betrügerischen und politisch verseuchten Verhältnisse bei dem Werk. (Siehe Hülle 38 d. A.) Es sei hierbei darauf hingewiesen, dass nicht erst in letzter Zeit derartige Anschuldigungen gegen die Firma zutage getreten sind, sondern dass schon früher erhebliche Angriffe gegen das Geschäftsgebaren der Firma, insbesondere gegen die betrügerisch anmutende Preiskalkulation gegenüber dem Reichswehrministerium erhoben worden sind. Ich verweise hierbei auf den Schriftwechsel des Thür. Ministeriums des Innern mit dem Thür. Bevollmächtigten beim Reichsrat aus dem Jahre 1930, auf den Schriftwechsel des Reichswehrministeriums mit dem Verband Zella-Mehliser Waffenfabrikanten aus dem Jahre 1931 und auf den Schriftwechsel zwischen dem Thüringer Ministerium des Innern, dem Reichsfinanzminister und der Waffenfabrik Walther in Zella-Mehlis aus dem Jahre 1932. (Siehe Hüllen 25 – 27 d.A.) In diesem gesamten Schriftwechsel werden die gegen die Firma gerichteten Angriffe, dass sie zu teuer an das Reich liefere, mit dem vom Reichswehrministerium vertretenen Standpunkt begegnet, dass die Kapazität der Werksanlagen nicht annähernd ausgenützt werden könne und dass das Reich infolge der gebotenen Sparsamkeit nur einen verhältnismäßig kleinen Teil des zugestandenen Kontingents an Handfeuerwaffen jährlich beschaffen könne. Es sei daher klar, dass eine Fabrik, die auf einen großen Absatz eingestellt sei, aber nur für einen kleinen Bedarf arbeiten könne, natürlich teurer arbeiten müsse. Die Leistungsfähigkeit der Firma Simson könne deshalb nicht annähernd ausgenützt werden und es koste Mühe, dass die Firma einigermaßen ihren Betrieb aufrecht erhalten könne. Diese Erwiderungen auf die Angriffe bezüglich der Preiskalkulation würden einleuchten, wenn nicht auf der anderen Seite die Tatsache vorläge, dass die Firmeninhaber in den Jahren 1930 – 32, aus ihrem Privatkonto ganz erhebliche Beträge entnommen hätten. So ist z.B. aus den Büchern zu ersehen, dass die Firmeninhaber im Jahre 1930 rd. 250.000 RM, im Jahre 1931 rd. 230.000 RM und im Jahre 1932 sogar über 2 Millionen RM aus dem Privatkonto entnommen haben. Infolgedessen kann der Entschuldigungsgrund, dass sich die Firma nur mit äußerster Mühe flüssig erhalte, nicht ganz stichhaltig sein. Es geht jedenfalls aus den Bl. 24 beigefügten Unterlagen über die Steuerkosten der Firmeninhaber von 1927 – 1932 und über die Privatentnahmen von 1925 – 32 hervor, dass sie für ihre eigene Person ganz erhebliche Aufwendungen gemacht haben und dass daher keine Rede davon sein kann, dass die Firma etwa sich nur mühsam aufrecht erhalten habe. Außer diesen Angriffen gegen die Firma durch schriftliche Eingaben konnten nun in den letzten Wochen während der Ermittlungsaktion eine ganze Reihe ins Einzelne gehende Anschuldigungen festgestellt werden, die einerseits durch Zeugenaussagen bereits erhärtet sind, oder durch Beibringung der erforderlichen Zeugen erhärtet werden können. Ich nehme hierbei zunächst diejenigen Punkte heraus, die als Unregelmäßigkeiten und Betrügereien kleineren Stiles betrachtet werden können. So gibt z. B. der Ingenieur Hoede (siehe Bl. 10 d.A.) an, dass er in den letzten Jahren wiederholt habe die Feststellung machen müssen, dass die Bestellungen für die Werkzeugmacherei (Lieferung auf Kosten des R.W.M.) immer auf Fräsersätze einschl. Fräserdornen gelautet haben. Es seien diese Dornen aber niemals in dem Umfange, wie die Bestellungen gelautet hätten, geliefert worden. Da aber die Bestellscheine nun alle einschl. Dorne ausgeschrieben waren, seien diese auch dem R.W.M. in Rechnung gesetzt worden, obwohl sie nur in einem gewissen Umfange mitgeliefert worden seien. Der Fabrikant Fritz Wagner (s. Bl. 11 d.A.) bezeugt z. B., dass die Besichtigungskommissionen des öfteren dadurch getäuscht worden seien, dass kurz vor Besichtigungen Gesenke aus den Pressen entfernt wurden, die für die Herstellung für nicht für das R.W.M. zu liefernden Geräten in Frage kamen. Dagegen wurden gleichzeitig überall neue Gesenke eingesetzt, die sich zur Herstellung von Militärteilen eigneten. Fernerhin wird gegen die Firma der Vorwurf erhoben, dass sie für die Reichslieferungen tschechischen, sogenannten Poldi-Stahl, verwende, der billiger als der deutsche sei (siehe Bl. 11 d. A.). Es ist sogar nach Einleitung der jetzigen Ermittlungen von dem Betriebsleiter Dr. Meyer im Werke die Anweisung gegeben worden, dass bei Nachfragen das Vorhandensein des tschechischen Stahles verneint werden solle. Weiterhin wird der Vorwurf erhoben, dass die Firma alte Gewehrteile für Reichslieferungen verwendet habe. Es handelt sich hierbei um 2000 Stück Gewehrteile (Kriegslieferungen), die in einem besonderen Versteck untergebracht waren und dann von besonders vertrauenswürdigen Leuten eines Tages wieder hervorgeholt und für die Herstellung neuer, an das R.W.M. zu liefernder Gewehre verwendet worden seien. (Siehe Bl. 22 d.A.) Zeugen hierfür stehen zur Verfügung. Aus den weiteren Ermittlungen schält sich dann eine besondere Hauptanschuldigung hervor und zwar in der Richtung, dass die Firma seit Jahren Ingenieur- und Konstruktionskosten pp. von ihren Privatwerken dem R.W.M. für die Reichswerke in Rechnung gestellt habe. Hierbei ist zu bemerken, dass die Firma Simson & Co. neben dem sogenannten Reichswerk, also dem Werk der Herstellung von Handfeuerwaffen für das Reichsheer, noch eine Anzahl Privatbetriebe, wie z.B. Automobilbau, Kinderwagenbau usw. unterhält. Zwischen diesen Werken und dem Reichswerk ist ein scharfer Trennungsstrich zu ziehen, denn einmal sind sowohl die Einrichtungskosten für den Bau und die Einrichtung des Reichswerkes selbst vom Reiche bezahlt worden, und außerdem ist die Firma infolge der bestehenden Verträge in der Lage, alle entstehenden Einrichtungs- und andere Unkosten für die einzelnen Aufträge noch besonders zu berechnen. Die Firma stellt also bei einer Lieferung eines bestimmten Auftrages einmal die Herstellungskosten hierfür, zum anderen aber auch die für diesen Auftrag entstehenden Unkosten, wie z.B. Löhne und Gehälter für die erforderlichen Konstruktionen, Löhne für die an dem Auftrag beschäftigten Arbeiter, Stromkosten usw. in Rechnung. Die Handhabung dieser Inrechnungstellung wird immer damit begründet, dass, wie bereits eingangs erwähnt, die Kapazität des Reichswerkes auch nicht annähernd ausgenützt werden könne. Es wird nun durch eine große Anzahl Zeugen bewiesen werden können, dass die Firma Jahre hindurch derartige Unkosten ihrer Privatbetriebe auf die Rechnung des Reichswerkes gesetzt hat. Um nur einige derartige Punkte herauszugreifen, sei erwähnt, dass die im Büro Guthke, einem Büro, das nur für das R.W.M. arbeitet, die dort beschäftigten Techniker z.B. Selle und Rückriem ca. ½ Jahr lang Schreckschusspistolen, die Ingenieure Guthmann und Winter an den Konstruktionen von Jagdflinten, der Ingenieur Hoede an einer Konstruktion für Lautsprecher arbeiteten. Es können jedenfalls eine große Anzahl von Ingenieuren und Technikern namhaft gemacht werden, die Arbeiten für die Privatwerke ausgeführt haben, die aber dann dem R.W.M. in Rechnung gestellt worden sind. Diese Anschuldigungen sind auch ohne weiteres glaubhaft, weil eine Kontrolle hierüber äußerst schwierig ist, da das Werk dem Reichswehrministerium nur die Anzahl der geleisteten Konstruktions- pp. Stunden in Rechnung setzt, aber nicht detaillierte Aufstellungen für die einzelnen Konstrukteure gibt. In diesem Zusammenhang sei auch auf die Neukonstruktion von 3 Schloss-Einlaufmaschinen hingewiesen. Vor etwa 1 bis 1 ½ Jahren hat nämlich der Ingenieur Hoede auf Grund eines russischen Auftrages an die Firma die Überprüfung einer Konstruktion der genannten Maschine vornehmen müssen. Im Besitz der Firma Simson befand sich bereits eine im Auftrag des R.W.M. angefertigte Schlosseinlaufmaschine, die aber eine Fehlkonstruktion war. Um nun diesen russischen Auftrag ausführen zu können, mussten die alten Zeichnungen geändert und die alte Maschine nach den neuen Zeichnungen umgearbeitet und ausprobiert werden. Diese Arbeiten, nämlich Konstruktion, Umarbeitung und Proben, wurden dem Reichswehrministerium in Rechnung gestellt. Für die Herstellung der neuen Maschinen des russischen Auftrags hatte die Fa. dann natürlich ein leichtes Arbeiten, zumal die Vorarbeiten bereits vom R.W.M. bezahlt worden waren. Weiterhin sei in diesem Zusammenhang auf die Tatsache hingewiesen, dass in dem Büro Guthke, also in dem Büro für das R.W.M. in den Jahren 1929/30 für Persien das Angebot auf eine Fabrikationseinrichtung für Gewehr 98 aufgestellt worden war. Als Grundlagen wurden hierbei die Arbeitspläne für das G. 98 verwendet und danach sämtliche Maschinen, Vorrichtungen, Werkzeuge und Pläne zusammengestellt. Einmal sind hierdurch dem R.W.M. Konstrukteure in Rechnung gestellt worden, die nicht für dieses gearbeitet haben, zum anderen erhielt Persien danach die genaue Kenntnis der deutschen Fabrikationseinrichtung. Zeugen hierfür sind vorhanden. Es dürfte also keinen Zweifel unterliegen, dass bei einer genauen Kontrolle unzählige Fälle festgestellt werden können, in denen das R.W.M. unrechtmäßig mit Unkosten belastet worden ist. Ein weiterer Punkt, der einer besonderen Klärung bedarf, ist die Tatsache, dass der mit dem R.W.M. bestehende Vertrag, der eigentlich erst 1933 abgelaufen wäre, bereits im Jahre 1929 verlängert worden ist. Diese Frage muss aber erst an Hand der vom R.W.M. beizuziehenden Unterlagen eingehend nachgeprüft werden. Im Zusammenhang hiermit stehen von dritter Seite erhobene Anschuldigungen gegen den ehemaligen Ministerialamtmann von Wedelstedt, der die Revisionen im Werk vorgenommen und auch angeblich im Auftrag des Rechnungshofes des Deutschen Reiches die Vertragsverlängerung durchgesetzt haben soll. Im Verlaufe der weiteren Ermittlungen haben sich dann schwere Verdachtsgründe ergeben und zwar zunächst einige, welche der Schmiedemeister Max Götze, siehe Bl. 43 d. A., unter Zeugnis stellt. Wie ermittelt werden konnte, hat Götze infolge seiner Geschäftsbeziehungen zu der Fa. Simson und dadurch, dass sein Bruder und Schwager dort gearbeitet haben, besonderen Einblick in das Werk gehabt. Dieser hat angegeben, dass durch den Einkäufer Konzack, der jetzt noch bei der Fa. beschäftigt ist, bestätigt werden könne, dass die Fa. Simson das R.W.M. in einem Falle um den Betrag von 997.000 RM betrogen habe. Es sei dies bei der Abrechnung über die vom Reich für den Bau des Reichswerkes gezahlten Zuschüsse gewesen, wobei der genannte Betrag übrig geblieben wäre und dann von der Fa. in der Abrechnung lediglich buchtechnisch unter dem Kapitel „Ausgaben für sanitäre Anlagen“ in Rechnung gestellt sei, obwohl diese Summe niemals für diese Zwecke ausgegeben worden wäre. Dieser Betrag sei vielmehr in seiner ganzen Höhe von der Fa. unterschlagen worden. Götze gibt dann noch weiter eine große Reihe von Anschuldigungen an, die er sämtlich unter Beibringung von einwandfreien Zeugen unter Beweis stellen will. Es handelt sich hierbei einmal um die Fräsvorrichtungen, die zur Herstellung der rohgeschmiedeten Teile beim Gewehr und Maschinengewehr dienen und die von der Fa. durch Vermittlung der Fa. Schweizer & Oppler in Frankfurt a/M. als Schrott eingekauft, dann abgeschmirgelt und neu hergerichtet und als neue Einrichtungen dem R.W.M. in Rechnung gestellt worden seien. Es handelt sich weiter nach seiner Angabe um hunderte von Fällen, in den Teile oder Zubehörteile zum Maschinengewehr, die von den Revisionsbeamten als Ausschuss gestempelt worden seien, nach Überschweißung dieses Stempels und nach frischer Bearbeitung der beanstandeten Stellen wieder zur Herstellung verwendet worden seien. Endlich sei aber noch auf die Hauptanschuldigung eingegangen, die schon seit Jahren den Angriffspunkt gegen die Fa. Simson darstellt, nämlich die unglaubliche Überteuerung aller Lieferungen für das R.W.M. Ich habe bereits eingangs ausführlich auf diesen Punkt hingewiesen und die vielfachen Beschwerden dieser Art sind ja auch niemals zu irgendeinem Ergebnis gelangt. Schon damals und zwar am 6. Mai 1931 (s. Hülle 27 d. A.) war durch den Verband der Zella-Mehliser Waffenfabrikanten auf unerträgliche Preisspannen bei den Lieferungen hingewiesen worden. Immer wieder aber sind diese Angriffe abgewiesen worden mit dem Hinweis, dass die nicht ausgenützte Kapazität des Werkes diese Preisspanne bedinge. Bei einer eingehenden Überlegung wird man aber zum Schluss kommen, dass eine solche Preisspanne keinesfalls zu vertreten ist, denn man muss sich vor Augen führen, dass der Fa. Simson ja einmal die Einrichtungskosten voll bezahlt worden sind und sie zum anderen für jeden Auftrag die besonderen Kosten ersetzt erhält. Aus welchen Gründen bei diesem Sachverhalt nun noch eine Preisspanne von durchschnittlich immer mehreren hundert Prozent vertretbar sein soll, erscheint kaum erklärlich. Um diese Anschuldigungen aber nochmals eingehend nachzuprüfen, habe ich einige Positionen aus Aufträgen, die das R.W.M. der Firma Simson überschrieben hatte, entnommen und sie an mehrere gänzlich unbeteiligte Firmen zur Kalkulation aufgegeben. Es stellte sich hierbei für die nachstehenden Teile des Gewehrschlosses eine Preisspanne heraus, die auch dem Laien gegenüber unmissverständlich wirken muss. Die Fa. Simson berechnet für die nachfolgenden Teile folgende Preise:  

	 1. Kammern (9pp Stück) RM 94,44 pro Stück.  

	 2. Auszieher (2000 Stück) RM 8,94 pro Stück.   

	 3. Schlagbolzen (2700 Stück) RM 8,64 pro Stück.  

	 4. Hahn (3000 Stück) 18,23 RM pro Stück.  

	 5. Hülsen (800 Stück) 4,25 RM pro Stück.

	   Demgegenüber stellten sich die äußerst vertretbaren neutralen Kalkulationen:  

	   Zu 1 auf RM 27,—  

	   Zu 2 auf RM 3,75  

	   Zu 3 auf RM 2,35  

	   Zu 4 auf RM 6,75 

	   Zu 5 auf RM 1,—   

	Sämtliche genannten Preise verstehen sich ohne Material. Schon aus diesen Gegenüberstellungen ist die Unhaltbarkeit der von der Fa. Simson geforderten Preise zu erkennen. Es sind noch eine große Anzahl weiterer Auftragspositionen aus den Jahren 1929/1930 in der Überprüfung, deren Ergebnis in Kürze vorliegen wird. Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass sich aus der Fülle der Anschuldigungen, die gegen das Werk erhoben werden, zweifellos Ergebnisse herausbilden werden, die den Nachweis erbringen können, dass das Reich durch die Fa. Simson & Co. jahrelang durch in die Millionen gehende Beträge geschädigt worden ist. Es ist im Augenblick natürlich schwierig, vollkommen einwandfreies Belastungsmaterial vorzubringen, da einerseits zunächst noch davon abgesehen werden musste, den Betrieb des Werkes, der für die Reichswehr von erheblicher Bedeutung ist, irgendwie zu stören, und weil insbesondere die als Zeuge in Frage kommenden Angestellten und Arbeiter aus Furcht vor einer Entlassung nicht so aussagen können, wie es im Interesse der Sache dienlich wäre. Derartige Aussagen werden erst dann zu erlangen sein, wenn auch die Allgemeinheit zu der Überzeugung kommt, dass gegen die an der Spitze sitzenden Verantwortlichen rücksichtslos vorgegangen wird. Hierbei ist der Hinweis von besonderer Bedeutung, dass die Einstellung der jüdischen Inhaber der Firma nach der übereinstimmenden Aussage aller Personen, die die Verhältnisse der Fa. auch nur annähern kennen, als eine durchaus marxistische anzusprechen ist. Es können unzählige Beweise dafür angetreten werden, dass sich die Firmeninhaber und die leitenden Beamten des Werkes in krassester Weise gegen nationalgesinnte Angehörige gewendet haben, dass sie dagegen zum anderen marxistisch eingestellte Angehörige stets gefördert haben. Aber nicht nur in politischer Beziehung, sondern auch sonst, werden schwere Vorwürfe von den Angehörigen des Werkes über die Ausbeuterpolitik erhoben, die dadurch ihren Ausdruck findet, dass die Berechnung der Löhne usw. nicht Reichsmark, sondern nach einer Art Inflationsmark, nämlich der Simsonmark erfolgt. Eine Simsonmark gilt 0,029 RM, also 100 Simsonmark 2,90 RM. Durch diese Berechnungsmethode ist die Firma in die Lage versetzt, bei der Lohn- und insbesondere Akkordberechnung Bruchteile von Pfennigen herauszurechnen. Hierdurch erspart sie sich, da eine Abrundung der Pfennige nun nicht mehr erfolgt, bei jeder Lohnzahlung mehrere hundert Mark. Auch die sozialen Einrichtungen des Werkes, die Lohndrückereien, insbesondere bei den weiblichen Arbeitnehmern, die Innehaltung der gesetzlichen Unfallverhütungsbestimmungen seien hier nur gestreift. Eine eingehende Nachprüfung wird auch darin besondere Feststellungen treffen lassen. Das Ergebnis der bisherigen Ermittlungen dürfte in vollem Umfange die bisherigen Vermutungen von Unregelmäßigkeiten zu einem dringenden Tatverdacht erhärten. Dieser erstreckt sich insbesondere darauf, dass die Firma, wie bereits oben erwähnt, dringend verdächtig ist, durch allerlei Schiebungen das Reich um große Beträge geschädigt zu haben. Die restlose Überführung erfordert naturgemäß eine ins Einzelne gehende technische und kaufmännische Nachprüfung der gesamten Unterlagen. Sie wird daher nur möglich sein, wenn eine besondere Untersuchungskommission für diesen Zweck eingesetzt und wenn vor allen Dingen die jetzige Leitung des Werkes ausgeschaltet wird. Hierzu wäre erforderlich, dass ein besonderer Kommissar mit direktorialen Befugnissen für die Fortführung des Werkes eingesetzt würde. Dass ein Einschreiten gegen die Geschäftsleitung erfolgen muss, liegt nicht nur im Interesse der Verhütung weiterer Schäden, sondern auch im Interesse der Allgemeinheit. Die Stimmung in Heinrichs, in Suhl, in Zella-Mehlis usw. gegen die Firma ist außerordentlich erregt und es wird von allen Seiten mit Freuden begrüßt, dass nunmehr anscheinend der Anfang gemacht wird, auch hier gegen die Großbetriebe einzuschreiten. Es kann auch in den heutigen Zeit bei der Allgemeinheit kein Verständnis finden, dass ein Werk, welches der Hauptlieferant für das Reichsheer ist, und welches durch das Reich große Gewinne erzielt, von rein jüdischen Inhabern geleitet wird.                                                                                   

	                                                                                                         gez. Boening                                                                   

	                                                                                               Kriminalkommissar  

	ThStA Meiningen, Fa. Simson & Co, Nr. 447, Boening  

	 


 3. Bittschrift des Verbands Zella-Mehliser Waffenfabrikanten an Reichskanzler Adolf Hitler vom 30. März 1933 aufgrund der wirtschaftlichen Not ihres gesamten Handwerks

	 

	 Zella-Mehlis i./Thür., den 30. März 1933 

	 An den

	 Herrn Reichskanzler Adolf Hitler, 

	 Berlin   

	Sehr geehrter Herr Reichskanzler! 

	Die allgemeine Not, welche das Waffengewerbe in Zella-Mehlis ergriffen hat, nimmt jetzt Formen an, die einem völligen Erliegen, eines einst blühenden im Dienste des Vaterlandes aber sehr notwendigen Gewerbes, gleichkommen. Es sei uns daher gestattet, im Nachstehenden auf die Nöte hinzuweisen und Vorschläge, die zur Behebung der schwierigen Lage dienen können, zu machen. Das Waffenhandwerk ist seit Jahrhunderten in Zella-Mehlis i/Thür. beheimatet. Die Bewohner sind auf die Ausübung dieses Gewerbes angewiesen, denn eine Abwanderung in ein anderes Gebiet, z.B. Landwirtschaft, ist nicht möglich. Zur Ausübung des Gewerbes sind Spezialarbeiter erforderlich, die eine jahrelange Schulung für ihre Spezialkenntnisse benötigen. (6-8 Jahre für einen fertigen Facharbeiter). Infolge der behördlichen Erdrosselung dieses Gewerbes fehlt der Nachwuchs und wenn das Gewerbe zum Stillstand gekommen ist, ist dieses Gewerbe damit auch erledigt und ausgestorben, die noch vorhandenen Facharbeiter werden vom Ausland gerne aufgenommen. Gerade die handwerksmäßig betriebenen Werkstätten waren es, die für den Nachwuchs der tüchtigen Facharbeiter des Waffengewerbes sorgten und diese Betriebe sind heute in der Mehrzahl schon „schlafen gegangen“. – Die deutschen Waffenschmiede haben heute keinen Nachwuchs mehr, die Alten sterben aus. Im Jahre 1913 wurden in Zella-Mehlis 262 gewerbliche Unternehmen im Waffengewerbe gezählt, im Jahre 1932 nur noch 116. Im Jahre 1913 waren in Zella-Mehlis insgesamt 855 gelernte Facharbeiter beschäftigt, im Jahre 1932 nur noch 427. Vor dem Kriege wurden in Zella-Mehlis 225 Lehrlinge beschäftigt, z. Zt. sind nur noch 42 junge Leute in der Arbeit. Während in der Vorkriegszeit die Waffenarbeiter dauernd durchschnittlich 60 Stunden in der Woche arbeiteten, beträgt die Durchschnittsarbeitszeit heute kaum noch 20 Stunden. Einen weiteren markanten Vergleich bilden die Einnahmen der staatlichen Beschussanstalt in Zella-Mehlis. Vor dem Kriege beliefen sich die Einnahmen dieser Anstalt an Beschussgeldern auf jährlich 110.000 RM; im Jahre 1932/33 wird diese Einnahme knapp 30.000 RM betragen. Vor dem Kriege wurden 685.000 Waffen beschossen, 1932/33 wird die Zahl der beschossenen Waffen knapp 190.000 Stück erreichen. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass bei dieser Nachkriegszahl sich eine große Anzahl von Gaspistolen, die vor dem Kriege überhaupt noch nicht angefertigt wurden, und die man kaum als Waffen ansprechen kann, heute unter den Beschusszahlen befindet. Bei der durch die Polizei vorzunehmenden jährlichen Kontrolle der Waffenhandelsbücher wurde z. B. festgestellt, dass über 70 Firmen überhaupt keine Eintragungen gemacht haben, weil sie keine Verkäufe getätigt hatten. Es sind dies die Betriebe, wie schon vorher erwähnt, die sich kümmerlich mit einigen Reparaturen über Wasser halten. Neben den sonstigen, dem Reichswehrministerium zum größten Teil bekannten Schwierigkeiten, leidet die Waffenindustrie besonders darunter, dass heute deutsche Nachbarstaaten, die früher fast ausschließlich ihre Waffen aus Deutschland bezogen haben, eine eigene Waffenindustrie entwickeln. Russland, Polen, Finnland, Schweden, Tschechoslowakei, Dänemark und die Schweiz haben heute bereits eigene Waffenfabriken, vielfach durch Facharbeiter aufgebaut, die aus dem hiesigen Bezirk weggeholt worden sind. – Hierzu kommt noch, dass die in diesen Staaten ursprünglich nur für Militärzwecke gebauten Waffenfabriken heute schon dazu übergangen sind, auch Jagd-, Sport- und Verteidigungswaffen herzustellen und dadurch den Zella-Mehlisern Jagd-, Sport- und Verteidigungswaffen auf dem Weltmarkte große Konkurrenz bereiten. Diese ausländischen Firmen sind meistens staatlich subventioniert und können dadurch zu ganz anderen Preisen den Weltmarkt beliefern als die Zella-Mehliser Waffenindustrie. Besonders stark geschädigt wird die deutsche Waffenindustrie in den letzten Jahren durch den überhandnehmenden Schmuggel belgischer und spanischer Waffen, insbesondere Pistolen und Revolver. Es ist unverständlich, warum dem Wunsche der deutschen Waffenhersteller nicht nachgekommen wird, die Einfuhr dieser Waffen über bestimmte Zollämter zu leiten. Den deutschen Waffenherstellern werden durch unendlich viele Gesetze und Verordnungen mehr wie genug Schwierigkeiten bereitet, so wird z.B. verlangt, dass über den Verbleib einer jeder hergestellten Waffe genauster Nachweis geführt wird. Die Auslandswaffen dagegen unterliegen überhaupt keiner Kontrolle. Es kann also jeder Waffenhändler oder jede sonstige Person, die Interesse an Auslandswaffen hat, eine Bestellung im Ausland aufgeben, die dann über irgendein Zollamt geführt wird, in den Besitz des betreffenden Bestellers gelangt, ohne dass irgendeine deutsche Polizeibehörde davon Kenntnis erhält. Da diese Auslandswaffen heute zu einem Preise angeboten werden – sie sind allerdings zum größten Teil auch sehr minderwertig -, zu dem deutsche Hersteller einfach nicht liefern können, liegt es auf der Hand, dass die Versuchung für Waffenhändler außerordentlich groß ist, sich auf illegale Weise mit diesen billigen Waffen einzudecken. Die Ursache für den katastrophalen Niedergang der Waffenindustrie ist in erster Linie in den seit 1919 erlassenen, sie betreffenden Sondergesetzen zu suchen. Ein Teil wurde der Reichsregierung aufgezwungen durch das Versailler Friedensdiktat, einheitlich zusammengefasst und geregelt im sogenannten

	a) Kriegsgerätegesetz vom 27. Juli 1927. 

	 Die anderen Sondergesetze sind: 

	b) das Reichsschusswaffengesetz vom 12. April 1928, 

	c) die Notverordnungen im Jahre 1931, insbesondere die Notverordnung vom 8. Dezember 1931.  

	Als weitere Ursache für die große Not der Zella-Mehliser Waffenindustrie muss der Monopolvertrag angesehen werden, der mit der Firma Simson & Co. in Suhl abgeschlossen ist. Danach ist nicht nur das Reichswehrministerium verpflichtet, alle Aufträge für die Infanteriebewaffnung an die Firma Simson & Co. zu geben, sondern auch die Preußische Polizei muss alle benötigten Waffen und Ersatzteile über das Reichswehrministerium bei der Firma Simson & Co. bestellen. Da die erwähnte Firma einen Monopolvertrag hat, scheiden wirtschaftlich kaufmännische Gesichtspunkte praktisch fast völlig aus. Daher kommt es, dass an die Firma Simson & Co. seit Jahren Millionen unnützerweise seitens des Reiches gezahlt wurden. Zur Illustrierung unnötigerweise gezahlter Überpreise sind folgende Beispiele angeführt: Die bekannte Pistole Parabellum 08 kann im freien Handel vor dem Krieg und auch heute bei gleicher Qualität und Lehrenhaltigkeit zum Preise von ca. RM. 60. — bezogen werden. Das Reichswehrministerium und die Preußische Polizei müssen für dieselbe Pistole, von der Firma Simson & Co. bezogen, rund RM. 150. — bezahlen. Ähnlich verhält es sich beim Infanteriegewehr Mod. 98. Das Gewehr Mod. 98 ist von verschiedenen deutschen Firmen seit Jahren zum Preise von RM. 75. — bis 80. — angeboten worden und kann, wenn größere Mengen bestellt werden, noch billiger hergestellt werden, während die Firma Simson & Co. seit Jahren für dasselbe Gewehr rund RM. 140.—bekommt. Erst kürzlich wurde wieder ein Auftrag an die Firma Simson & Co. auf ca. 350.000 Korne vom Reichswehrministerium gegeben und zwar zu einem Preis, der um 60 % höher liegt als der der hiesigen Industrie. Die Auftragserteilung liegt in einer Zeit, in der gerade wieder einmal eine Kommission des Reichswehrministeriums sowie einigen anderen Reichs- und Preußischen Ministerien hier weilte, um sich von der Not der Waffenindustrie zu überzeugen und Abhilfe zu schaffen. Gerade ein solcher Auftrag hätte von den hiesigen kleinen, gut eingerichteten Handwerkern ausgeführt werden können. Das Vorgehen des Reichswehrministeriums ist in diesem Falle auch deshalb nicht zu verstehen, weil dieser Teil des Gewehres, also das Korn, nicht einmal unter das Kriegsgerätegesetz fällt. Es steht im übrigen auch fest, dass ähnliche Aufträge schon seit Jahren an preußische Firmen seitens des Reichswehrministeriums erteilt wurden. Es steht unbedingt fest, dass mit einem Bruchteil der an die Firma Simson & Co. geflossenen Summe der gesamten hiesigen Waffenindustrie hätte geholfen werden können. Die Waffenindustrie hat das über sie hereinbrechende Unglück kommen sehen und ist in den ganzen Jahren nach dem Kriege nicht untätig gewesen. Immer und immer wieder wurden durch die zuständigen Berufsverbände bei Reichsbehörden auf den Todeskampf des Waffenhandwerks hingewiesen. So wurde bei den wiederholten Beratungen zum Reichsschusswaffengesetz in den Jahren 1927/28 das Reichsinnenministerium immer und immer wieder darauf aufmerksam gemacht, dass dieses Gesetz nur die Grundlagen des Waffengewerbes zerstören werde und andererseits nie die Erwartungen des Regierung, dass damit die öffentliche Sicherheit und Ordnung gewährleistet werde, erfüllen könnte. Im Jahre 1931/32 haben wiederholt Vertreter der hiesigen Industrie bei dem Reichswirtschaftsministerium vorgesprochen und um Zuweisung von Aufträgen durch die Reichsbehörden oder der vom Reiche abhängigen Staatsbetriebe ersucht und immer wurde bei diesen Besprechungen um Erleichterung des Schusswaffengesetzes gebeten. Schließlich ist eine Verfügung des Reichsinnenministeriums vom 2. Juni 1932 erlassen worden, wonach qualifizierte Jagdwaffen nicht mehr den scharfen Bezugsbestimmungen des Reichsschusswaffengesetzes unterliegen. Da aber 90%aller Jagdwaffen von Jahresjagdscheininhabern gekauft werden und für diese die Ausnahme sowieso schon Geltung hatte, so kann man von einer wirklichen Hilfe durch diese Verfügung nicht sprechen. Für die Zella-Mehliser Industrie, die mehr auf Kurzwaffen eingestellt ist, brachte die neue Reichsverfügung dagegen noch eine Verschärfung der bestehenden Bestimmungen, so dass von unseren Mitgliedern bereits Schadenersatzforderungen gestellt werden mussten. Diese sind jedoch abgelehnt worden. Zuletzt war am 19. und 20. Januar ds. Js. eine Kommission unter Führung des Reichswehrministeriums, Herrn General Soldan, hier. Aber auch dieser Besuch hat bisher keine Besserung gebracht. Dagegen musste festgestellt werden, dass in dem von der Kommission hergegebenen Bericht bemerkt wird, dass die Firma Walther anscheinend noch sehr gut beschäftigt sei und es wird nicht für nötig erachtet, gerade nach dorthin Aufträge zu geben. Dieser Bericht ist anscheinend an alle beteiligten Ministerien gegangen, denn außer dem Reichswehrministerium lag dieser Bericht auch im Preußischen Ministerium des Innern (Beschaffungsabteilung) vor. Wie die Herren zu dieser Auffassung gekommen sind, ist vollkommen unverständlich, denn die Firma Walther war zu dieser Zeit seit ca. 1 ½ - 2 Jahren nur zur Hälfte beschäftigt, d.h. es wurden pro Woche nur 25 Stunden gearbeitet. Der ganze letzte Besuch scheint sich demnach zu einer rein preußischen Angelegenheit entwickelt zu haben, trotzdem die Herren der Preußischen Ministerien unter Führung des Herrn Regierungspräsidenten Bachmann hier offen erklärt haben, dass auch sie der Überzeugung seien, dass der hiesige Industriebezirk Thüringen und Preußen wirtschaftlich nicht voneinander zu trennen sei. Von der Antragsstelle des Preußischen Ministeriums des Innern ist von Walther vor einigen Tagen sogar verlangt worden, dass sie eine von ihr konstruierte und gesetzlich geschützte Sicherung für die Pistole 08 abgibt. Die Firma W. hat der Stelle sofort erklärt, dass ein Verkauf eigener Schussrechte gar nicht in Frage komme, da ihr vor allen Dingen daran gelegen sei, doch Arbeit für die eigene Belegschaft zu schaffen. Walther ist der Auffassung, dass damit versucht werden soll, auch diese Sache nach Preußen zu geben. Zu bemerken wäre noch, dass Herr General Soldan 10 Tage, nachdem die Kommission in Zella-Mehlis weilte, von dem Reichswehrministerium ausgeschieden ist und seit der Zeit als Vertreter der Firma Simson & Co. dem Reichswehrministerium gegenüber tätig ist.  

	Zur Abhilfe der dringendsten Not des Waffengewerbes erlauben wir uns, folgende Vorschläge zu machen: 

	 1.) Das Kriegsgerätegesetz vom 27.7.1927, welches die deutsche Waffenindustrie einseitig belastet, müsste so schnell wie möglich aufgehoben werden, damit die deutsche Waffenindustrie in die Lage kommt, ebenso wie jedes andere Land mit einer eigenen Waffenindustrie wie Polen, Tschechoslowakei, Schweiz usw. Kriegswaffen exportieren kann. 

	 2.) Das Reichsschusswaffengesetz vom 12.4.1928 müsste so schnell wie möglich umgeändert werden, dergestalt, dass sich jeder nationale deutsche eine Waffe durch einen konzessionierten Waffenhändler beschaffen kann. Der Waffenhändler ist verpflichtet, ebenso wie jetzt, ein Waffenbuch zu führen. Polizeiorgane können anhand des Buches jederzeit kontrollieren, ob der Waffenhändler die Waffen nur an zuverlässige Personen abgegeben hat. 

	3.) Aufhebung des Monopolvertrages mit der Firma Simson & Co. und dann die Vergebung von Aufträgen der zuständigen Berufsvertretung, dem Verband Zella-Mehliser Waffenfabrikanten, bekanntzugeben. Dadurch ist den Waffenhandwerkern und der hiesigen Waffenindustrie die Möglichkeit gegeben, Angebote einzureichen. Nach Aufhebung des Monopolvertrages wäre auch die Firma Simson & Co. gezwungen ihre Handelswaffen unter den gleichen Bedingungen zu fabrizieren wie die Zella-Mehliser Industrie, während jetzt die Firma Simson & Co. der hiesigen Industrie auch mit ihren Handelswaffen infolge ihrer Zuwendungen durch Heeresaufträge der hiesigen Industrie eine unliebsame Konkurrenz ist. 

	 4.) Das Heereswaffenamt, die Polizei, die Reichspost und die Reichsbahn mögen schon von heute ab alle nicht unter den Monopolvertrag fallenden Aufträge an das hiesige Waffengewerbe vergeben. Das gilt auch für Gegenstände, auf die sich die hiesige Waffenindustrie in den letzten Jahren teilweise notgedrungen umgestellt hat, wie Universal-Rechenmaschinen „WALTHER“, Werkzeuge verschiedenster Art, Türschliesser „H&Z“ und anderes mehr. Nur wenn eine sofortige Hilfe für die Waffenindustrie unter Beachtung der vorbezeichneten Vorschläge eintritt, kann der völlige Niedergang des für die Wehrhaftigkeit des Deutschen Volkes wichtigsten Industriezweiges vermieden werden. Wir bitten Sie, sehr verehrter Herr Reichskanzler, über uns verfügen zu wollen, wenn noch weitere Auskünfte erforderlich sind. 

	 Mit vorzüglicher Hochachtung! 

	 Verband Zella-Mehliser Waffenfabrikanten  

	ThStA Meiningen, Sammlung Betriebsgeschichte, Nr. 77, S. 1-5, Verband Zella-Mehliser Waffenfabrikanten  

	 


4. Stellungnahme des Chefs des Heereswaffenamtes zu dem Bericht des preußischen Innenministers vom 6. Juni 1933 mit der Aufforderung zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens  

	 

	  Abschrift 

	  Der Reichswehrminister 

	  Nr. 1494 33g.Wa B 2.                                                           Berlin, den 6.6. 1933  

	Einschreiben !  

	An den Herrn Oberstaatsanwalt beim Landgericht Meiningen

	  Anliegend wird in Abschrift ein Bericht übersandt, der auf Grund einer von dem preußischen Innenminister gegen die Firma Simson & Co., Suhl, angeordneten kommissarischen Ermittlung aufgestellt ist. Der Bericht enthält schwerste Anschuldigungspunkte gegen die Firma; er wirft ihr im besonderen betrügerische Handlungen gegen den Reichswehrfiskus vor. Im Staatsinteresse liegt es, die Anschuldigungspunkte durch schleunigste Einleitung des Ermittlungsverfahrens zu klären, und sofern betrügerische Handlungen vorliegen, Klage zu erheben. Von einer Untersuchung der Anschuldigungspunkte habe ich selbst Abstand genommen, da m. E. nur durch eine gerichtliche Vernehmung der im übrigen im Bericht nicht genannten Zeugen volle Klarheit gewonnen werden kann. Darauf muss ich aber besonderen Wert legen, da die Vorwürfe mittelbar auch die Beschaffungs- und Preisprüfungsstellen meines Ministeriums berühren.  Zur Auskunft über technische und kaufmännische Fragen stehen meine Sachverständigen auf Anforderung zur Verfügung. Ein Vertreter des Reichswehrministeriums – General a. D. Auer – wird sich ab 8. Juni bei der Firma befinden, um die militärischen Interessen zu vertreten, sowie den geregelten Fortgang der Waffenfabrikation sicherzustellen. Um eine Störung zu vermeiden, wird darum gebeten, falls irgendwelche Eingriffe in den Betrieb aus Gründen der Strafverfolgung erforderlich sind, vorher mit dem Reichswehrministerium Fühlung zu nehmen. Im Interesse der Landesverteidigung liegt es, dass über die Einleitung des Verfahrens und über die Ergebnisse der Ermittlungen nichts in die Öffentlichkeit gelangt. Zu besonderem Dank wäre ich verpflichtet, wenn General a. D. Auer laufend über den Gang der Untersuchung unterrichtet würde. Zu den Punkten des Berichts wird wie folgt Stellung genommen:  

	Zu 1.) Nach fernmündlicher Auskunft des Polizeipräsidiums Berlin ist Dr. Julius Simson nicht verheiratet gewesen.  

	Zu 2.) Firma hat Privatarbeiten für eigene Zwecke bei Einreichung der Rechnungen für die Gehaltszahlungen der Ingenieure des Vorrichtungs- und Werkzeugbaubüros abgesetzt. Nachprüfung ist nur durch Angaben des Zeugen und Vergleich mit den Rechnungen des betreffenden Zeitraumes möglich.  

	Zu 3.) hier unbekannt. 

	 Zu 4.) und 5.) Es müsste an Hand der Aufträge des Reichswehrministeriums und der Bücher der Firma geklärt werden, ob ungerechtfertigte Gewinne erzielt worden sind. Dabei bliebe zu berücksichtigen, dass z. Zt. auf Veranlassung des Reichswehrministeriums die Gewehr- und M.G.-Fertigungsstätte größer als zu den jährlichen Aufträgen erforderlich aufgezogen worden ist und daher besonders große Unkosten entstehen, dass ferner in den Jahren 1929, 1930 und 1931 die auf Grund der Truppenversuche an dem 1.M.G.13 notwendigen nachträglichen Konstruktionsänderungen in die Waffenpreise eingerechnet wurden und schließlich dass die Waffen – im Gegensatz zu der privaten Waffenfertigung – im Austauschbau herzustellen waren.

	Zu 6.) Kann durch Vergleich der Rechnungen mit den Bestandsbüchern des staatlichen Abnahmekommandos geklärt werden.  

	Zu 7.) Die Firma hat die Berechtigung, mit den Schmiedehämmern und Gesenken Arbeiten für Privataufträge auszuführen. 

	 Zu 8.) Der Bezug von ausländischem Material war vertraglich nicht verboten. Erst seit meinem Erlass vom 26.2.1931 durften ausländische Erzeugnisse nur unter ganz besonderen Verhältnissen verwendet werden (z.B. wenn im Reich nicht zu haben). Gründe des Vertuschungsversuchs des Dr. Meyer wären aber zu klären. 

	 Zu 9.) Hierüber muss das Abnahmekommando gehört werden. Trifft dieAngabe zu und sind alte Gewehrteile als neue in Rechnung gestellt worden, so liegt zweifellos eine betrügerische Handlung vor. 

	Zu 10.) und 11.) Siehe zu 2.)  

	Zu 12.) und 13.) Ist mit Einverständnis des Reichswehrministeriums erfolgt. Die Kosten durfte die Firma aber nicht dem Reichswehrministerium in Rechnung stellen. 

	 Zu 14.) Vertrag, der ursprünglich vom 1.4. 1924 bis 1.4. 1934 lief, ist im Jahre 1928 auf Veranlassung des Rechnungshofs um 5 Jahre - bis 1.4. 1939 – verlängert worden, um die Rückzahlung des der Firma gegebenen Darlehens sicherzustellen.  

	Zu 15.) Die Rechnungen müssten auf Grund etwaiger Zeugenaussagen auf ihre Richtigkeit nachgeprüft werden.  

	Zu 16.) und 17.) Muss auf Grund der Zeugenaussagen an Hand der Bestandsbücher des Abnahmekommandos und durch Vernehmung der Abnahmebeamten festgestellt werden. Trifft die Anschuldigung zu, so liegt auch hier zweifellos ein Betrug vor.  

	Zu 18.) Die Firma ist vertraglich verpflichtet, zu angemessenen Preisen zu liefern.  

	Von seiten des Reichswehrministeriums können die Preise – mangels vertraglichen Rechts – nicht an Hand buchmäßiger Ausweise nachgeprüft werden, sondern lediglich nach dem kalkulatorisch ermittelten oder sich nach der Fertigung ergebenden Material- und Lohnaufwand, zu dem die von der Firma als notwendig geforderten und anerkannten Zuschläge für Unkosten und die Gewinne hinzutreten. Im übrigen wird bemerkt, dass bereits eine von dem Herrn Reichskanzler eingesetzte Kommission bei verschiedenen Lieferfirmen, die auf Grund des Versailler Vertrages einen monopolartigen Charakter haben, die Preise auf ihre Angemessenheit nachprüft und ebenso die erzielten Gewinne. Hierunter befindet sich auch die Firma Simson. Das Ergebnis dieser Nachprüfung wird nach Abschluss zur Verfügung gestellt werden.  

	1 Anlage                                                      Im Auftrage                                                                                                  gez. von Bockelberg                                                                       Generalleutnant und Chef des     Heereswaffenamtes      

	 BArch RH 2301/5460, Bl. 138-141, Schreiben Nr. 1494 33 g. Wa B 2.  

	 


 5. Rundschreiben der Berlin-Suhler Waffen- und Fahrzeugwerke G.m.b.H vom 27. September 1933 über den Beginn ihrer Geschäftstätigkeit 

	 

	 Waffa

	Berlin-Suhler-Waffen- und Fahrzeugwerke G.m.b.H.  

	Hersteller der Simson-Fabrikate                                                                         

	                                                                                   Suhl i. Thür., den 27.09.1933

	  In der Anlage übersenden wir Ihnen ein Rundschreiben, das Sie über den Beginn unserer Geschäftstätigkeit informiert. In der Annahme, dass Sie Näheres zu erfahren wünschen, geben wir Ihnen nachfolgend Einzelheiten: Unsere Gesellschaft, deren Kapital RM. 50.000.— beträgt, welches in den Händen von Herrn Hauptmann a. D. Ingenieur Cäsar Hornung, Bielefeld, und Herrn Oberleutnant a. D. Bankdirektor Friedrich Florey, Plauen i.V., liegt, hat die in dem Rundschreiben erwähnten Abteilungen der Firma Simson & Co., Suhl, die sie in unveränderter Weise fortführen wird, übernommen und Sorge getragen, die Führung der Geschäfte ebenfalls in arische Hände zu legen. Neben Herrn Direktor Max Fischer in Suhl, der bereits seit vielen Jahren der Firma Simson & Co. angehört, wurde Herrn Major a. D. Fromm die Leitung übertragen. Beide Herren werden gemeinsam die Firma zeichnen. Zum Prokuristen wird Herr Ernst Schönfelder in Suhl bestellt, der gemeinsam mit einem der anderen Zeichnungsberechtigten zeichnen wird. Die zur Fortführung der Geschäfte erforderlichen Beträge stehen uns zur Verfügung. Wir werden genau wie die Firma Simson & Co. unter Ausnutzung des Skontos regulieren. Die übernommenen Auftragsbestände der Fahrradabteilung werden es gestatten, die im Laufe des Jahres neu eingestellten Arbeiter weiter zu beschäftigen. In der Abteilung „Jagdwaffen“ erwarten wir eine weiter steigende Tendenz durch den Vertrieb unserer Wehrsportbüchse und sonstiger Kleinkaliberwaffen, auch hoffen wir, neue Aufträge in Langwaffen aus dem Auslande hereinbekommen zu können. Die Puppenwagen-Saison hat bereits recht lebhaft eingesetzt. In den anderen Abteilungen liegen die der Jahreszeit entsprechenden Aufträge ebenfalls vor. Die Aufnahme anderer neuer Artikel ist in Vorbereitung. Gestützt auf den alten Stamm von Angestellten und Arbeitern hoffen wir somit, in steter Arbeit die übernommenen Werke weiter entwickeln zu können. 

	 Erzeugnisse der Waffa-Werke: Waffen, Jagdgewehre, Fahrräder, Automobile, Kinderwagen, Sportgeräte, Eisenbahnmaterial  

	ThStA Meiningen, Fa. Simson & Co, Nr. 126, Bl. 19, Waffa GmbH 

	 


  6. Auszüge aus dem Pachtvertrag zwischen der Simson & Co KG und der Berlin- Suhler- Waffen- und Fahrzeugwerke GmbH vom 29. September 1933 

	 

	 Pachtvertrag  Die Firma Simson & Co. in Suhl/Thür., kurz „Verpächterin“ genannt, schließt mit der Berlin-Suhler Waffen- und Fahrzeugwerke Gesellschaft, kurz „Pächterin“ genannt, folgenden Pachtvertrag:                                     

	                                                       §1. 

	 Die Verpächterin verpachtet an die Pächterin  

	
	1) ihre in Suhl/Thür., Rüssenstr. 2, gelegenen Geschäftsräume einschließlich Inventar, soweit die Verpächterin sie nicht für ihre Zwecke benötigt,  .) 

	2) die in Heinrichs bei Suhl gelegene Fabrikanlage, soweit sie nicht zu der abzutrennenden Militärwaffenfabrik gehört, bestehend aus Grundstücken und Gebäuden einschl. Maschinen, Einrichtungen, Vorrichtungen, Werkzeugen und Lehren, des Inventars, Fuhrparks, Zubehörs und ihres Rechts zur Benutzung des Gleisanschlusses, aber ausschließlich der in der Fabrikanlage befindlichen oder für Rechnung der Verpächterin noch bestellten Rohstoffe, Hilfsmaterialien, Halb- und Fertigfabrikate, sowie der Geschäftsbücher, -papiere und Unterlagen,  

	3) den Schießstand in der Manghohle in Suhl, den die Verpächterin in Erbpacht hat. 



	 Nach Abtrennung der Militärwaffenfabrik wird es vielleicht notwendig sein, den verpachteten Betrieb durch Einrichtung von Werkstätten und Hilfsbetrieben oder sonst wie zu ergänzen. Der Verpächterin bleibt es überlassen, zu bestimmen, was in dieser Beziehung zu geschehen hat und inwieweit sie die Kosten trägt. Nach Abtrennung der Militärwaffenfabrik und Erstellung etwaiger neuer Werkstätten und Hilfsbetriebe werden von der Verpächterin Pläne und Listen über die Pachtobjekte aufgestellt werden, aus denen sich der endgültige Umfang der Pachtobjekte ergibt. Die Verpächterin gestattet der Pächterin, die Büroräume ihrer Zweigniederlassung in Berlin, Unter den Linden 75-76, bis zum 30. September 1933, zu benutzen, soweit die Verpächterin sie nicht für ihre eigenen Zwecke benötigt.

	                                                      §2.  

	Der Pachtvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Die Pacht beginnt an einem von den Parteien noch festzusetzenden Tage, möglichst an einem Tage nach Ablauf einer Lohnperiode.                                                  

	                                                     §3. 

	 Die Pächterin verpflichtet sich, den gepachteten Fabrikbetrieb fortzuführen. Sie darf ihn ohne Genehmigung der Verpächterin nicht aufgeben, ganz oder teilweise weiter verpachten, stilllegen oder seinen Zweck ändern. Sie verpflichtet sich, nach den Grundsätzen eines ordentlichen Fabrikanten und Kaufmanns sparsam und ordnungsmäßig während der gesamten Dauer des Vertrages zu wirtschaften und sich zu bemühen, den Absatz zu steigern. Die Pächterin darf die gepachtete Fabrik nur nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtschaft nutzen. Sie darf insbesondere nicht Raubbau an den Pachtgegenständen treiben. Sie hat sie in jeder Hinsicht pfleglich zu behandeln und für eine stete Verbesserung der Fabrikanlage wie der einzelnen Teile derselben (Maschinen, Einrichtungen, Vorrichtungen, Werkzeuge, Lehren, Inventar, Zubehör und was sonst dazu gehört) zu sorgen und die gesamten Anlagen fortlaufend auf ihre Kosten auf einem Stand der Technik zu halten, der nicht nur ein einwandfreies, sondern auch wirtschaftlich vorteilhaftes Arbeiten ermöglicht. Bei Ablauf des Vertrages hat die Pächterin die Objekte in diesem Zustand zurückzugeben.                        

	                                                 §4. 

	 Auch die Unterhaltung der Gebäude und die Neuerrichtung wegen Alters verfallender Gebäude und die Vornahme von Umbauten, welche zur Fortführung des Betriebes notwendig sind, liegt der Pächterin auf ihre Kosten ob. Notwendige Reparaturen sind alsbald vorzunehmen. Neue Gebäude darf sie nur mit Genehmigung der Pächterin errichten.                                        

	                                                §5.

	 Alle Neuanschaffungen und Verbesserungen, gleichgültig ob sie von der Pächterin selbst oder von dritten hergestellt oder bezogen werden, werden sofort Eigentum der Verpächterin als mittelbare Besitzerin und sind bei Beendigung des Pachtvertrages an die Verpächterin ohne Entschädigung herauszugeben.                                               

	                                             §6.  

	Die Verpächterin übernimmt es, die verpachteten Gegenstände und die von der Pächterin übernommenen Personen gegen diejenigen Schäden zu versichern, die sie für tunlich hält. Die Pächterin hat der Verpächterin gegenüber alle Angaben zu machen, welche die Verpächterin zwecks Versicherung benötigt. Die Pächterin ist verpflichtet, der Verpächterin neu hinzugetretene Risiken rechtzeitig zu melden. Ob die Verpächterin in den abzuschließenden Versicherungsverträgen auch andere, die Pächterin nicht interessierende Objekte und Personen mitversichert, bleibt ihr überlassen. Die Verpächterin legt die Prämien aus, kann aber auch verlangen, dass ihr die Pächterin die Prämien zwecks Weiterleitung an die Versicherungsgesellschaften so zeitig aushändigt, dass die Versicherungen rechtzeitig gedeckt werden. Soweit die Verpächterin die Prämien aus eigenen Mitteln gezahlt hat, hat die Pächterin ihr den Anteil an den Prämien zurückzuerstatten, welcher auf die im Interesse der Verpächterin abgeschlossenen Versicherungen anteilig entfällt. Die Verpächterin hat die bei der Pächterin eingetretenen Schäden wieder gutzumachen, hat dafür aber nicht mehr aufzuwenden, als sie selbst von den Versicherungsgesellschaften dazu erhalten hat.                   

	                                         §7. 

	 Die Pächterin verpflichtet sich, bei Pachtbeginn alle bei der Verpächterin angestellten Personen (Angestellte und Arbeiter) zu übernehmen. Die Verpächterin behält sich vor, bei einigen Personen abweichende Bestimmungen zu treffen. Die Pächterin entscheidet selbständig, welche Angestellten- bzw. Arbeitsverhältnisse sie lösen will, hat dabei aber die Bestimmungen über die Einhaltung von Kündigungsfristen nach dem Kündigungsschutzgesetze zu beachten. Fällt der Beginn der Pacht nicht gerade auf den ersten Tag eines neuen Monats, sondern in den Monat hinein, so hat die Verpächterin die Gehälter für die Angestellten bis zum Tage des Beginns der Pacht anteilig an die Pächterin zurückzuvergüten, welche den gesamten Gehalt am Ende des Monats an die Angestellten auszuzahlen hat. Die am Tage des Beginns der Pacht im Lohnbüro zu Gunsten der Verpächterfirma aufgelaufenen Lohnsaldi muss die Pächterin dem Verpächter vergüten. Die Pächterin hat alle durch den Arbeitgeberwechsel entstehenden Pflichten privater wie öffentlich-rechtlicher Art zu übernehmen und die Verantwortung für die rechtzeitige Erfüllung in jeder Beziehung. Die Pächterin befreit in dieser Hinsicht die Verpächterin generell und in jedem einzelnen Falle von all ihren Verpflichtungen jedweden Dritten gegenüber. Sofern die Verpächterin Angestellten und Arbeitern bisher Wohnungen zur Verfügung gestellt hat, übernimmt die Pächterin die Rechte und Pflichten der Verpächterin. – Soweit die Wohnungen der Verpächterin von Angestellten und Arbeitern bewohnt werden, die nach Abtrennung der Militärwaffenfabrik nicht mehr bei der Verpächterin oder der Pächterin beschäftigt sind, hat die Pächterin mit diesen Mietern Mietverträge abzuschließen und einen angemessenen Mietzins zu vereinbaren.                                             

	                                                 §8.

	  Herr Arthur Simson ist auf Verlangen der Gesellschafter der Pächterin verpflichtet, im Interesse der Pächterin für diese tätig zu sein, um den Fortbetrieb des Unternehmens sicherzustellen und nach Möglichkeit den Absatz zu heben. Er hat insbesondere an solchen Stellen zu wirken, wo tatkräftige Hilfe und Unterstützung und Anregung notwendig erscheinen. Seine Verpflichtungen erstrecken sich nur auf eine Tätigkeit höherer Art, wie er sie als bisheriger Leiter der Verpächterin ausgeübt hat. Auch Herr Dr. Julius Simson, Berlin, ist nach Maßgabe seiner bisherigen Tätigkeit und seines Gesundheitszustandes auf Verlangen der Pächterin zur Mitarbeit verpflichtet.                                               

	                                                 §9. 

	 Die Arbeiter und Angestellten der Verpächterin sind zur Zeit bei der „Betriebskrankenkasse der Firma Simson & Co.“, einer selbständigen Körperschaft des öffentlichen Rechts, versichert. Die Pächterin ist ohne Zustimmung der Verpächterin nicht berechtigt, einen Antrag auf Auflösung der Betriebskrankenkasse zu stellen, auch wenn deren Name oder Struktur geändert sei sollte.                                     

	                                               §10.  

	Die Verpächterin erwirbt die bei Pachtbeginn in den Werkstätten (nicht in den Lagern) der Fabrik befindlichen Rohmaterialien, Halb- und Fertigfabrikate, sowie Hilfsmaterialien zu einem im gegenseitigen Einvernehmen noch festzusetzenden Schätzungspreise. Materialien wie Kohlen oder Altmaterial, die nach Art ihrer Aufbewahrung nicht dazu geeignet sind, bei der Verpächterin zu verbleiben und von der Pächterin nach Maßgabe des § 11 allmählich übernommen zu werden, werden am Tage der Übernahme listenmäßig festgestellt und sind ebenfalls zu einem Schätzungspreise mitzuübernehmen. […]                                         

	                                             §19

	 Die Verpächterin und die von ihr Beauftragten haben jederzeit das Recht, die Geschäftsbücher, Belege, Unterlagen und Bilanzen der Pächterin einzusehen, auch sich selbst aus den Unterlagen Bilanzen anzufertigen, sich über alle Geschäftsvorgänge zu unterrichten, die Grundstücke, Gebäude und Werkstätten zu betreten und zu besichtigen und sich über den Zustand der Fabrikanlagen Gewissheit zu verschaffen.                                      

	                                               §20.  

	Verpächterin kann jederzeit verlangen, dass die Personen, die im Gesellschaftsvertrag der Pächterin zur Einberufung der Gesellschafterversammlungen vorgesehen sind, eine Gesellschafterversammlung einberufen. Sie muss die Gründe, die sie zu ihrem Verlangen auf Einberufung der Gesellschafterversammlung veranlassen, angeben.                                            

	                                            §21. 

	 Beide Teile können den Pachtvertrag jederzeit unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 3 Monaten auf den Schluss eines Kalenderhalbjahres kündigen. Der Pachtvertrag kann unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 4 Wochen gekündigt werden:  1. von beiden Parteien, wenn die andere Partei ihre Verpflichtungen aus dem Pachtvertrage böswillig nicht erfüllt,  2. von der Verpächterin:  a) wenn die Verpächterin sich des Eigentums an der Fabrikanlage ganz oder zu einem erheblichen Teile begibt,  b) wenn die Pächterin mit ihrer Verpflichtung aus § 16 in Verzug kommt,  c) wenn die Pächterin schlecht wirtschaftet, die gepachteten Gegenstände nicht ordnungsmäßig verwaltet oder pfleglich behandelt,  d) wenn die Pächterin die Bestimmungen des § 3 verletzt,  e) wenn ein wichtiger Grund dieAufhebung des Pachtvertrages gebietet.  Der Einhaltung einer Kündigungsfrist von Seiten der Verpächterin bedarf es nicht:  1.) wenn die Liquidation bzw. Auflösung der Pächterin beschlossen wird,  2.) bei Eröffnung des Konkurses über das Vermögen der Pächterin, oder ihrer Zahlungseinstellung oder Überschuldung.                                               

	                                           §22.  

	Gibt die Pächterin die gepachtete Fabrik nicht in dem in §3 bezeichneten Zustand zurück, dann ist sie schadenersatzpflichtig und hat der Verpächterin die Summe zur Verfügung zu stellen, die notwendig ist, um die Fabrik mindestens in dem ihr übergebenen Umfange auf den neuesten Stand der Technik zu bringen.                                 

	                                           §23. 

	 Auf Verlangen der Verpächterin ist die Pächterin verpflichtet, bei Beendigung des Pachtvertrages ihre Recht und Pflichten aus allen Verträgen, insbesondere Lieferungsverträgen- und Abschlüssen, Verträgen mit den Lagerhaltern und Konsignationslägern pp. auf die Verpächterin zu übertragen, ihr auch die Rohmaterialien, Hilfsstoffe, Halb- und Fertigfabrikate zum Tagespreise zu überlassen. Die Pächterin gewährt der Verpächterin Einsicht in ihre Bücher und Unterlagen, damit die Verpächterin sich entschließen kann, ob und bei welchen Verträgen, […]                                      

	                                           §26.

	  Bei Beendigung des Vertrages hat die Pächterin eine Bilanz aufzustellen, aus der sich der Gewinn ergibt.           

	                                           §27. 

	 Die Pächterin verzichtet auf jedes Pfand- und Zurückbehaltungsrecht gegenüber der Verpächterin. Pächterin erkennt an, dass sich die gepachtete Fabrikanlage und deren Objekte in einem Zustand befinden, der eine einwandfreie Fabrikation aller Artikel, die die Verpächterin bisher in den gepachteten Räumen hergestellt hat, ermöglicht.                      

	                                          §28. 

	 Es steht zu erwarten, dass bei der Neuheit der Materie für beide Parteien Auffassungen zutage treten, welche zu Differenzen führen können. – Solche Differenzen von vornherein auszuschalten, erscheint bei der ungeheuren Menge von Fragen unmöglich. Aus diesem Grunde ist es geboten, schon mit Beginn des Pachtvertrages eine unparteiische Persönlichkeit einzusetzen, die als Treuhänder für beide Parteien fungiert. Der Treuhänder hat bei Auftreten von Zweifels- und Streitfragen zu entscheiden, er kann auch zur Entscheidung ein oder zwei Schiedsrichter zuziehen. Der Treuhänder bzw. das von ihm geleitete Schiedsgericht entscheidet endgültig unter Ausschluss des Rechtsweges. Damit der Treuhänder sein Amt ausüben kann, überträgt hiermit die Verpächterin die Wahrnehmung ihrer Rechte aus dem Pachtvertrage an den Treuhänder, während andererseits die Gesellschafter der Pächterfirma ihre Anteile zur treuhänderischen Verwaltung an denselben Treuhänder abtreten, und zwar mit der Maßgabe, dass sich auch jeder Neuerwerber etwa veräußerter, gepfändeter, verpfändeter oder ererbter Gesellschaftsanteile für seine Person und Rechtsnachfolger der gleichen Bindung gegenüber dem Treuhänder unterwirft. Als Treuhänder für die Durchführung der vorbezeichneten Aufgaben wird von beiden Parteien auf gemeinsame Kosten Herr Dr. Herbert Hoffmann, Berlin W., Burggrafenstr. 11, bestellt. Sie entbinden ihn von allen gesetzlich zulässigen Beschränkungen, insbesondere von denen aus § 181 BGB.                         

	                                         §29.  

	Abänderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der schriftlichen Form.                           

	                                        §30. 

	 Kosten und Stempel dieses Vertrages trägt die Verpächterin. Die Pächterin trägt alle sonstigen Kosten und Ausgaben und hat die mit der Übernahme der Pachtgegenstände verbundenen Arbeiten zu leisten. 

	 (Unterschriften) 

	 Berlin, 29. September 1933. 

	 THStA Meiningen, Fa. Simson & Co, Nr. 126, Bl. 38, Pachtvertrag zwischen Simson & Co KG und der Berlin-Suhler Waffenund Fahrzeugwerke GmbH (Auszüge)       

	 

	 

	 

	 

	 


 7. Entwurf des Schreibens der Simson & Co Verwaltungsgesellschaft an     den Reichswehrminister zur Klärung der Beschwerden vom 22. Juni 1934  

	 

	 Entwurf  

	Simson & Co                                                             Berlin W. 15, den… 

	Verwaltungsgesellschaft 

	 An den Herrn Reichswehrminister  

	z.H. des Herrn Oberstleutnant Thomas

	  Chef des Stabes des Heereswaffenamtes  

	Betr. Berlin-Suhler Waffen- und Fahrzeugwerke Simson & Co.  

	Wir nehmen ergebenst auf die dem Herrn Reichswehrminister bekannten Verträge Bezug, die mit dort seitiger Genehmigung Anfang dieses Jahres zwischen uns und Herrn Dr. Hoffmann als Treuhänder abgeschlossen worden sind. Die Verhältnisse haben sich inzwischen so entwickelt, dass wir uns voraussichtlich genötigt sehen werden, in Verhandlungen, die in den nächsten Tagen geführt werden müssen, das Treuhandvertragsverhältnis zu Herrn Dr. Hoffmann zu lösen. Ohne auf die zahlreichen Einzelheiten, die diesen Schritt für uns bedauerlicherweise unumgänglich machen, einzugehen, fassen wir die wesentlichsten Gründe nachstehend wie folgt zusammen:  Herr Dr. Hoffmann hat während der wochenlangen Verhandlungen, die zu diesen Verträgen geführt haben, stets uns und unseren Rechtsberatern gegenüber nachdrücklich betont, dass nur, wenn ihm eine derartige Machtstellung eingeräumt wird, das Reichswehrministerium seine Zustimmung zu den Verträgen geben würde. Auf Grund dieser Erklärungen haben wir uns genötigt gesehen, ihn sowohl zum Treuhänder als auch zum Geschäftsführer der Beteiligungs-GmbH und damit zum Leiter des gesamten Fabrikunternehmens zu bestellen. Wir haben ihm damit praktisch die völlige Verwaltung eines Millionenvermögens und eines umfangreichen schwierigen Fabrikbetriebes übertragen, obgleich wir gegen derartig weitgehende Verträge die allerschwersten Bedenken hatten, insbesondere aus dem Grund, weil Herr Dr. Hoffmann nach seiner Vorbildung und bisherigen Tätigkeit u. E. gar nicht die Kenntnisse besitzen konnte, die zur Leitung eines derartigen Werkes in kaufmännischer und technischer Beziehung erforderlich sind, zumal da Herr Dr. Hoffmann weder Kaufmann noch Techniker sondern Volkswirtschaftler ist. Im Laufe der Verhandlungen ist mehrfach von uns und unseren Rechtsberatern, den Rechtsanwälten Bennecke und Dr. Koch (Anwaltssozietät Justizrat Dr. Meidinger, Bennecke, Dr. Koch) angeregt worden, einer unserer Anwälte sollte zu den zahlreichen Besprechungen, die Herr Dr. Hoffmann in unserer Angelegenheit nach seiner Mitteilung mit dem Reichswehrministerium, insbesondere mit Herrn Oberstleutnant Thomas führte, mitkommen, um vielleicht eine Minderung der vom Reichswehrministerium geforderten Machtstellung des Herrn Dr. Hoffmann zu ermöglichen. Herr Dr. Hoffmann hat hierauf mehrfach erklärt, dass dieses ganz ausgeschlossen sei, da man den Herren Simson im Reichswehrministerium mit äußerster Zurückhaltung begegnen würde, und man im Reichswehrministerium keinesfalls die Anwälte der Herren Simson bei derartigen Besprechungen mitempfangen würde, es würden sich hieraus nur unnötig erhebliche Komplikationen ergeben. Obgleich wir uns eine derartige Einstellung des Reichswehrministeriums sowohl uns gegenüber als auch unseren arischen Anwälten gegenüber schwer vorstellen konnten, haben wir uns unter dem Zwange der damaligen Verhältnisse den Ausführungen des Herrn Dr. Hoffmann gefügt und unsere Anwälte selbst gebeten, von dem Gedanken, im Reichswehrministerium vorzusprechen, lieber abzusehen, um nicht die von Herrn Dr. Hoffmann befürchteten Komplikationen herbeizuführen. Wie sich nunmehr herausgestellt hat, haben die damaligen Angaben des Herrn Dr. Hoffmann nicht zugetroffen. Wir wollen es dahingestellt sein lassen, wie Herr Dr. Hoffmann zu seiner Auffassung gekommen ist und wollen es unterstellen, dass er in der Tat der Auffassung war, das Reichswehrministerium lehne jede Verhandlung mit anderen Personen als mit ihm in dieser Angelegenheit ab. Wir wollen weiterhin unterstellen, dass Herr Dr. Hoffmann in der Tat der Auffassung war, dass das Reichswehrministerium als einzig mögliche Lösung eine Verbindung des Amtes des Treuhänders mit dem Amte des Geschäftsführers der GmbH ansah und zu keiner anderen vertraglichen Regelung seine Zustimmung gegeben haben würde. Nachdem sich nunmehr aber herausgestellt hat, dass diese Auffassung des Herrn Dr. Hoffmann, die er auch auf uns übertragen hat, unrichtig war, ergibt sich, dass die Verträge auf Grund unzutreffender Voraussetzungen abgeschlossen sind, mithin der rechtlichen Grundlage entbehren. Sie bedürfen daher einer Revision, insofern als im Einvernehmen mit dem Reichswehrministerium das Amt des Treuhänders von dem Amte des Geschäftsführers zu trennen ist, wobei selbstverständlich sowohl der Treuhänder als auch der oder die Geschäftsführer nur dem Reichswehrministerium genehme Persönlichkeiten sein sollen. Als Geschäftsführer des Unternehmens, d.h. der Beteiligungs- GmbH und damit über den Weg des Kommanditvertrages auch praktisch des ganzen Fabrikunternehmens kommt Herr Dr. Hoffmann deshalb nicht in Frage, weil er, wie bereits gesagt, weder Kaufmann noch Techniker ist, an die Spitze eines solchen Unternehmens aber erste technische und kaufmännische Kräfte gehören und im übrigen Herr Dr. Hoffmann bei verschiedenen Dispositionen auch gezeigt hat, dass er die Sachkunde, die für die Geschäftsführung eines solchen Unternehmens erforderlich ist, nicht besitzt.

	 Ebenso wenig kommt aber eine Beibehaltung des Herrn Dr. Hoffmann als Treuhänder in Frage, da durch das Verhalten des Herrn Dr. Hoffmann die Vertrauensgrundlage für die Fortdauer jedes Treuhandverhältnisses völlig erschüttert ist.

	  1.) Nehmen wir Bezug auf die oben dargestellte Entstehungsgeschichte der Verträge. Wir vermögen kein Vertrauen mehr zu einem Treuhänder zu haben, der bei der Entstehung der ganzen Verträge von falschen Voraussetzungen ausgegangen ist, obgleich er allein die Verhandlungen führte und imstande war, die Sachlage richtig zu übersehen, und auf Grund dieser falschen Voraussetzungen sich eine Machtposition als Treuhänder geschaffen hat, wie sie wohl auch bei der Gleichschaltung von Unternehmen, die in nichtarischen Händen sind, beispiellos dastehen dürfte.  

	2.) Wie dem Reichswehrministerium bekannt ist, schwebt ein Ermittlungsverfahren bei der Staatsanwaltschaft in Meiningen in Sachen Baetz und Genossen, in das auch unser Herr Arthur Simson hineingezogen worden ist. Wir haben selbstverständlich das dringende Interesse, alle in diesem Ermittlungsverfahren aufgeworfenen Fragen restlose zu klären und insbesondere Herrn Arthur Simson gegenüber der Strafanzeige zu rehabilitieren. Hierzu ist eine sorgfältige Durcharbeitung des vorhandenen Aktenmaterials erforderlich. Wir haben von unserem Treuhänder, Herrn Dr. Hoffmann, nicht nur nicht die notwendige Unterstützung gefunden, um die für die Verteidigung im Strafverfahren erforderlichen Aufklärungen zu schaffen, sondern können uns bedauerlicherweise auch des Eindrucks nicht erwehren, als ob Herr Dr. Hoffmann die Dinge treiben lässt oder sogar in einer uns ungünstigen Weise gewollt oder nicht gewollt beeinflusst. [im Dokument] Die Entlassung unseres Vertrauensmannes und Generalbevollmächtigten Dr. Hornung aus dem Werk, der seitens des Herrn Dr. Hoffmann mit Herrn Dr. Hornung und der Staatsanwaltschaft geführte Briefwechsel über das Verbot, die Fabrik zu betreten, insbesondere aber der persönlich enge Verkehr mit dem die Untersuchung führenden Polizeirat Gommlich, mit dem Herr Dr. Hoffmann und Frau auch im Familienkreise sowie bei sonstigen geselligen Zusammenkünften in Restaurants am Tage und in der Nacht in verschiedenen thüringischen Orten gesehen worden ist, lässt sich mit einer ernsthaften Wahrung unserer Interessen durch Herrn Dr. Hoffmann als Treuhänder nicht vereinbaren. Selbst wenn, was sich unserer Kenntnis entzieht, Herr Dr. Hoffmann und Herr Gommlich etwa zufällig bereits von früher her befreundet sein sollten und sich zufällig nunmehr in Suhl in der Rolle des Treuhänders unseres Unternehmens einerseits und in der Rolle des das Ermittlungsverfahren führenden Beamten andererseits wieder getroffen haben sollten, würde, solange das Strafverfahren schwebt, eine Distanzierung im Verkehr ein Gebot des Taktes und auch der Klugheit sein. Wenn aber, wie es uns dargestellt ist, Herr Dr. Hoffmann den Verkehr mit Herrn Polizeirat Gommlich in unserem Interesse pflegt, so müssen wir bemerken, dass wir Wert darauf legen, unsere Verteidigung auf dem allein angemessenen Wege völliger Aufklärung durch Akten und Zeugen und nicht durch Zusammenkünfte am Biertisch zu führen. 

	 3.) Herr Dr. Hoffmann hat es für richtig befunden, uns zweimal Briefe zu schreiben, in denen unser Bestreben, uns gegen Maßnahmen der Staatsanwaltschaft zu verteidigen, als Versuch ausgelegt wird, Herrn Dr. Hoffmann in Gegensatz zur Staatsautorität zu bringen oder zu staatswidrigen Handlungen zu veranlassen. Wir haben es nicht nötig, uns von unserem Treuhänder derartige Vorwürfe gefallen zu lassen, die, wenn es notwendig sein sollte, jederzeit unter Vorlegung des Briefwechsels richterlicher Beurteilung zugeführt werden können. Darüber hinaus soll Herr Dr. Hoffmann Abschriften der Briefe, in denen er uns sozusagen staatsfeindlicher Handlungen verdächtigt, staatlichen Stellen zugeführt haben. Sollte dieses, was wir kaum zu glauben vermögen, zutreffen, so würde es eine Verleumdung sein, die für uns als Nichtarier besonders gefährlich ist.  

	4.) Letztlich, aber sehr wesentlich wird die Notwendigkeit einer Lösung des Vertragsverhältnisses zu Herrn Dr. Hoffmann dadurch begründet, dass seine Berichterstattung zu uns keineswegs der von ihm feierlich bei Vertragsabschluss gegebenen Zusage größter Loyalität entspricht, im Gegenteil von größter Oberflächlichkeit ist und zeigt, dass Herr Dr. Hoffmann sich der Verantwortung, die die Verwaltung eines fremden Millionenvermögens mit sich bringt, nicht bewusst ist. Herr Dr. Hoffmann wäre umso mehr zu eingehender Berichterstattung verpflichtet, als er selbst gar nicht über Sachkenntnis und Erfahrung verfügt, die die seit Jahrzehnten im Werke tätigen Mitglieder der Familie Simson besitzen. In das Groteske verwandelt sich aber das Verhältnis zwischen Treugeber und Treuhänder, wenn der Treuhänder es ablehnt, wie gebeten, zu Verhandlungen in das Büro des Treugebers zu kommen, und wenn er weiter trotz der Gegenvorstellung des Treugebers ankündigt, dass er zur nächsten Besprechung seinen Anwalt mitbringen würde und damit den Treugeber zwingt, auch seinerseits anwaltliche Beratung für die Verhandlung zwischen Treugeber und Treuhänder über wesentliche geschäftliche Fragen in Anspruch zu nehmen. (Schreiben des Herrn Dr. Hoffmann an uns) Was soweit die Gestaltung unseres Verhältnisses zu Herrn Dr. Hoffmann für uns eine schwere Enttäuschung ist, und wir nicht nur in unserem eigenen geschäftlichen Interesse, sondern auch im Interesse einer sachgemäßen Verteidigung im Strafverfahren, also zur Wahrung unserer Ehre, darüber hinaus aber auch im Interesse der Erhaltung des unerschütterlichen Weiterbetriebes des Werkes zu einer fristlosen Lösung unserer Verträge mit Herrn Dr. Hoffmann schreiten müssen, werden wir selbstverständlich bemüht sein, auch unter materiellen Opfern eine Lösung zu finden, bei der Auseinandersetzungen, die irgendwie die reibungslose Weiterführung des Werkes erschweren könnten, vermieden werden. Für die Neuordnung der Dinge erbitten wir hiermit die Genehmigung des Herrn Reichswehrministers. Wir beabsichtigen, in Zukunft das Amt des Treuhänders und des Geschäftsführers zu trennen. Zum Treuhänder beabsichtigen wir, Herrn Major a. D. Nonn, Vorstandsmitglied der Christoph Unmack A.G., zu bestellen. Auf eine […] Bitte hat Herr Major Nonn an uns wie aus der Anlage ersichtlich geschrieben. Sobald Herr Major Nonn unter Zustimmung des Reichswehrministeriums Treuhänder anstelle von Herrn Dr. Hoffmann geworden ist, wird sich alsdann Herr Major Nonn in erster Linie mit der Frage der Geschäftsführung zu befassen und zu prüfen haben, ob der bisherige Mitgeschäftsführer, Herr Beckurts, in seinem Amte verbleiben soll. […] Herr Major Nonn wird zur Ergänzung bzw. Neubesetzung der Geschäftsführung alsdann die Zustimmung des Reichswehrministeriums einzuholen haben.

	  Wir bitten mithin

	  1. um einen Bescheid, in dem uns bestätigt wird, dass seitens des Herrn Reichswehrministers gegen eine Lösung unseres Vertragsverhältnisses zu Herrn Dr. Hoffmann keine Bedenken bestehen, und dass der Herr Reichswehrminister es uns überlässt, wie wir diese rein zivilrechtliche Frage zwischen Herrn Dr. Hoffmann und uns regeln; 

	 2. uns zu bestätigen, dass der Herr Reichswehrminister mit einer Trennung des Amtes des Treuhänders und des Amtes des Geschäftsführers einverstanden ist mit der selbstverständlichen Maßgabe, dass alle Geschäftsführer des Unternehmens dem Herrn Reichswehrminister genehm sein müssen, mithin zu ihrer Bestellung vorher die Zustimmung des Herrn Reichswehrministers einzuholen ist. Der mit Herrn Major a. D. Nonn abzuschließende Treuhändervertrag wird unter Umständen in einigen Punkten eine Ergänzung oder Änderung erfahren müssen gegenüber dem mit Herrn Dr. Hoffmann abgeschlossenen Vertrag nach Maßgabe des in der Anlage abschriftlich beigefügten Schreibens des Herrn Major a.D. Nonn an uns.  
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 8. Protokoll einer Besprechung im Heereswaffenamt über den Treuhandvertrag vom 17. Juli 1934

	 

	Niederschrift über eine Besprechung bei Herrn Oberstleutnant Thomas, Chef des Stabes im Heereswaffenamt, am 17. Juli 1934. 

	Anwesend die Herren: Oberstleutnant Thomas              

	                                      Rechtsanwalt Dr. Koch                                 

	                                     Major Nonn. 

	 Als Unterlage für die Besprechung diente der Brief des Heereswaffenamtes vom 14. Juli 1934 an die Rechtsanwälte der Herren Simson mit der Unterschrift des Herrn Oberst Leeb. Herr Oberstleutnant Thomas wollte zu der Besprechung, wenn sie einen materiell sachlichen Inhalt mit Einzelheiten nehmen sollte, einen Referenten hinzuziehen, stände aber auch allein zur Verfügung. Wir haben um Unterredung mit ihm allein gebeten zu dem Zweck, ihm die durch den Brief des Herrn Oberst Leeb vom 14.7. gegebene Lage auseinander zu setzen und ihn aufzuklären, dass unsere Vorschläge vom gleichen Tage in umfassendster Weise den vom RWM [Reichswehrministerium] geäußerten Wünschen nachkommen. 

	 Wir haben insbesondere folgendes erläutert: 

	 1.) Die von uns vorgeschlagenen Änderungen und Ergänzungen des Treuhandvertrages verschaffen dem RWM  

	a) Einflussnahme auf die Maßnahmen, welche zur sachgemäßen Abwicklung der Heeresaufträge für den Betrieb angeordnet werden;  

	b) Ausschaltung der Treugeber bei Neubesetzung wichtiger Posten;  

	c) Sicherheit gegen wilde Personalentlassungen vorhandener Beamter;  

	d) Die Verpflichtung des Treuhänders, den Betrieb von zwei ersten Kräften wirklich sachgemäß führen zu lassen; 

	 e) Insgesamt eine größere Unabhängigkeit des Treuhänders vom Treugeber und gleichzeitig einen verstärkten Einfluss des RWM auf die sachlichen Momente im Zusammenhang mit den Heeresaufträgen. Ein noch weitergehender Einfluss, wie ihn Dr. Z[eidelhack] mit dem Beispiel der Abtretung von Stimmen in der Gesellschafterversammlung erwähnt hatte, muss man ablehnen, weil es gänzlich ungewöhnlich ist und der Simson`sche Betrieb keinerlei andere Behandlungen erfahren darf als jede normale Gesellschaft, welche Aufträge annimmt. Herr Major Nonn erläuterte hierzu, dass er es für seine Firma ablehnen würde, wenn derartige Einflussnahmen gewünscht würden. Seine Firma stände aber bei diesen ganzen Zusammenhängen genau so da wie Simson. 

	2.) Es wurde dargelegt, dass die Wünsche auf Änderung des Mantelvertrages ausnahmslos angenommen werden würden. Dass dies ein Preisgeben vertraglicher Rechte bedeutet, also ein Entgegenkommen, mit welchem im größten Umfange die Loyalität der Herren Simson bewiesen wird. Unsere Seite zeige durch diese ganze Haltung Verständnis für die Wünsche des RWM, gleichzeitig mit der Treuhänderfrage auch die Vertragsfragen des Mantelvertrages ändern zu wollen. Er erwartet dafür aber auch Verständnis für unsere Interessen. Es wurde die Unmöglichkeit dargelegt, mit Herrn Dr. H[offmann] noch bis zum 15.August weiter zu arbeiten und ebenso die Unmöglichkeit, von dem Brief des RWM vom 14.7. Herrn Dr. H. Kenntnis zu geben, wie es der Brief verlangt, weil dann eine gütliche Verhandlung praktisch unmöglich sei. Herr Dr. H. würde aus dem Brief nur lesen, dass ihm der Rücken gestärkt wird und dass er eine gütliche Auseinandersetzung nicht nötig habe. Kurz eine Lage, die man weder den Herren Simson noch ihren Rechtsberatern zumuten kann. Diese ganze in dem Brief zum Ausdruck gekommene Einstellung als Antwort auf unser 100%iges Entgegenkommen hat uns in eine Lage gebracht, dass wir überhaupt nicht mehr wissen, was man eigentlich will. Die ganze Verhandlungsart unter dem Einfluss der Äußerungen des Herrn Z. und der Brief vom 14.7. sind geeignet, dass von unserer Seite ernstlich in Erwägung gezogen ist, dass die Herren Simson ihren, nur auf die Voraussetzung des Herren Nonn als Treuhänder abgestellten Vorschlag, zurückziehen, die Anwälte ihr Mandat niederlegen und Herr Nonn sich von der ganzen Aufgabe zurückzieht. Alle Beteiligten sind aufs äußerste verletzt und für das Heereswaffenamt ergibt sich als Konsequenz für die oben angeschnittenen Möglichkeiten, dass damit die ganzen erreichbaren Vertragsänderungen hinfällig werden. Als nächster Schritt beim Eintreten dieser oben geschilderten Verhältnisse würde dann natürlich das unbestreitbare Recht der Abberufung des Herrn Dr. H. durch die Treugeber durchgeführt werden, indem einfach der Auftrag widerrufen wird. Herr Oberstleutnant Thomas hat durch seine Äußerungen volles Verständnis für diese Lage und Auffassung gezeigt und wiederholt erklärt, dass man die Unmöglichkeit der Beibehaltung von Herrn Dr. H. als Treuhänder zugibt. Die Schwierigkeiten vom Heereswaffenamt aus bestehen nur dadurch, dass nach allen Sachberichten vom Standpunkt des RWM aus Herr Dr. H. nicht versagt, sondern im Gegenteil sich bewiesen habe. Wir haben dazu ausgeführt, dass diese Bewährung sich dadurch als solche gezeigt habe, dass er sich durch restlose Willfährigkeit in allen Wünschen und unter Außerachtlassung seiner Pflichten gegen den Treugeber diese angenehme Beurteilung durch das RWM verschafft hat. Es wurde Herrn Oberstleutnant Thomas erklärt, dass wir den Brief vom 14. Juli vorerst nicht beantworten, auch nicht an Dr. H. weitergeben und auf eine Äußerung des Herrn Oberstleutnant Thomas warten, was weiter geschehen soll, weil nicht so prozediert werden kann, wie der Brief vom 14. Juli es verlangt. Wir haben ferner gebeten, dass die Entscheidung, was zu geschehen habe, von der militärischen Befehlsstelle aus, d.h. vom General und Chef des Stabes her, erfolgen möge. Herr Oberstleutnant Thomas hat eine Mitteilung für Donnerstag, den 2. Juli zugesagt.  
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9. Brief des Thüringer Gauleiters und Reichstatthalters an den Reichskanzler Adolf Hitler vom 31. August 1934 mit Hinweis auf angebliche Betrügereien der Gebrüder Simson 

	 

	 Der Reichsstatthalter                                      Weimar, den 31.August 1934 

	in Thüringen 

	 -Streng vertraulich-   

	An den 

	 Herrn Reichskanzler und den 

	 Herrn Stellvertreter des Führers 

	 

	 Die Simson-Werke in Suhl haben für das deutsche Reich, infolge ihrer Allein-Konzessionierung durch den Versailler Vertrag für Heereslieferungen, auch heute noch infolge ihrer Monopolstellung größte Bedeutung. Die Inhaber, die Juden Simson, gehören zu den übelsten Vertretern ihrer Rasse. Sie haben das Deutsche Reich, das Reichswehrministerium und damit den deutschen Steuerzahler nachweislich um viele viele Millionen durch beispiellose und skandalöse Preisspekulationen übervorteilt, wenn nicht geradezu betrogen. Im Verfolg der nationalen Revolution gelang es, diese, zu jeder Korruption bereiten Juden, aus dem Geschäftsbetrieb weitgehend auszuschalten. Es scheint nun, dass die Gebrüder Simson wieder Oberwasser bekommen und versuchen, ihre alten Machtpositionen wieder zu gewinnen. Ich darf betonen, dass gegen die beiden Juden ein Strafverfahren schwebt, das aber dadurch sehr erschwert wird, weil der sogenannte Hauptbeschuldigte (der Geschäftsführer) Bätz in der Schweiz sitzt, während die Juden abstreiten, mit den strafbaren Handlunge etwas zu tun zu haben und alles auf den in der Schweiz sitzenden Goi abschieben. Dagegen wurde durch telefonische Überhörung einwandfrei festgestellt, dass sie sehr wohl mit jenem noch in Verbindung stehen, und dass sie allerhand Schleichwege begehen, um ihren alten Einfluss wieder zu gewinnen. Ich bitte deshalb den Stellvertreter des Führers, den thüringischen Polizeirat Gommlich, der diese ganze Affäre eingehend untersucht hat, und einige meiner Mitarbeiter, die die ganze Angelegenheit von Grund aus kennen, zu empfangen und anzuhören. Es wäre auch für uns politisch unerträglich, wenn die Juden, Gebrüder Simson, die früher in ihrem Betrieb den Kommunismus geradezu gezüchtet haben, ihre alten wirtschaftliche Machtposition wieder einnehmen könnten.  

	Heil Hitler!  

	Fritz Sauckel 

	 BArch, R 43 II/358a, Bl. 16, Büro Reichstatthalter an Reichskanzlei, Stellv. d. Führers…  

	 


 10. Schreiben an den Beauftragten für Wirtschaftsfragen vom 3. Oktober 1934, in dem über die Pläne im Heereswaffenamt informiert wird  

	 

	 Einschreiben!

	 An den Beauftragten Wirtschaftsfragen 

	 in der Reichskanzlei 

	 Herrn Keppler 

	Berlin. Wilhelmstraße Nr. 78 

	                                                                                                       3. Oktober 1934  

	Simson – Suhl  

	Streng vertraulich ! 

	 Wie hier zuverlässig bekannt wird, hat Ihr Vorschlag, sehr verehrter Pg. Keppler, den Sie am Freitag den Herren des Heereswaffenamtes mitgegeben haben, dass in den zu bildenden Aufsichtsrat kein Interessenvertreter der Juden Simson kommen und dass Herr Reichsstatthalter Sauckel Treuhänder und Vorsitzender des Aufsichtsrates werden solle, im Heereswaffenamt eine Aufnahme gefunden, die uns nicht überrascht. Man sieht in diesem Vorschlag dort eine unsachliche Einstellung und bezeichnet ihn als absurd und für die Simsons nicht zumutbar. Die dem verlesenen Entwurf des Heereswaffenamtes zu Grunde liegenden Gedanken seien völlig missverstanden worden. Der neue Treuhänder solle gerade nicht abgestempelt sein und ruhig ein Vertrauensmann der Simsons sein, damit er mit diesen nicht wieder in Konflikt gerate wie Dr. Hoffmann, dass durch ihn kein Schaden entstehe. […] Bis Freitag hat ihnen das Heereswaffenamt weitere Frist gegeben, bis dahin hofft es, mit ihnen die Sache unter Dach und Fach zu bringen. Sie, verehrter Parteigenosse Keppler, und alle anderen politischen Stellen sollen dann vor die vollendete Tatsache gestellt werden, und man gibt sich im Heereswaffenamt der Hoffnung hin, dass Sie die Richtigkeit und Unabänderlichkeit dieser vollendeten Tatsache dann schon einsehen würden. Ebenso soll Herrn Reichsstatthalter Sauckel dann bei seinem persönlichen Besuch die Sache nachträglich plausibel gemacht werden. An der Zuverlässigkeit aller Nachrichten besteht kein Zweifel. Wir würden das Bild wohl nur abschwächen, wenn wir weitere Ausführungen hinzufügten. Wir wären Ihnen, sehr verehrter Pg. Keppler, sehr dankbar, wenn Sie uns über den weiteren Gang der Dinge auf dem Laufenden halten möchten, damit wir Herrn Reichsstatthalter, der eine längst aufgeschobene Urlaubsreise angetreten hat, jeweils berichten können. Nachdem er nach reiflicher Überlegung erklärt hat, die ihm zugedachte Aufgabe um der Notwendigkeit für die Bewegung willen ehrenamtlich zu übernehmen, wird ihm viel an weiteren Nachrichten gelegen sein. 

	Heil Hitler! 

	Gez. Dr. Buchmann  
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11. Aktennotiz des Treuhänders vom13. November 1934 über eine Besprechung in der Reichskanzlei über Fragen der Geschäftsführung  

	 

	 Aktennotiz  

	Über eine Besprechung in der Reichskanzlei am 13. November 1934 5 Uhr nachm.  

	Anwesend: Herr Keppler  

	                   Herr Dr. Zeidelhack vom Heereswaffenamt  

	                   Herr Dr. Hoffmann

	 

	  Herr Keppler betont einleitend, dass die Anregung zu dieser Aussprache von ihm ausgegangen wäre, da er aus dem Briefwechsel der letzten Zeit den Eindruck gewonnen hätte, dass auf diesem Wege die schwebende Frage der Lösung nicht nähergebracht würde. Deshalb habe er die Rolle des Vermittlers zwischen dem Heereswaffenamt und mir übernommen. Herr Keppler stellte zunächst die Frage, welche Differenzpunkte eigentlich überhaupt noch beständen. Daraufhin erklärte Dr. Zeidelhack: In der Besprechung am 17. Oktober 1934 in der Reichskanzlei wäre zwischen Herrn Generalmajor Liese und dem Herrn Reichsstatthalter Sauckel vereinbart worden, dass Herr Dr. Hoffmann Treuhänder bleiben sollte. Diesem Wunsch des Herrn Reichsstatthalter ist in vollem Umfange Rechnung getragen worden und soll auch Rechnung getragen werden. Insoweit bestände also völlige Übereinstimmung zwischen beiden Stellen, ebenso in der Richtung, dass das Heereswaffenamt verstärkten Einfluss auf das Unternehmen erhalten sollte. Ich warf daraufhin ein, dass auch ich dieser Lösung in vollstem Umfange beipflichte, dass also hierüber keinerlei Meinungsverschiedenheit bestände, und fragte, was denn eigentlich darüber hinaus das Heereswaffenamt noch von mir verlangt. Daraufhin erklärte Herr Dr. Zeidelhack, dass sich das Heereswaffenamt mit der Bildung des Aufsichtsrates nicht begnüge, sondern dass bei den seinerzeitigen Verhandlungen mit dem Vertreter der Familie Simson festgelegt worden wäre, dass der Treuhänder Vorsitzender des Aufsichtsrates werden würde, aber nicht mehr gleichzeitig Geschäftsführer sein sollte, und dass neben Herrn Beckurts als kaufmännischem Geschäftsführer ein technischer Geschäftsführer bestellt werden sollte, der, wenn er über hinreichende Qualitäten verfügt, Herrn Beckurts gleichgeordnet werden sollte. Von diesem Standpunkte könnte und würde das Heereswaffenamt unter keinen Umständen mehr abgehen, denn es würde eine Desavouierung des Amtes bedeuten, wenn es jetzt erneut mit dem Vertreter der Familie Simson verhandeln müsste. Aus diesem Grunde wäre auch eine Änderung an den vorgeschlagenen Satzungsänderungen, die von den Simsons akzeptiert wären, völlig indiskutabel. Es stände auch keiner Stelle irgendeine Kritik an diesen Satzungsänderungen zu, nachdem diese Frage zwischen dem Heereswaffenamt und der Familie Simson als Betriebseignern geklärt wäre. Herr Dr. Zeidelhack hätte den Befehl vom Amtschef, heute von mir eine ganz klare Erklärung zu erhalten, ob ich als Geschäftsführer ausscheide oder nicht. Er brachte hierbei zum Ausdruck, dass diese Frage erst in dem Schreiben des Herrn Reichsstatthalters vom 8.11.1934 angeschnitten wäre, dass hierüber aber keinerlei Einigung in der Besprechung vom 17. Oktober 34 in der Reichskanzlei erzielt worden wäre, da damals lediglich die Rede vom Verbleiben Hoffmanns als Treuhänder gewesen wäre. Im Übrigen erklärte er, dass der Vertreter der Familie Simson auf Grund der Verhandlungen, die zwischen dem Herrn Reichsstatthalter Sauckel und Herrn Rechtsanwalt Dr. Koch in Weimar stattgefunden hätten, damit einverstanden wäre, dass Dr. Hoffmann Treuhänder bliebe und Vorsitzender des Aufsichtsrates würde. Meinerseits erklärte ich, dass ich in meinem Schreiben vom 31. Oktober 1934 meine Stellungnahme dargelegt, dass ich jedoch bis zum heutigen Tage keine Antwort erhalten hätte. Mir wären auch trotz meiner Bitte die Unterlagen für die geplante Satzungsänderung bis zum heutigen Tage nicht seitens des Amtes offiziell zur Verfügung gestellt worden. Ich müsste das Recht für mich in Anspruch nehmen, zu diesen Änderungsvorschlägen auf Grund meiner einjährigen genauesten Kenntnis der Werksverhältnisse Stellung zu nehmen, die keineswegs mit einer nörgelnden Kritik zu vergleichen wäre, sondern die lediglich dazu dienen sollte, etwaige Unklarheiten zu beseitigen, damit nicht etwa seitens der Familie Simson zu gegebener Zeit etwaige Lücken der neuen Verträge zu ihrem Vorteil ausgenutzt würden. Herr Dr. Zeidelhack erklärte, dass das Amt unter keinen Umständen eine solche Kritik zuließe. Diese Satzungsänderung sei zwischen den beiden allein maßgebenden Parteien, dem Heereswaffenamt und der Familie Simson festgelegt und von den Juristen des Amtes nach der rechtlichen Seite eingehend geprüft worden. Zu der Frage des Aufsichtsrates und des Geschäftsführers nahm ich wie folgt Stellung: Ich selbst hätte die Bildung eines Aufsichtsrates im Juli d. Js. anlässlich der Einreichung meiner Denkschrift angeregt. Wegen der Frage der Bildung des Aufsichtsrates würden meinerseits auch nicht die geringsten Schwierigkeiten gemacht. Ich wies jedoch darauf hin, dass der Vorsitzende des Aufsichtsrates dadurch dass er jederzeit von den beiden Vertretern des Amtes überstimmt werden könnte, keine allzu große Bedeutung hätte, insbesondere wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrates, der ja der Treuhänder sein soll, nicht wie früher geplant einseitig die Interessen der Familie Simson vertritt und demzufolge als Anteilseigner gegebenenfalls die Macht der Anteile in die Waagschale werfen kann. Der Fortfall der Stellung als Geschäftsführer würde eine ganz wesentliche Veränderung bedeuten, da ich hierdurch auch nach der rechtlichen Seite hin von der unmittelbaren Einwirkung auf das Werk abgeschaltet wäre und zugleich auch als Betriebsführer nach dem Gesetz für die nationale Arbeit nicht mehr in Frage käme. Ich wies weiter darauf hin, dass alle großen Gesellschaften ein verantwortliches Vorstandsmitglied mit dem Sitz in Berlin hätten, z.T. sogar die Generaldirektion ihren Sitz in Berlin hätte, weil sich in der Zentrale der Reichshauptstadt der wichtigste Verkehr mit den Behörden, aber auch alle Fragen des Exportes abspielen. In der Stellung als Vorsitzender des Aufsichtsrates – noch dazu in der hier vorgesehenen beschränkten Stellung – würde das nicht zweckmäßig sein, da man ja als Vorsitzender des Aufsichtsrates kein gesetzlicher Vertreter der Firma wäre. Ich wies schließlich noch darauf hin, dass durch die Aufgabe meiner Stellung als Geschäftsführer im Falle des Verkaufs überhaupt keine Tätigkeit mehr für mich vorhanden wäre. Demgegenüber vertrat Herr Dr. Zeidelhack die Auffassung des Amtes, dass die doppelte Tätigkeit als Vorsitzender des Aufsichtsrates und als Geschäftsführer von dem Amt nicht akzeptiert würde, da diese Position zu stark wäre und es nicht angängig wäre, dass ein Aufsichtsorgan gleichzeitig in der Geschäftsleitung wäre. Hierzu wies ich darauf hin, dass diese Erscheinung keineswegs selten in der Wirtschaft anzutreffen wäre. Zu der Frage des Verkaufs nahm Dr. Zeidelhack zunächst nur zögernd Stellung. Er erklärte, dass ein Verkauf nicht in Frage kommt. Er wies darauf hin, dass es in Deutschland zurzeit noch ein Recht gäbe und dass von höchster Stelle die Weisung ergangen wäre, dass Unternehmer von dem Range der Simsons nicht enteignet werden könnten. Demgegenüber wies ich Herrn Dr. Zeidelhack darauf hin, dass von einer gewaltsamen Enteignung auch nie die Rede gewesen wäre, dass aber auf Grund der Erklärungen, die Herr Rechtsanwalt Dr. Koch anlässlich seines Besuches in Weimar abgegeben hätte, damit hätte gerechnet werden müssen, dass die Familie Simson von sich aus einen Verkauf betreiben würde. Dr. Zeidelhack erklärte, dass dies nicht der Fall wäre, dass sogar schriftlich vorläge, dass sie nicht verkaufen wollten. Die Familie Simson sähe durch die starke Einschaltung des Amtes in dem Amt die Garanten für die Erhaltung ihres Kapitals. Herr Keppler, der über die Hintergründe ja nicht hinreichend unterrichtet ist, - eine Unterrichtung war auch infolge der Anwesenheit eines Vertreters des Heereswaffenamtes nicht möglich – vertrat die Auffassung, dass tatsächlich ein Widerspruch zu der Besprechung am 17.10. und der Stellungnahme des Herrn Reichsstatthalters Sauckel in seinem Schreiben vom 6.11.34 vorläge, da in dieser Besprechung nur von der Person Hoffmanns als Treuhänder die Rede gewesen wäre. Er war der Auffassung, dass die Stellung als Vorsitzender des Aufsichtsrates zugleich verbunden mit dem Besitz von 100 % der Geschäftsanteile außerordentlich stark wäre und dass deshalb die Frage der Abtrennung der Tätigkeit als Geschäftsführer in Frage kommen könnte. Er sähe hierin keine wesentlichen Schwierigkeiten mehr. Es sei denn, dass ich mich persönlich aus Prestigegründen hierauf versteifen würde. Dies hielte er jedoch im Interesse der Sache nicht für richtig. Herr Keppler bewegte sich in diesem Punkte in gleicher Richtung wie Dr. Zeidelhack, der mehrfach betonte, dass nunmehr der ganz Streitfall völlig geklärt wäre, dass nunmehr alles auf meine Zustimmung warte, dass er mir dringend abraten müsse, es auf eine reine Prestigefrage ankommen zu lassen. Zurzeit wäre ich noch als Vertrauensmann dem Reichswehrministerium genehm, es könne ja im Falle meiner Weigerung auch seitens des Amtes eine andere Stellung eingenommen werden. Demgegenüber konnte ich – ohne allerdings auf den Kernpunkt eingehen zu können – nur immer wieder darauf hinweisen, dass es sich hier um keine persönliche Frage, sondern um eine sachliche Frage handele, da durch die vom Amt geplanten Veränderungen ganz wesentliche strukturelle Veränderungen in der Geschäftsleitung herbeigeführt würden. Zu der Frage Trennung Geschäftsführer und Vorsitzender des Aufsichtsrates und der Einsetzung eines technischen Geschäftsführers wies ich noch darauf hin, dass die Zahl der Geschäftsführer keineswegs nach dem GmbH-Vertrag auf 2 beschränkt zu sein braucht, dass also sehr wohl neben Herrn Beckurts und mir auch noch ein weiterer Geschäftsführer bestellt werden könnte. Ich schnitt hierbei die Frage an, weshalb denn eigentlich ein technischer Geschäftsführer eingesetzt werden sollte und nicht, wie von uns geplant, ein technischer Oberbetriebsleiter, der unter den Geschäftsführern arbeitet. Ich bat weiterhin um Aufklärung, ob denn seitens des Heereswaffenamtes irgendwelche Vorwürfe in technischer Beziehung erhoben werden könnten. Wir unsererseits wären in der Lage, ganz klar nachzuweisen, dass die Belange der Wehrmacht in einem Ausmaß von uns gewahrt worden wären, wie sie besser von keiner Stelle hätte gewährt werden können und dass die in Frage kommenden Referenten des Amtes, die insbesondere in den letzten Wochen im Werk gewesen wären, sich immer nur anerkennend über den Fortschritt auf jedem Gebiete der Militärfabrik ausgesprochen hätten. Demgegenüber erklärte Herr Dr. Zeidelhack, dass die Einsetzung lediglich eines technischen Oberbetriebsleiters für das Amt nicht diskutabel wäre, dass unbedingt ein technischer Geschäftsführer bestellt werden sollte. Er äußerte sich nicht zu der Frage des jetzigen Zustandes der Militärfabrik, sondern erklärte hierzu, dass das Amt Pläne mit dem Unternehmen vorhätte, über die er nicht befugt wäre, sich zu äußern. Zu der Frage meines Verbleibens als Geschäftsführer neben 2 anderen Geschäftsführern erklärte Dr. Zeidelhack, dass das einmal wegen der Vormachtstellung nicht tragbar wäre, zum anderen aber würde dies erneuter Verhandlungen mit den Simsons bedürfen, da – so konnte ich die Ausführungen nur verstehen – wohl das Einverständnis der Simsons zu meinem Verbleiben als Treuhänder und zu meiner Ernennung zum Vorsitzenden des Aufsichtsrates davon abhängig gemacht worden ist, dass ich für die Zukunft nicht mehr Geschäftsführer bleibe. Die Unterhaltung war sehr lebhaft von beiden Seiten. Dr. Zeidelhack war sehr scharf. Herr Keppler sehr ruhig, aber infolge seiner unzureichenden Kenntnis der Dinge, die hinter den Kulissen spielen, den „sachlichen Argumenten“ von Dr. Zeidelhack zugeneigt. Am Schluss der Unterhaltung versuchte Dr. Zeidelhack nochmals von mir eine klare Erklärung zu erhalten, ob ich als Geschäftsführer auszuscheiden gewillt wäre oder nicht. Er wies bei dieser Gelegenheit auch darauf hin, dass ich nicht vergessen dürfte, was das Amt für mich getan hätte und spielte hierbei auf die Vorgänge vom 30. Juni an. Daraufhin habe ich allerdings mit absoluter Deutlichkeit keinen Zweifel darüber gelassen, dass ich zum wenigsten es als anständiger Mensch es für meine Pflicht hielte, mich für jeden Menschen, mit dem ich zusammenarbeite, dann einzusetzen, wenn ich mich überzeugt habe, dass der Betreffende unschuldig in Not geraten ist. Nachdem alle in Frage kommenden Stellen festgestellt hätten, dass meine Festnahme am 30. Juni ein unglückliches Versehen gewesen war, könnte ich allerdings diese Frage nunmehr nicht mit der grundsätzlichen Umgestaltung des Unternehmens verquicken. Im übrigen wies ich zu der Frage meiner endgültigen Stellungnahme darauf hin, dass ich nicht gewillt wäre, bei so entscheidenden Fragen, ohne dass man mir den Gegenstand der Unterhaltung im einzelnen vorher bekannt gibt, meine Entscheidungen derart kurzfristig zu treffen. Ich lehnte es deshalb ab, heute dazu Stellung zu nehmen, ob ich gewillt wäre, als Geschäftsführer auszuscheiden oder nicht. Ich erklärte weiterhin, dass eine Stellungnahme schon allein um deswillen für mich unmöglich wäre, weil ich unter keinen Umständen gewillt wäre, gegen die festgelegte Stellungnahme des Herrn Reichsstatthalters Sauckel mich zu entscheiden. Die Zusammenarbeit zwischen Werksleitung und dem Herrn Reichsstatthalter Sauckel und den sonstigen thüringischen Stellen beruhe auf einer völligen Vertrauensbasis. Das Werk läge auf thüringischem Gaugebiet, es sei auch für die Zukunft von entscheidender Bedeutung, dass ganz klare und vertrauensvolle Beziehungen zu dem Herrn Reichsstatthalter Sauckel aufrecht erhalten würden. Deshalb sei es unmöglich eine Erklärung abzugeben, die mich in Widerspruch zu dem Reichsstatthalter setzen würde. Ich bat Herrn Keppler seinerseits mit dem Herrn Reichsstatthalter Sauckel wegen der besprochenen Frage in Verbindung zu treten und erklärte ihm, dass, wenn Herr Reichsstatthalter Sauckel mit dieser Lösung einverstanden wäre, ich dann meinerseits selbstverständlich zustimmen würde. Herr Keppler sagt zu, dass er sich schriftlich mit Herrn Reichsstatthalter Sauckel in Verbindung setzen wollte, er glaubte, dass er vielleicht anlässlich der Reichsbauerntagung in Goslar sein würde und wolle dann die Gelegenheit benutzen, um die Angelegenheit mündlich zu erörtern. Dr. Zeidelhack nahm hiervon Kenntnis, kam auch nicht mehr darauf zurück, dass er unbedingt am heutigen Tage auf Grund des Befehls des Chefs des Heereswaffenamtes eine klipp und klare Stellungnahme von mir erhalten müsste. Schluss der Unterredung 6 ½ Uhr Ich hatte anschließend Gelegenheit, mich noch etwa ½ Stunde lang mit Herrn Dr. Zeidelhack zu unterhalten. Hierbei war klar zu erkennen, dass das Amt die jetzige Machtstellung, die die Geschäftsleitung hat und die ja ihre Stärke in der Stütze der politischen Stellen hat, brechen will, denn er sprach von den jetzigen Geschäftsführern, dass die ja eine Stellung wie Götter und Könige hätten. Insbesondere war auffallend auch die wenig freundliche Kritik an der Person von Herrn Beckurts, die darauf hinausging, dass er sich eben auch fügen müsse wie jeder andere und dass, wenn es ihm nicht passte, er ja ersetzbar wäre. Ich konnte Dr. Zeidelhack darauf nur immer wieder erwidern, dass ich die Einstellung des Amtes überhaupt nicht verstehen könnte. Eine solche Haltung wäre mir nur verständlich, wenn wir irgendwie die Belange des Amtes verletzt hätten, das Gegenteil sei jedoch festzustellen auf fabrikatorischem Gebiete und auf dem Gebiete der Belegschaft in gleichem Maße. Nur die starke Stellung der Geschäftsleitung in der jetzigen Form hätte eben ermöglicht, dass das Werk in so verhältnismäßig kurzer Zeit völlig umgestellt worden wäre, und dass alle diese Maßnahmen so rasch durchgeführt werden konnten, die einmal im Interesse der Arbeiterschaft erforderlich waren und die notwendig waren, um die Interessen der Landesverteidigung zu wahren. Er war im übrigen gut informiert, dass man gegen seine Person – anscheinend meint er wohl Thüringen – Sturm liefe. Er erklärte, dass er sich nichts vorzuwerfen habe, er hätte rein sachlich die Interessen des Amtes vertreten auf der einen Seite und auf der anderen Seite Simsons in ihre Schranken zurückgewiesen. Interessant war seine Äußerung, dass die Sache absolut klargestellt werden sollte in dem besprochenen Sinne, dass aber nichts gegen den Herrn Reichsstatthalter Sauckel unternommen werden sollte. Endlich sagte er mir, ich sollte doch die mit den Banken eingeleiteten Verhandlungen, er meinte dabei wohl den Verkauf, abblasen, worauf ich ihm erklärte, dass meinerseits solche Verhandlungen überhaupt nicht entriert worden wären. Aus seinen Ausführungen war auch zu erkennen, dass er der Auffassung war, dass die Stellungnahme des Herren Reichsstatthalters sich in der Zeit vom 17. bis 31. Oktober d. Js. verändert hätte, wohl zurückzuführen auf meine persönlichen Einwirkungen auf Dr. Buchmann, den er auch für den Verfasser des Schreibens vom 6.11. hält und gegen den er auch auf Grund der Besprechung vom 17.10. in der Reichskanzlei eine starke Aversion hat. Für mich persönlich stellen sich die Pläne des Amtes wie folgt dar: Auf Grund der Erklärung des Herrn Reichsstatthalters Sauckel hat man sich damit abgefunden, dass ich Treuhänder bleibe und Vorsitzender des Aufsichtsrates werde. Durch die Vormachtstellung der Vertreter des Heereswaffenamtes im Aufsichtsrat bin ich jedoch praktisch kaltgestellt. Mein Einfluss gemeinsam mit Herrn Beckurts als die vertretungsberechtigten Personen der Firma – die Stellung der Geschäftsführer einer GmbH ist besonders stark – soll dadurch gebrochen werden, dass ich als Geschäftsführer ausscheide und neben Herrn Beckurts gleichberechtigt ein technischer Geschäftsführer bestellt wird. Da beide Geschäftsführer nun gemeinsam zeichnungsberechtigt sind, würde also auch der Einfluss des Herrn Beckurts, wenn man als technische Persönlichkeit eine politisch weiche Person nimmt, ganz stark geschmälert sein. Aus diesem Grunde will man mich wohl auch nicht als 2. Geschäftsführer belassen, weil ich ja dann immer noch die Möglichkeit hätte, gemeinsam mit Herrn Beckurts nach wie vor entscheidende Fragen zu lösen. Die Herren Simson, die wohl zunächst zweifellos mit dem Gedanken des Verkaufs gespielt haben, sind von dieser Idee anscheinend ganz abgekommen. Ich kann mir denken, die Gründe hierfür dürften sein, dass sie ihr Kapital, wenn sie verkaufen würden, nichts ins Ausland übertragen können und dass sie auch nicht wissen, was sie innerhalb Deutschlands mit Kapital anfangen sollen. Somit erscheint ihnen die Erhaltung ihres Kapitals in einem Rüstungsbetrieb als das richtigste, umso mehr, wenn, wie aus den Äußerungen von Dr. Zeidelhack hervorgeht, durch die tatsächliche und rechtliche Vormachtstellung des Heereswaffenamtes dieses der Garant für die Erhaltung ihres Kapitals ist. Damit tritt aber auch grundsätzlich eine Änderung gegenüber dem bisherigen Zustand ein, da ja der Treuhänder bisher der Garant für die Kaptalerhaltung war, und an die Stelle einer Privatperson tritt somit der Staat. Wenn außerdem Simsons zugesichert worden ist, dass die tatsächliche Machtstellung der Geschäftsleitung in der Person von Herrn Beckurts und mir dadurch gebrochen wird, dass ich als Geschäftsführer ausscheide und die Stellung von Herrn Beckurts durch die Bestellung eines zweiten „geeigneten“ Geschäftsführers verwässert wird, kann ich mir denken, dass sie mit dieser Lösung zunächst zufrieden sind, denn die werden etwaige Beschlüsse, für die der Aufsichtsrat verantwortlich ist, zu gegebener Zeit schon durch Einwirkung auf das Heereswaffenamt beeinflussen können, da ja die beiden Vertreter des Heereswaffenamtes keine freien Personen, sondern als Angestellte des Amtes bzw. Beamte gebundene Marschroute haben. Im übrigen wird den Wünschen der Simsons hierbei seitens des Amtes insofern Rechnung getragen, als diese selbst schon bald nach Abschluss der Verträge erkannt hatten, dass tatsächlich durch die bisherigen Verträge die Geschäftsleitung außerordentlich stark war und sie deshalb bereits Anfang Mai d. Js., wovon ich erst jetzt Kenntnis erhalten habe, eine Anfrage ohne nähere Begründung an das Amt gerichtet hatten, ob das Amt gegen die Trennung des Amtes des Treuhänders und Geschäftsführers Bedenken hätte. Es wird seitens des Amtes die Prestigefrage in den Vordergrund gestellt und es wird darauf hingewiesen, dass das Amt, und somit findet es auch die Stütze des Herrn Keppler, den Herren Simson gegenüber nicht desavouiert werden dürfe. Ich sehe keine Notwendigkeit, dass das Amt den Herren Simson gegenüber desavouiert zu werden braucht. Wenn in dem Treuhändervertrag die Entgeltlichkeit des Treuhändervertrages aufgenommen werden soll, so mag das auch geschehen, dafür kann man auch 100 Rm. einsetzen, um alle juristischen Bedenken auszuräumen. Die Bildung des Aufsichtsrates soll wie besprochen durchgeführt werden. Wenn mit den Herren Simson schriftlich festgelegt worden ist, dass ein technischer Geschäftsführer bestellt werden soll, so ließe sich darüber reden. M.E. kann aber zu dem Zeitpunkt, als über die Vertragsänderungen seitens des Amtes mit Simson verhandelt worden ist, über die Frage des Verbleibens Hoffmanns als Treuhänder und Geschäftsführer nicht verhandelt worden sein, da diese Umstellung der Verträge ja zum Ausgangspunkt mein Ausscheiden hatten und Herr Nonn lediglich Treuhänder werden sollte. Nachdem die Kandidatur Nonn erledigt war, müsste also seitens des Amtes zu dem Zeitpunkt, als über mein Verbleiben im Unternehmen mit den Simsons verhandelt worden ist, diesen zugesagt worden sein, dass ich als Geschäftsführer ausscheide. Diese Verhandlungen können aber erst stattgefunden haben zu einem Zeitpunkt nach der Rede des Herrn Reichsstatthalters Sauckel im Werk am 24.10., in der dieser klar ausgesprochen hat, dass eine Änderung in der Geschäftsführung nicht eintreten sollte. Es wäre aber ein Leichtes gewesen, auch diese Frage den Simsons gegenüber durchzudrücken, wenn sie überhaupt angeschnitten worden ist. Ich komme bei dieser Sachlage zu dem Ergebnis, dass es in erster Linie und zum mindesten in gleicher Weise der Wunsch des Amtes ist, dass ich nicht Geschäftsführer hier bleibe, um eben die Machtstellung der jetzigen Geschäftsleitung zu brechen. Aus der Unterredung bei Herrn Keppler ist noch nachzutragen, dass Herr Dr. Zeidelhack auch noch darauf hinwies, dass der Treuhandvertrag entgeltlich sein müsste, weil er sonst nach dem BGB nur als Auftrag aufzufassen wäre, der jederzeit von den Auftraggebern widerrufen werden könnte. Ich habe demgegenüber darauf hingewiesen, dass diese gesuchte Argumentation Erfindung der Herren Simson wäre und dass ich es nicht für richtig halte, derartige Gedankengänge der Herren Simson sich zu eigen zu machen. Nach meinen juristischen Feststellungen dürfte es kaum ein deutsches Gericht geben, das sich diese Argumentation der Herren Simson bei Abschluss eines derartig wichtigen Gleichschaltungsvertrages zu eigen machen würde. 

	Hoffmann  

	ThHStAW,Wilhelm-Gustloff-WerkeWeimar, NS Industriestiftung, 80 Gu 1, Nr. 127, Bl. 378, Treuhänder BSW GmbH, Hoffmann  

	 

	 


12. Stellungnahme Fritz Sauckels zu den Simsonwerken an den Chef des Heereswaffenamtes, Generalmajor Liese, vom 6. November 1934 

	 

	 Abschrift  

	Der Reichsstatthalter                                    Weimar, den 6. November 1934 

	 An den 

	Chef des Heereswaffenamtes,  

	Berlin-Charlottenburg 2  

	Lebensstraße 1  

	Betr. Simson u. Co. 

	 Sehr geehrter Herr Generalmajor !  

	Für ihr Schreiben vom 29. 10. 1934 sage ich Ihnen meinen verbindlichsten Dank. Ich nehme es gern zum Anlass, um Ihnen nochmals zu den uns gemeinsam beschäftigenden Fragen des Simson-Werkes kurz meine Stellungnahme darzulegen, wie ich sie von jeher und insbesondere in unserer Besprechung vom 17. Oktober vertreten habe.

	 I. 

	Ich habe schon telegraphisch betont, dass ich unbedingt daran festhalten muss, dass den Simsons keine neuen Rechte gegen den Treuhänder eingeräumt werden dürfen, indem man duldet, dass an dem von ihnen freiwillig unterzeichneten notariellen Vertrag vom 3. Februar 1934 gerüttelt wird. Offenkundig geht das ganze Bestreben der Juden seit Juli vor allem darauf hinaus, von diesem Vertrag um jeden Preis wieder loszukommen, nachdem sie erkennen mussten, dass der Dr. Hoffmann nicht der Strohmann ist, für den Sie ihn anfänglich gehalten hatten. Daher ihre Bereiterklärung, den Vertrags-Neuentwurf des Heereswaffenamtes zu akzeptieren, welcher den jetzigen zur Ausschaltung des nichtarischen Einflusses mit unwiderruflichen Vollmachten ausgestatteten Gleichschaltungstreuhänder degradiert, der lediglich die Interessen der Juden Simson wahrnehmen, vollkommen dem Willen dieser „Treugeber“ unterstellt sein und von deren Vertrauen jederzeit abhängig sein soll (Ihr Schreiben vom 4.10.1934). Dass ein derartiges Entgegenkommen auf die Treibereien der Juden Simson für mich politisch untragbar ist, habe ich Ihnen unterm 21. Juli, 23. August und mündlich am 17. Oktober in eingehender Begründung dargelegt, die ich hier nicht zu wiederholen brauche. Ich habe den Vertrag vom 3. Februar 1934 nicht für seine fünfjährige Geltungsdauer gebilligt, um schon nach einem halben Jahre davon wieder abzugehen, und ich würde vielmehr etwaige Abänderungswünsche schon damals bei Vorlage des Vertrages rechtzeitig zur Geltung gebracht haben. Nunmehr aber kann ich nur wünschen, dass der Vertrag während der festgelegten Vertragsdauer von allen Seiten strikt und loyal eingehalten und respektiert wird. Ich habe das auch dem Anwalt der Simsons zum Ausdruck gebracht, wie Sie aus der übersandten Niederschrift ersehen haben. Bei dieser Rechts- und Sachlage wird man nicht gut von den Simsons als den „Betriebseignern“ sprechen können, da diese für den Außenstehenden in dem Unternehmen nur Kommanditisten darstellen, während laut Vertrag und Handelsregister Dr. Hoffmann Eigentümer der maßgebenden GmbH-Anteile ist, so dass für die nicht am Betrieb beteiligten Stellen allenfalls er als „Betriebseigner“ zu gelten hat. Man wird ihn auch nicht gut als „zukünftigen“ Treuhänder bezeichnen können, da er ja bisher schon Treuhänder und Geschäftsführer war, ist und bleibt. Damit werden sich die Simsons, die diesen Tatbestand doch freiwillig selbst herbeigeführt haben, abfinden müssen. Ich habe Ihnen meine Rede an die Betriebsgefolgschaft in Suhl senden lassen, darin habe ich meine Auffassung, dass in diesem Werk irgendeine Änderung gegenüber dem jetzigen Zustand in der Betriebsleitung nicht eintreten darf und wird vor aller Öffentlichkeit dargelegt und stehe dafür ein. 

	II. 

	Diese Ablehnung einer Änderung des Rechtsverhältnisses Simson-Hoffmann steht selbstverständlich in keinem Zusammenhang mit der Errichtung eines Aufsichtsrates und bildet insbesondere keinen Hinderungsgrund hiergegen. Vielmehr kann ich es wie alle Beteiligten nur begrüßen, wenn dieser nachträgliche Wunsch des Heereswaffenamtes noch verwirklicht wird und dieses als Hauptabnehmer des Werkes auch einen entsprechenden Einfluss auf dessen Arbeit erhält. Ich habe dies schon in der Besprechung bei Herrn Keppler betont und mich mit der von Ihnen vorgeschlagenen Besetzung des Aufsichtsrates mit zwei Vertretern des Heereswaffenamts und dem Treuhänder als Vorsitzenden ohne weiteres einverstanden erklärt, nachdem ich mich vergewissert hatte, dass der Eintritt des Treuhänders in den Aufsichtsrat der GmbH nicht dessen Ausscheiden als Geschäftsführer erfordert. Ich hatte nun angenommen, dass inzwischen schon das Heereswaffenamt gemeinsam mit Dr. Hoffmann den Wortlaut der erforderlichen Satzungsänderung der GmbH feststellen würde, die den Simsons zur Zustimmung vorzulegen ist. Nachdem sich das Heereswaffenamt schon vorher der grundsätzlichen Zustimmung der Simsons zur Bildung eines solchen Aufsichtsrates vergewissert hat, wird sich auch von dieser Seite keine ernstliche Schwierigkeit mehr ergeben. Es wird eigenste Sache des Heereswaffenamtes sein, diesem nach Wunsch des Heereswaffenamtes vom Treuhänder gestellten Satzungsänderungsantrag dann bei den Simsons Nachdruck zu verschaffen, da er die einzige gesetzliche Möglichkeit darstellen wird, um diesen allgemein anerkannten und berechtigten Einfluss des Heereswaffenamtes auf das Werk in rechtliche Formen zu bringen. Darüber hinaus stehe nötigenfalls auch ich selbstverständlich mit größter Bereitwilligkeit zur Verfügung, um den Wunsch des Heereswaffenamtes den Simsons gegenüber mit der erforderlichen Deutlichkeit zu unterstützen. Ich denke, auf diese Weise muss und wird es gelingen, die heerestechnischen Ressortbelange des Beschaffungswesens durchaus in Einklang mit den grundsätzlichen Erfordernissen nationalsozialistischer Staatsführung zu halten. 

	 Heil Hitler! 

	 Ihr ergebener Gez. Sauckel Gauleiter und Reichsstatthalter 

	 ThHStAW,Wilhelm-Gustloff-WerkeWeimar, NS Industriestiftung, 80 Gu 1, Nr. 1, 436-438, Büro des Reichstatthalters Sauckel  

	 

	 

	 


13. Auszüge aus den Gutachten der Deutsche Revisions- und Treuhand AG über die Entwicklung der Gesellschaft Simson & Co seit der Goldmarkeröffnungsbilanz vom 25. August 1935   
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	 V. Zusammenfassendes Ergebnis                                                            53 

	 

	  Auf Veranlassung des Beauftragten des Führers für Wirtschaftsfragen, Herrn W. Keppler, sind wir von der Geschäftsleitung der Berlin-Suhler-Waffen- und Fahrzeugwerke Simson & Co. Berlin- Suhl, 

	  und der Geschäftsleitung der   

	Simson & Co., Verwaltungsgesellschaft, Berlin,  

	beauftragt worden, die Entwicklung seit der Goldmarkeröffnungsbilanz zu prüfen, um insbesondere festzustellen, 

	 a) welche Gewinne in der Zeit vom 1. Januar 1924 bis 31. Dezember 1933 erzielt worden sind, 

	 b) mit welchen Erfolg die neugegründete Gesellschaft (Betriebsgesellschaft) im Geschäftsjahr 1934 und im ersten Halbjahr 1935 gearbeitet hat, 

	 c) wieviel von den erzielten Gewinnen auf die Militärabteilung entfällt,

	  d) welche Preisvereinbarungen mit dem Reichswehrministerium, jetzt Reichskriegsministerium (im folgenden RWM. genannt) bestehen oder bestanden haben,  

	e) was die Gesellschaft inzwischen unternommen hat, um ihre Vorkalkulation auf einer ordnungsmäßigen Grundlage gemäß den Vorschriften des RWM. abgeben zu können.  Nach abgeschlossener Prüfung des gesamten Fragenkomplexes erstatten wir über unsere Feststellungen auftragsgemäß Bericht. Zunächst werden wir die Entwicklung der alten Gesellschaft von der Goldmarkeröffnungsbilanz bis zu der im Jahre 1934 erfolgten Gleichschaltung behandeln und hierbei insbesondere auf die bestehenden Vereinbarungen mit dem RWM. und die auf Grund dieser Vereinbarungen erzielten Gewinnergebnisse hinweisen. Dann werden die Umstände darzulegen sein, die Ende 1933 bzw. Anfang 1934 zu der Gleichschaltung und Gründung der neuen Gesellschaft unter der neuen Geschäftsleitung in 1934 behandelt, ferner ihr Erfolgsergebnis, einmal im Geschäftsjahr 1934 und außerdem im ersten Halbjahr 1935 erörtert. Als Abschluss des Berichtes werden wir eine Zusammenfassung unseres Prüfungsergebnisses und insbesondere die Frage nach dem angemessenen Preis der Militärabteilung sowie die Kalkulationsgrundlagen der Gesellschaft untersuchen.  

	 

	I. Entwicklung der Gesellschaft von der Goldmarkeröffnungsbilanz bis zur Gleichschaltung. 

	a) Allgemeines.  

	Die offene Handelsgesellschaft Simson & Co. in Suhl ist schon vor dem Kriege für das In- und Ausland, insbesondere aber während des Krieges für das deutsche Heer in großem Umfange Lieferant von Hand- und Maschinengewehren gewesen. Daneben wurden in kleinerem Umfange noch Jagdgewehre produziert, ferner seit der Jahrhundertwende Fahrräder und seit 1910 auch Automobile; selbstverständlich musste jedoch die gesamte nichtmilitärische Produktion in den Kriegsjahren stark vernachlässigt werden, wobei der Betrieb ausschließlich auf Waffenlieferungen für den Heeresbedarf umgestellt wurde. Nach Kriegsende erfuhr die Produktion von Militärwaffen zunächst zwangsläufig eine Unterbrechung, ein Umstand, der erhebliche Geschäftsverluste der Gesellschaft verursachte und Veranlassung war, die in den Kriegsjahren vernachlässigte Fahrrad und Automobilfabrikation wieder, und zwar in vergrößertem Umfange, aufzunehmen und auszubauen. Tatsächlich hat die Gesellschaft ihren Umsatz in Fahrrädern und Automobilen gegenüber der Vorkriegszeit stark vergrößern können. Insbesondere die unter der Marke „Simson-Supra“ herausgebrachten Automobile der Firma erfreuten sich eines sehr guten Rufes, ohne allerdings einen Umsatz anzunehmen, der der Gesellschaft eine rentable Produktion ermöglicht hätte; so sah sich die Gesellschaft im Jahre 1928 veranlasst, ihre Automobilfabrikation aufzugeben, umso mehr, als inzwischen auch die Lieferungen von Militärwaffen an das RWM, auf Grund getroffener Vereinbarungen einen größeren Umfang angenommen hatten. […]  

	
	a) Die in den Jahren 1924 – 1933 erzielten Geschäftsgewinne. 

	b) Die Auswirkung des Mantelvertrages auf die Gesellschaft spiegelt sich am deutlichsten in der Entwicklung der Rentabilität der Militärabteilung und in den Gewinnen wider, die von der Gesellschaft insgesamt in den Jahren 1924 – 1933 erzielt wurden. Zwar lässt sich eine genaue Trennung der Erfolgsergebnisse der Gesellschaft nach einzelnen Abteilungen, insbesondere auf Militärlieferungen und Privatlieferungen, heute rückschauend nicht mehr (oder nur mit einem sehr erheblichen Zeitaufwand) durchführen, weil das Rechnungswesen der Gesellschaft für eine derartige Verteilung gar nicht eingerichtet war. Aber es liegen für eine solche Trennung gewisse Anhaltspunkte vor, die schließlich eine, wenn auch nur approximative Verteilung des Gewinnes bzw. des Erfolgsergebnisses ermöglichen. Um den tatsächlichen Gewinn der Gesellschaft in dem Zeitraum vom 1. Januar 1924 bis 31. Dezember 1933 unabhängig von den jährlich zum Teil voneinander abweichenden Bilanzierungsmethoden zu ermitteln, haben wir den gesamten Zeitraum von 10 Jahren als eine Rechnungsperiode angesehen und die vermögensmäßigen Veränderungen innerhalb dieses Zeitraumes festgestellt. Dabei ergibt sich folgendes:  



	 

	
		Der Vermögensstand am 1. Januar 1924. 



	Der Stand der Kapitalkonten der Gesellschaft beläuft sich in der Goldmarkeröffnungsbilanz vom 1. Januar 1924 auf                              

	                                        RM. 1.592.027.54 

	 Nachträglich, d.h. in den Jahren 1924 bis 1926 sind dazu insgesamt                                                             

	                                        RM. 459.760.61 

	 an anerkannten Aufwertungsansprüchen gekommen, die sich aus einer zu niedrigen Berücksichtigung von gewissen Vermögensteilen (Forderungen und Effekten) in der Goldmarkeröffnungsbilanz erklären; dieser Betrag ist also dem Nominalbetrag der Kapitalkonten zum 1. Januar 1924 noch zuzusetzen, so dass sich als Ausgangspunkt für unsere Betrachtungen, d.h. als Anfangsstand des Vermögens zum 1.1.1924 eine Summe von  

	                                      RM. 2.051.788.15 ergibt. 

	
		Wie hoch war demgegenüber der vergleichbare Stand des Gesellschaftsvermögens am 31. Dezember 1933?  Die Bilanz der alten Gesellschaft Simson & Co., später Verwaltungsgesellschaft (vgl. Anlage III) schließt nach erfolgter Herausnahme der Betriebsgesellschaft (neue Gesellschaft) mit einem Saldo für die Kapitalkonten der Gesellschafter von                                            



	                                     RM. 5.458.355.83

	  Übertrag: RM. 5.458.355.83  ab. Außerdem befinden sich aber in dieser Bilanz noch erhebliche Reserven, die lediglich aus besonderen Gründen in den Rückstellungen oder Verbindlichkeiten ausgewiesen wurden, während sie in Wirklichkeit dem Kapital der Gesellschaft zuzuschlagen sind. Die Höhe dieser Reserven beläuft sich auf insgesamt                                    

	                                RM. 4.943.234.60  

	somit stellt sich der Endstand des Vermögens zum 31. Dezember 1933 auf     

	                                          RM.10.401.590.43 RM.  

	
		Die Erhöhung des Vermögensbesitzes in der Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum 31. Dezember 1933. Bei Gegenüberstellung des Anfangs- und Endbestandes des Gesellschaftsvermögens ergibt sich eine Vermögensmehrung in Höhe von



	                                 RM. 8.349.802.28 

	
		Die Entnahmen der Gesellschafter in 1924 – 1933. Diese Erhöhung des Vermögensbesitzes ist eingetreten, obwohl die Gesellschafter in den Jahren 1924 bis 1933 sehr erhebliche Entnahmen, teils für Abfindungen an ausscheidende Gesellschafter, teils für den privaten Verbrauch und schließlich für Steuerzahlungen benötigt haben. Wir haben festgestellt, dass die Gesellschafter in den Jahren 1924 – 1933 entnommen haben: Für Steuern (nur Einkommen- und Vermögenssteuern)                          



	                                      RM. 5.665.430.98 

	 Für private Zwecke und Abfindungen an ausscheidende Gesellschafter                                      

	                                      RM. 7.842.199.67                            

	                          d. s. zusammen RM. 13.507.630.65 

	 Andererseits wurden von den Gesellschaftern in diesem Zeitraum Einzahlungen auf ihre Kapitalkonten in Höhe von              

	                                      RM. 178.687.33 

	 Geleistet, die gegen die Entnahmen aufzurechnen sind, so daß saldenmäßig insgesamt verbleiben                        

	                                     RM. 13.328.943.32 

	
		Beeinflussung durch außerordentliche Verluste bzw. Gewinne. Wir konnten ferner feststellen, dass die Gesellschaft – insbesondere bedingt durch die rückläufige Kursentwicklung in den Jahren 1930 und 1931 – erhebliche Verluste auf ihren Effektenbesitz gehabt hat, und zwar                        



	                               RM. 4.350.564. 

	 Diese Verluste haben mit dem Ergebnis des Betriebes nichts zu tun; sie sind auf finanzielle Transaktionen der Geschäftsleitung zurückzuführen und daher bei Feststellung des betrieblichen Erfolges der Gesellschaft außer acht zu lassen. Auf der anderen Seite hat der Effektenbesitz der Gesellschaft allerdings auch Einnahmen aus Dividenden, Renten, etc. gebracht, die analog als „Außerordentlicher Gewinn“ zu betrachten sind. Wir scheiden also auch diese Effektengewinne als „Außerordentlicher Ertrag“ der Gesellschaft aus, d. s. (geschätzt)          

	                               RM. 2.700.000.—

	  so dass als Saldo rd.                           

	                              RM. 1.650.000.— 

	verbleiben, um die das wirkliche Geschäftsergebnis der Gesellschaft höher war. 

	
		Zusammenfassung. 



	 Aus den vorstehenden Zahlen ergibt sich folgende Gesamtrechnung:  Erhöhung des Vermögensbesitzes in der Zeit vom 1. Januar 1924 – 31. Dezember 1933 (vgl. Ziffer 3)                    

	                             RM. 8.349.802.28 

	 Entnahmen der Gesellschaft für steuerliche und private Zwecke                                                      

	                            RM. 13.328.943.32

	  Außerordentliche Verluste auf Effekten nach Saldierung mit entsprechenden außerordentlichen Gewinnen rd.                 

	                            RM. 1.650.000.—  

	Tatsächlicher Betriebsgewinn der Gesellschaft in der Zeit vom 1. Januar 1924 bis 31. Dezember 1933 rd.               

	                            RM. 23.300.000.— 

	 Bei dieser Rechnung sind die stillen Reserven nicht berücksichtigt, die in Form von Unterbewertungen der Anlagen und Vorräte einerseits in der Anfangsbilanz vom 1. Januar 1924 (gewinnmindernd), andererseits in der Endbilanz vom 31. Dezember 1933 (gewinnerhöhend) liegen und das Gesamtbild an sich noch beeinflussen könnten. Wir mussten aber von einer Erfassung der stillen Reserven zunächst Abstand nehmen, weil sie – und zwar insbesondere für die Anfangsbilanz – auf nicht unerhebliche Schwierigkeiten stößt. Jedoch sind wir der Überzeugung, dass die Höhe der stillen Reserven in der Endbilanz (schon im Hinblick auf das zwischenzeitig stark erweiterte Geschäftsvolumen der Gesellschaft) die Höhe der Anfangsbilanz zum mindesten erreicht, sehr wahrscheinlich aber beträchtlich übersteigen wird. Wenn wir also die stillen Reserven bei unserer Rechnung überhaupt weglassen, so ist dadurch das Ergebnis nur nach der ungünstigen Seite beeinflusst worden, d.h. wenn man die Veränderung der stillen Reserven noch miterfassen würde, so würde sich hierdurch noch eine weitere Erhöhung des Gewinnes ergeben.  In welchen Abteilungen sind die Geschäftsgewinne von rd. RM. 23,3 Millionen entstanden?  Wie wir schon eingangs des vorigen Abschnitts ausgeführt haben, ist es nicht möglich, für die Vergangenheit eine Rentabilitätsrechnung nach Abteilungen aufzumachen; das Rechnungswesen der Gesellschaft lässt für eine derartig getrennte Erfolgserfassung jede Voraussetzung vermissen. Man muss deshalb zu Schätzungen greifen, die jedoch auf Grund von allgemeinen Erfahrungen recht zuverlässige Anhaltspunkte geben dürften. 1. Besondere Bedeutung kommt zunächst dem erzielten Gesamtumsatz und dem Anteil der einzelnen Abteilungen an diesem Gesamtumsatz zu. In der Anlage I fügen wir eine Aufstellung über die Zusammensetzung des Umsatzes in den Jahren 1924 – 1933 bei. Danach gliedert sich der Gesamtumsatz in der Zeit vom 1. Januar 1924 - 31. Dezember 1933, d.i. für zehn Jahre, wie folgt:  Militärwaffen RM. 79.028.000.— d.s. 67,8% 

	 Jagdwaffen RM. 3.095.000.— d.s. 2,6% 

	 Automobile RM. 13.036.000.— d.s. 11,2% 

	 Fahrräder RM. 19.391.000.— d.s. 16,6% 

	 Sonstiges RM. 2.025.000.— d.s. 1,8% 

	 

	    Insges. RM.116.575.000.— d.s. 100%  

	Es ergibt sich also, dass von dem erzielten Gesamtumsatz von RM. 116.575.000.—mehr als 2/3, d.s. RM. 79.028.000.—auf die Militärabteilung (d.s. auf RWM.-Aufträge) entfallen, während alle übrigen Abteilungen daran nur mit 32,2%, d.i. mit RM. 37.547.000.— beteiligt sind. Wenn man den erzielten Gesamtgewinn von RM. 23,3 Millionen also allein nach dem anteiligen Umsatz umlegen wollte, würden auf die Militärabteilung zum mindesten 2/3, d.s. etwa RM. 16 Millionen Gewinn entfallen. Nach eingehender Überlegung aller in Frage kommenden Momente sind wir aber der Ansicht, dass der Gesamtgewinn auf die Militärabteilung entfällt, ja dass in Wirklichkeit der Betriebsgewinn dieser Abteilung noch höher war als der Gesamtgewinn der Gesellschaft, weil die übrigen Abteilungen mit Verlust gearbeitet haben. Diese Ansicht stützen wir auf folgende Erwägungen: 

	 aa) Für das Geschäftsjahr 1934 und das erste Halbjahr 1935 haben wir eine genaue Verteilung des Erfolges der Gesellschaft nach Abteilungen vorgenommen (wir berichten darüber in einem späteren Absatz; vgl. Seiten 38 ff). Dabei ergibt sich, dass die Privatabteilungen mit Verlusten gearbeitet haben, obwohl der Umsatz der Privatabteilungen im Jahre 1934 verhältnismäßig gut war und dementsprechend eine verhältnismäßig gute und wirtschaftliche Ausnutzung der vorhandenen Anlagen ermöglichte. Wenn also schon das Jahr 1934 mit seinen weiter über den Durchschnitt der Vorjahre liegenden Umsätzen den Privatabteilungen einen Betriebsverlust gebracht hat, so ist wohl als sicher anzunehmen, dass die vorhergegangenen 10 Jahre im ganzen gesehen auch Verluste, sicherlich aber keinen Gewinn gebracht haben.  

	bb) In den Jahren 1929 – 1930 ist die Fabrikation von Automobilen eingestellt worden, nachdem sich die Zahl der hergestellten Automobile in den Vorjahren stets nur um 200 Stück pro Jahr bewegte. Aus unseren Erfahrungen bei anderen Automobilfabriken wissen wir, dass die Automobilfabrikation nur bei einer Fabrikation von größeren Serien rentabel zu gestalten ist und war, dass aber eine Aufgabe der Fabrikation durch die Entwertung der Anlagen und der vorhandenen Teile nur mit riesigen Verlusten möglich ist. Es ist allseitig bekannt, dass bis zu den entscheidenden Förderungsmaßnahmen der nationalsozialistischen Regierung weitaus die meisten Automobilfabriken mit erheblichen Verlusten arbeiteten, zum großen Teil sogar zu Vergleichen und Sanierungen gezwungen waren (s.B. NAG., Brennabor, Stöwer,Adler etc). So ist auch mit Sicherheit anzunehmen, dass die Automobilabteilung von Simson & Co. unrentabel war, also Betriebsverluste verursachte, wobei die Aufgabe der Automobilfabrikation der Gesellschaft noch besondere Verluste brachte. Das war ja sicher auch der Grund für die Geschäftsleitung, die Herstellung von Automobilen aufzugeben.  

	cc) Es ist eine Erfahrungstatsache, dass die Fahrradfabriken von der Wirtschaftskrise besonders schwer betroffen worden sind und zum großen Teil zu außerordentlichen Maßnahmen gezwungen wurden. Neben zahlreichen Zahlungseinstellungen und Kapitalzusammenlegungen anderer namhafter deutscher Fahrradfabriken spricht der Zusammenbruch der Bielefelder Industrie eine sehr deutliche Sprache. Bei der Firma Simson & Co., deren Fahrradumsatz in den Jahren 1929 – 1933 wertmäßig etwa auf die Hälfte zusammengeschrumpft war, dürften die Verhältnisse nicht anders liegen als in der gesamten Branche; so wird man also auch diesbezüglich annehmen können, dass – im ganzen gesehen – die Fahrrad-Abteilung der Gesellschaft Verluste gebracht hat. Zusammenfassend spricht alles dafür, dass die Privatabteilungen der Gesellschaft in den Jahren 1924 – 1933 mit Verlust, zum mindesten ohne Gewinn gearbeitet haben. Selbst wenn Gewinne in den ersten Jahren des Wirtschaftsaufschwungs (bis 1927) erzielt worden sein sollten, so müssten diese durch die rückläufige Entwicklung in den Jahren der Wirtschaftskrise restlos aufgezehrt worden sein. Darüber hinaus sind der Gesellschaft erhebliche Verluste durch die Aufgabe der Automobilfabrikation entstanden. Es ergibt sich also weiterhin, dass der in den Jahren 1924 – 1933 trotz der ungünstigen Lage der Privatabteilungen erzielte Gesamtgewinn der Gesellschaft in Höhe von RM. 23.3 Millionen restlos in der Militärabteilung, also aus den Lieferungen an das RWM. entstanden sein muss, höchstwahrscheinlich aber mehr. An dem mit dem RWM. getätigten Umsatz in Höhe von RM. 79.028.000.— gemessen, stellt sich somit der Gewinnanteil auf 29.5%, d.h. in den dem RWM. in Rechnung gestellten Preisen war ein Gewinn von rd. 30% enthalten.

	e)Ergebnis. 

	Wenn wir zusammenfassend die der Gleichschaltung vorangegangene Geschäftsperiode vom 1. Januar 1924 – 31. Dezember 1933 betrachten, so kommen wir – unter Berücksichtigung insbesondere der wirtschaftlichen Auswirkungen – zu folgendem Ergebnis: 

	 1. Die Firma Simson & Co. hat nach guter Rentabilität in den Kriegsjahren durch die zwangsläufig bedingte Umstellung in den ersten Nachkriegsjahren und in der Inflation erhebliche Verluste erlitten. Dementsprechend war das Vermögen der Gesellschaft bei der Goldmarkumstellung auf rd. RM. 2 Millionen Kapital zusammengeschrumpft, wobei allerdings gewisse in den Anlagewerten enthaltene stille Reserven nicht berücksichtigt sind.  2. Der mit rückwirkender Kraft vom 1. April 1924 an abgeschlossene „Mantelvertrag“ hat zu einem starken betrieblichen Ausbau der Gesellschaft geführt. Er sicherte der Gesellschaft auf Jahre hinaus eine gute Beschäftigung (am Umsatz gemessen mehr als 2/3 der Gesamtbeschäftigung), wobei er die Gesellschaft von irgendwelchen Risiken sowohl in finanzieller als auch in betrieblicher Hinsicht nach der tatsächlichen Lage der Dinge weitestgehend befreite. 

	 3. Die Gesellschaft hat vom Reichswirtschaftsministerium gemäß dem Mantelvertrag in den Jahren 1924 – 1930 insgesamt RM. 22.1Millionen als finanzielle Beihilfe zwecks Ausbau ihrer Anlagen und Einrichtungen für die Militärwaffenfabrikation erhalten. Der größere Teil der damit erstellten Anlagen und Einrichtungen ist im eigenen Betrieb der Gesellschaft hergestellt worden. (ca. RM. 14Millionen), dementsprechend in den Umsatzzahlen enthalten, wobei von der Gesellschaft bei der Abrechnung mit dem RWM. erhebliche eingerechnet wurden (ca. 20%). Von der Beihilfe von insgesamt RM. 22.1 Millionen ist der überwiegende Teil (rd. RM. 18.2 Millionen) vom RWM. von vornherein „uneinbringlich“, also ohne Rückzahlungsverpflichtung der Gesellschaft, zur Verfügung gestellt worden. Ein kleinerer Teil, nämlich der Gegenwert für erstellte bauliche Anlagen und Maschinen mit allgemeinem Verwendungszweck (d.h. nicht nur speziell für die Militärwaffenfabrikation nutzbar) im Werte von rd. RM. 3.9 Millionen war als unverzinsliches Darlehen gegeben, mit der Maßgabe, dass die Gesellschaft hierauf aber in Form von Preisaufschlägen Amortisationsraten dem RWM. berechnen durfte; auch dieser sogenannte „einbringliche“ Teil der Beihilfe sollte also vom RWM. getragen werden, wenn auch nicht von vornherein gratis zur Verfügung gestellt, so doch durch vereinbarte Amortisationsraten abwälzbar. Die mit der Beihilfe des RWM. erstellten Anlagen gingen zwangsläufig in das Eigentum der Gesellschaft über, wogegen sich diese lediglich verpflichtete, den Betrieb in dem nötigem Umfange leistungsfähig zu erhalten. Nur bei vorzeitiger Auflösung des Vertrages auf Grund von Einwirkungen von dritter Seite war die Gesellschaft verpflichtet, die Anlagen dem RWM. – und zwar in dem Zustand, in dem sie sich befanden – zurückzugeben; aber auch in diesem Fall nur die aus dem „uneinbringlichen“ Teil der Beihilfe beschafften Anlagen und Einrichtungen, während die aus dem Darlehen beschafften  Teile mit allgemeinem Verwendungszweck auch weiterhin im Eigentum der Firma verbleiben sollten.  

	4. Die Gesellschaft hat die in Ziffer 4 des Mantelvertrages vereinbarte Verpflichtung, ihre Preisangebote zu spezifizieren, wobei insbesondere auch der von der Gesellschaft berechnete Unkostenzuschlag und Gewinnzuschlag anzugeben war, nicht eingehalten; lediglich das produktive Material ist von der Gesellschaft in ihren Angeboten an das RWM. genannt worden, während die übrigen Selbstkosten einschl. des Gewinnes nur in einem Posten als „Restanteil“ eingesetzt wurden, ohne dass das RWM. über die Zusammensetzung dieses „Restanteils“ informiert wurde. Von der Spezifikation wurde von der Gesellschaft mit der Begründung abgesehen, dass das Rechnungswesen eine derartige Aufgliederung der Selbstkosten nicht zulasse. Die Unterlassung der Kostenspezifikation ist vom RWM. – offenbar als unumgänglich – hingenommen worden. Tatsächlich wäre eine Umstellung des Rechnungswesens der Gesellschaft nicht nur durchzuführen gewesen, sondern sie hätte auch durchaus im allgemeinen betrieblichen Interesse der Gesellschaft gelegen. Das Vorhandensein in einer Betriebsbuchhaltung, die über die Arbeit der einzelnen Abteilungen Auskunft gibt, gehört heute – und schon seit Jahren – zu den selbstverständlichen Einrichtungen eines neuzeitlichen Betriebes von dem Umfang der Gesellschaft; sie hätte bei der Gesellschaft erst recht eingerichtet werden müssen, nachdem sich die Notwendigkeit zu einer spezifizierten Unkostenerfassung schon aus dem Mantelvertrag ergab. Das Fehlen einer spezifizierten Angebotsabgabe fällt umso schwerer ins Gewicht, als nach dem Mantelvertrag jede Nachprüfung der Buchführung und der Selbstkostenrechnung seitens des RWM. durch Einsichtnahme bei der Gesellschaft ausgeschlossen war, sodass das RWM. praktisch überhaupt keine Möglichkeit zu einer direkten Nachprüfung der Angebote hatte. 5. Die Gesellschaft hat die in Ziffer 4 vorgesehene Vertragsverpflichtung, „zu angemessenen Preisen zu liefern“, nicht eingehalten. Wie wir bereits ausgeführt haben (S. 16 dieses Berichtes), hat die Gesellschaft in den Jahren 1924 – 1933 aus dem Militärbetrieb einen Gewinn von mindestens RM. 23. Millionen erzielt, und zwar ausschließlich in der Militärabteilung. Wenn man dabei berücksichtigt, dass das Unternehmen fast keinerlei Risiko trug und dass ihm von vornherein alle Finanzierungssorgen abgenommen wurden, so kann wohl nicht die Rede davon sein, dass diese Gewinne im Rahmen des Angemessenen liegen.  

	ThStAMeiningen, Fa. Simson & Co, Nr. 451, Bl. 1-57, Deutsche Revisions- und Treuhand AG   

	



	


14. Brief Fritz Sauckels an den Staatssekretär in der Reichskanzlei, Dr. Lammers, vom 18. September 1935, mit dem Vorschlag zur Enteignung der Gebrüder Simson und Umwandlung ihres Werkes in eine Stiftung 

	 

	 Der Reichsstatthalter in Thüringen         

	                                                           Weimar, den 18. September 1935                                                                                                                                  

	                                                           Museumsplatz 4  

	An den    

	       Staatssekretär der Reichskanzlei  

	Herrn Dr. Lammers  

	Berlin  

	 

	 Sehr geehrter Herr Doktor !

	 Sie waren in Nürnberg so liebenswürdig, mir die Zusage zu geben, dem Führer über meine ¾ stündige Besprechung mit dem Herrn Reichskriegsminister Generaloberst von Blomberg in der Suhler Angelegenheit Bericht zu erstatten. Ich darf Ihnen vorweg mitteilen, dass auf das Eingreifen des Generalobersten hin, die persönlichen Angelegenheiten zwischen unserm nationalsozialistischen Treuhänder des Werks Dr. Hoffmann und dem Heereswaffenamt vollkommen zur Zufriedenheit beider Teile und auch zu meiner eigenen bereinigt sind (s. Anlage). In Bezug auf das zukünftige Schicksal des Werkes selbst, möchte ich Sie nun bitten, dem Führer meinen folgenden Vorschlag zu unterbreiten. Die alte Judenfirma hat, wie durch den Bericht der Treuhandgesellschaft festgestellt ist, einen (handschriftlich: Über-) Gewinn von über 23.000.000 RM erzielt. Dieser Gewinn kam dadurch zustande, dass sich die alte Firma Simson nicht nur über alle Abmachungen, die Sie mit dem Heereswaffenamt getroffen hatte, hinwegsetzte, sondern indem Sie auch die Preise völlig willkürlich ansetzte, ohne überhaupt irgendwelche Vorschriften einer geordneten Buchführung, Betriebsbuchhaltung oder Kalkulation, wie sie für ein großes Werk selbstverständlich sind, zu berücksichtigen, so dass der während der nationalsozialistischen Revolution von mir eingesetzte Treuhänder und die neue Geschäftsleitung vollkommen von neuem den Aufbau des gesamten Kalkulations- und Rechnungswesen beginnen mussten. Während meiner Unterhaltung mit dem Herrn Reichskriegsminister erklärte sich derselbe mit mir vollkommen darin einig, dass man das Werk, wenn irgend möglich, diesen verbrecherischen Juden, d.h. den Gebr. Simson, durch Enteignung abnehmen und aus dem Werk eine Stiftung des Reichs machen solle. Inzwischen hat das Heereswaffenamt selbst, das anfänglich gegen eine Stiftung war, ebenfalls sein volles Einverständnis erklärt. Zu dieser Stiftung würden jene von den Juden ergaunerten und daher zurückzuzahlenden 23.000.000,— RM „Übernormal-Gewinn“ eine sehr gute Fundierung geben. Der Herr Reichskriegsminister Generaloberst von Blomberg hat mich nun gebeten, auch meinerseits beim Führer den Vorschlag zu unterstützen, die von den Juden Simson zurückzuerstattenden Beträge wieder zu ihrem ursprünglichen Zweck, zu dem sie ausgegeben worden sind, d.h. zur Aufrüstung zu verwenden. Nach den Etatvorschriften würden wohl sonst die Gelder dem Herrn Reichsfinanzminister zufließen müssen. Im Interesse unserer Wehrmacht aber und im Interesse der neuen zukünftigen Stiftung möchte ich daher noch einmal dringend bitten, dass der Führer und Reichskanzler bestimmt, dass die evtl. von den Gebrüdern Simson, bzw. der Firma zurückzuzahlenden Übergewinne dem Führer selbst für diese neue Stiftung und für den Aufbau der Wehrmacht wieder bereit gestellt werden. Dabei möchte ich zum Schluss auch noch darum bitten, dass die Leitung des Werkes in den Händen der Männer bleibt, die durch mein Vertrauen eingesetzt wurden und die undankbare Aufgabe der Klärung der Verhältnisse bei dieser ehemaligen Judenfirma durchgeführt und das Werk selber nach wirtschaftlichen und nationalsozialistischen Grundsätzen einwandfrei neu aufgebaut haben. Gegen die alte Juden-Firma selbst ist auf meine Anzeige nebst Unterlagen hin beim Landgericht in Meiningen Anklage erhoben. Mein Kampf gegen diese Leute geht nun schon 6 Jahre.   

	Mit den besten Grüßen und Heil Hitler 

	 bin ich ihr sehr ergebener 

	 Fritz Sauckel Reichsstatthalter und Gauleiter 

	 hierzu: 1 Anlage. 

	 BArch, R 43 II/358a, Bl. 38-39, Büro d. Reichsstatthalters Thüringen, Sauckel  

	 


 15. Bericht der Deutsche Revisions- und Treuhand AG vom 15. November 1935 an das Büro des Reichsstatthalters in Thüringen über „angemessenen Gewinn“ und „unberechtigten Übergewinn“ der Familie Simson   

	 

	Abschrift

	 Deutsche Revisions- und Treuhand-Aktiengesellschaft.

	 den 15. November 1935

	Taubenstr. 46  

	Direktion 32/Tr. 

	 

	        An das Büro des Reichsstatthalters  in 

	Thüringen 

	 Weimar  

	 Museumsplatz 4 

	 

	  In Bestätigung des dortigen Schreibens vom 13.d.M. – Zeichen: DBHa. – nehmen wir zu den beiden uns unterbreiteten Fragen wie folgt Stellung:                                                                    

	                                              I.  

	„Welcher Teil des Gewinnes ist „angemessen“, und welcher ist unberechtigter Übergewinn?“ In unserem Prüfungsbericht haben wir seinerzeit festgestellt, dass in den Jahren 1924 bis 1933 ein betrieblicher Gesamtgewinn in Höhe von mindestens RM 23,3 Mill. erzielt worden ist. Diesem Gesamtbetrag absolut einwandfrei und ziffernmäßig genau in den angemessenen und den unberechtigten Übergewinn aufzuteilen, ist aus mehreren Gründen nicht möglich. Zunächst fehlt dafür eine unbedingt stichhaltige Grundlage im Rechnungswesen der Gesellschaft selbst, da für die in Frage kommende Zeit weder in der Buchhaltung noch in der Statistik die Einzelerlöse und die Einzelaufwendungen für die verschiedenen Abteilungen, vor allem auch für die Militärabteilung und für die Privatabteilungen, vorhanden waren. Hinzu kommt, dass für die damalige Zeit in den vom Reichswehrministerium mit Simson abgeschlossenen Verträgen kein Anhalt gegeben war, in welcher Höhe ein Gewinn angemessen sei, also nicht, wie es später geschehen ist, etwa festgelegt wurde, dass zu den Selbstkosten ein bestimmter Gewinnzuschlag gerechnet werden sollte. Drittens ist schwer feststellbar, in welcher Höhe neben den vom RWM. Beigesteuerten Anlagen die Gesellschaft selbst in der Militärabteilung Kapital investiert hat, so dass nicht gesagt werden kann, welcher Teil des Gewinns auf eine Verzinsung dieses von der Gesellschaft selbst investierten Kapitals zu rechnen wäre. Schließlich lässt sich auch die von den Gesellschaftern persönlich geleistete Arbeit für die Militärabteilung schwer absolut einwandfrei einschätzen. Wir müssen uns demzufolge damit begnügen, allgemein gültige Anhaltspunkte zu geben, die zu einer befriedigenden Lösung der Frage führen können, welcher Teil des Gewinns in diesem Falle als angemessen etwa zu gelten hat. 

	 Diese Anhaltspunkte findet man, wenn man sich überlegt: 

	
		Welche Gewinnzuschläge zu den Selbstkosten wurden um die damalige Zeit im allgemeinen bei Rüstungsaufträgen vom Ministerium zuerkannt, und  2. Welchen Gewinnzuschlag hat das Reichswehrministerium jetzt bei der Regelung des Jahres 1934 Simson zugebilligt.  



	Zu 1):  

	Aus den Besprechungen mit den Vertretern des Reichswehrministeriums und des Heereswaffenamtes haben wir den Eindruck gewonnen, dass in den Jahren 1924 bis 1933, also in einer Zeit, in der Rüstungsaufträge mit besonderen Risiken verbunden waren, nicht selten Gewinnzuschläge von 15 bis 20%auf die Selbstkosten eingeräumt worden sind. Legt man diese Zuschläge zugrunde, so ergibt sich folgende Rechnung:  

	Umsatz an Militärwaffen in den Jahren 1924 bis 1933 .............................................. RM. 79.028.000.— ./. festgestellter Mindestgewinn (gemäß unserem Prüfungs- Bericht) ........................................................ RM. 23.300.000.— Selbstkostenwert des Militärwaffenumsatzes in den Jahren 1924 bis 1933 höchstens .............................. RM. 55.728.000.— Hiervon sind 15% = RM. 8.359.200.— bzw. 20 % = RM. 11.145.600.— (gegenüber dem tatsächlichen erzielten Gewinn von rd. RM. 23.300.000.—). 

	 Zu 2):

	 Bei der Regelung für das Jahr 1934 ist Simson, soweit wir unterrichtet sind, auferlegt worden, einen Betrag von RM. 2.410.000.—zurückzuzahlen.Wenn man unterstellt, der nach dieser Rückzahlung verbleibende Gewinn als angemessen gelten kann, so ergibt sich folgendes: 

	Der Gesamtgewinn betrug nach unseren Feststellungen im Prüfungsbericht .............................................. RM. 4.683.000. — 

	Davon sind folgende Zuweisungen abzuziehen: 

	Garantiefonds .................... RM. 240.000.— 

	Pensionsfonds.................... RM. 300.000.— 

	Reservefonds .................... RM. 250.000.

	 Werkerneuerung ................ RM. 145.000.—.... RM. 945.000.— 

	Es verbleiben.................. RM. 3.738.000.— 

	 

	 Davon sind Rückzahlungen  .......................... RM. 2.410.000.— so dass sich hiernach ein „angemessener“ Gewinn für 1934 von RM. 1.328.000.—ergibt. 

	 Die Selbstkosten betrugen RM. 8.251.000.—, so dass der angemessene Gewinn für das Jahr 1934 sich auf ca. 16% belaufen würde.  Nun ist gewiss zu berücksichtigen, dass es sich hierbei um eine vergleichsweise Regelung handelt und dass die zuständigen Stellen im Reichswehrministerium an sich diesen Satz von 16% höchstwahrscheinlich für zu hoch halten werden, so dass er also auch nicht etwa für die Berechnung eines angemessenen Gewinns für die Jahre 1924 bis 1933 verwendet werden könnte. Auf der anderen Seite ist aber wiederholt von den zuständigen Stellen des Ministeriums erklärt worden, dass man der Firma Simson für die risikoreiche damalige Zeit einen höheren Gewinn im Vertrage zubilligen wollte, als etwa für das Jahr nach der Revolution. Es hebt sich also das Für und Wider gegeneinander auf, so dass man unseres Erachtens doch wohl mit einem Gewinnzuschlag von 16% auf die Selbstkosten der Jahre 1924 bis 1933 rechnen muss, also mit einem angemessenen Gewinn von rd. RM. 8.916.000.—. Zusammenfassend beantworten wir die Frage zu I dahin, dass nach unserer Auffassung der angemessene Gewinn aus den Jahren 1924 bis 1933 mit etwa RM. 8.500.000. — zu bemessen ist, der Übergewinn demzufolge rd. RM. 14.800.000. — beträgt. 

	                                           II. 

	„Welchen Wert hat das Werk in Suhl?“ 

	Bei dieser Frage unterstellen wir zunächst, dass der Wert des Gesamtwerkes (also einschließlich der Privatabteilungen) gemeint ist. Sodann müssen wir vorweg mit besonderem Nachdruck betonen, dass der Wert der Suhler Firma bei weitem in erster Linie entscheidend davon abhängt, ob die Gesellschaft auch in Zukunft mit einigermaßen Sicherheit ihre Rüstungsaufträge erhält oder nicht. Bei der in Aussicht genommenen Regelung ist mit einem Eintreten dieser Voraussetzung wohl zu rechnen, so dass wir diese Unterstellung bei unserer Untersuchung mit Recht vornehmen und deshalb mit einer Beschäftigung des Werkes ungefähr in dem heutigen Rahmen rechnen können. 

	 Der jetzt vorliegende letzte Jahresabschluss der Gesellschaft zeigt folgendes Reinvermögen: 

	 Kapital............................................................ RM. 3.480.000.— 

	 + Reservefonds .............................................. RM. 250.000.— 

	 +Gewinn........................................................ RM. 600.000.—   zusammen.............................. RM. 4.330.000.— 

	 Hinzuzuziehen sind die stillen Reserven, die in der Hauptsache in den Anlagewerten der Bilanz enthalten sind. Dass hier beträchtliche stille Reserven liegen, kann nicht zweifelhaft sein, immer unter der Voraussetzung, dass die heutige Beschäftigung mit etwa gleichbleibenden Erträgen für absehbare Zeit erhalten bleibt. Für die Höhe dieser stillen Reserven gibt der Ertragswert des Unternehmens einen Anhalt. Wenn man nun annimmt, dass die Gesellschaft in den nächsten Jahren einen Waffenumsatz von rd. RM. 13 Mill. im Jahr erzielt, so wird nach den bestehenden Preisvereinbarungen mit dem RWM. mit einem Ertrag in der Militärabteilung von rd. RM. 700.000.— pro Jahr rechnen können. Die Privatabteilungen haben bisher ohne Gewinn gearbeitet (in den letzten Jahren einschließlich 1934 sogar noch mit Verlust), jedoch ist anzunehmen, dass auch sie in Zukunft rentabel gestaltet werden können und einen Ertrag von etwa RM. 100.000.- im Jahre abwerfen werden. Insgesamt wird man also für das Gesamtunternehmen mit einem Jahresertrag bis zu RM 800.000.- rechnen können. Nun lässt sich gewiss darüber streiten, mit welchem Faktor dieser Jahresertrag von RM. 800.000.- zu multiplizieren ist, um auf einen angemessenen Gesamtertragswert des Unternehmens zu kommen. Die Erfahrungen in der Praxis zeigen auf diesem Gebiet ein durchaus uneinheitliches Bild. Wenn es in normalen Wirtschaftszweigen üblich war, den Durchschnittsjahresertrag etwa mit bis zu 20 zu multiplizieren, wurden in den letzten Krisenzeiten vielfach Multiplikatoren von 5 bis 8 angewendet. Bei der Art des hier in Frage stehenden Unternehmens und unter der Voraussetzung, dass der heutige Beschäftigungsgrad sich für absehbare Zeit aufrechterhalten lässt, halten wir einen Ertragswert des Unternehmens für angemessen, der das zehnfache des Jahresertrages ausmacht, also etwa RM. 8 Mill. Wenn wir diesen Ertragswert dem sich aus dem Jahresabschluss ergebenden Reinvermögen von RM. 4.330.000 gegenübersetzen, so ergibt sich eine stille Reserve von rd. RM. 3,7 Mill., ein Betrag, der vertretbar ist. Wir beantworten also zusammenfassend die Frage II dahin, dass wir das Gesamtunternehmen in Suhl mit rd. RM. 8 Mill. bewerten.  

	Heil Hitler! 

	 

	 ThHStAW,Wilhelm-Gustloff-WerkeWeimar, NS Industriestiftung, Nr. 80 Gu 1, Nr. 2, Bl. 12-16, Deutsche Revisions- und Treuhand AG  

	 


 16. Vertrag über die Übertragung sämtlicher Rechte der Simson & Co auf den Reichsstatthalter Fritz Sauckel vom 23. November 1935   

	 

	Abschrift. 

	 Not.Reg.Nr. 221 von 1935.  

	Verhandelt 

	 Zu Weimar am 23. November 1935. 

	 

	 Vor dem unterzeichneten Thüringischen Notar Dr. jur. Friederich Liebeskind in Weimar erschien heute: Herr Rechtsanwalt Dr. Fritz Fenthol in BerlinW.9, Potsdamerstr. 138  Der Erschienene wies sich durch den von dem Vorstand der Anwaltskammer zu Berlin am 22. Oktober 1935 unter F Nr. 123 ausgestellten und mit Lichtbild versehenen Ausweis aus.  Er gibt nachfolgende Erklärungen ab in Vollmacht folgender Personen:  

	1.) für den Fabrikbesitzer Arthur Simson in Berlin-Wilmersdorf, Zähringerstrasse 25, als persönlich haftender Gesellschafter der Firma Simson & Co., Verwaltungsgesellschaft Berlin, als allein zeichnungs- und zugleich vertretungsberechtigter Gesellschafter und zugleich im eigenen Namen des Herrn Arthur Simson,  

	2.) für den Fabrikbesitzer Dr. Ewald Mayer in Berlin-Wilmersdorf, Ravensbergerstraße 5, in seiner Eigenschaft als allein zeichnungsberechtigter, persönlich haftender Gesellschafter der Firma Simson & Co., Verwaltungsgesellschaft Berlin und zugleich im eigenen Namen des Vorgenannten, 

	 3.) für Fräulein Dr. Hilde Mayer in Berlin-Wilmersdorf, Ravensbergerstraße 5, in ihrer Eigenschaft als Kommanditistin der Firma Simson & Co., Verwaltungsgesellschaft Berlin, 

	 4.) für den Fabrikbesitzer Julius Simson in Gotha, Friedrichstraße 19, in seiner Eigenschaft als Kommanditist der Firma Simson & Co., Verwaltungsgesellschaft Berlin, 

	 5.) für den Fabrikbesitzer Dr. Julius Simson in Zürich, Dolderstrasse 96, in seiner Eigenschaft als Kommanditist der Firma Simson & Co., Verwaltungsgesellschaft Berlin. 

	 Der Erschienene überreichte dem Notar folgende Vollmachten:  

	1.) Vollmacht von Arthur Simson vom 21. November 1935, beglaubigt vom Notar Werner Féaux de Lacroix beim Kammergericht Berlin (Not. Reg. Nr. 560/1935), 

	 2.) Vollmacht von Dr. EwaldMayer vom 21. November 1935, beglaubigt vom Notar Féaux de Lacroix beim Kammergericht Berlin (Not. Reg. Nr. 558/1935), 

	 3.) Vollmacht von Fräulein Dr. Hilde Mayer vom 21. November 1935, beglaubigt vom Notar Féaux de Lacroix beim Kammergericht Berlin (Not. Reg. Nr. 559/1935), 

	 4.) Vollmacht von Julius Simson vom 18. November 1935, beglaubigt vom Thüringischen Notar Dr.jur. Paul Christ in Gotha (Not. Reg. Nr.207/1935), 5.) Vollmacht von Dr. Julius Simson vom 19. November 1935, beglaubigt vom Deutschen Generalkonsulat in Zürich.  

	Der Erschienene erklärte: 

	 Die Kommandit-Gesellschaft in Firma Simson & Co., Verwaltungsgesellschaft (im folgenden genannt: Verwaltungsgesellschaft) und Herr Julius Simson haben am 3. Februar 1934 zu Protokoll des Thüringischen Notars Friedrich Alfred Kühn in Weimar (Nr. 12 seines Notariatsregisters von 1934) mit Herrn Dr. Herbert Hoffmann in Berlin einen Treuhandvertrag betreffend die Geschäftsanteile von 20.000 RM und 480.000 RM an der Berlin- Suhler Beteiligungsgesellschaft m.b.H. in Berlin geschlossen. Die Berlin-Suhler Beteiligungsgesellschaft m.b.H. in Berlin wird im folgenden kurz G.m.b.H. genannt. Nach diesem Treuhandvertrag sind die vorbezeichneten Geschäftsanteile Herrn Dr. Hoffmann als Treuhänder zur treuhänderischen Verwaltung zu Eigentum übertragen worden; nach diesem Treuhandvertrag steht insbesondere der Verwaltungsgesellschaft der Anspruch auf Herausgabe des Geschäftsanteils von 480.000.—RM an der G.m.b.H. und Herrn Julius Simson der Anspruch auf Herausgabe des Geschäftsanteils von 20.000 RM an dieser G.m.b.H. zu. Die Verwaltungsgesellschaft ist Kommanditistin der Kommanditgesellschaft in Firma Berlin-Suhler Waffen- und Fahrzeugwerke Simson & Co. in Berlin (im folgenden kurz: Berlin-Suhler genannt); sie ist mit einer Kommanditeinlage von 3.000.000 RM(i.W.: Drei Millionen Reichsmark) an dieser Gesellschaft beteiligt. Die Einlage hatte durch Übergabe des gesamten Betriebs in Heinrichs b./Suhl mit allen Bestandteilen und Zubehör gemäß § 4 des Kommanditgesellschaftsvertrages vom 4. Januar 1934 zu erfolgen. Die G.m.b.H. ist Komplementärin der Berlin-Suhler. Der Herr Reichskriegsminister hat gegen die Verwaltungsgesellschaft aus dem Mantelvertrag vom 25.Mai 1935 eine Forderung aus Übergewinnen der Jahre 1924 bis 1933 in Höhe von 8.750.000.—RM (i.W.: Neun Millionen und siebenhundertfünfzigtausend Reichsmark) geltend gemacht. Der Herr Reichskriegsminister hat den Herrn Reichsstatthalter und Gauleiter Sauckel in Weimar ermächtigt, die Interessen des Herrn Reichskriegsminister gegenüber der Familie Simson wahrzunehmen. Dies vorausgeschickt macht die Verwaltungsgesellschaft und Herr Julius Simson unter Zustimmung der übrigen oben angeführten Personen dem Herrn Reichsstatthalter und Gauleiter Sauckel in Thüringen das Angebot zum Abschluss folgenden Vertrages:                                         

	                                                 §1. 

	 Die Verwaltungsgesellschaft und Herr Julius Simson übertragen auf den Herrn Reichsstatthalter und Gauleiter in Thüringen, Sauckel, ihre sämtlichen Rechte aus dem Treuhandvertrag mit Herrn Dr. Herbert Hoffmann vom 3. Februar 1934. Insbesondere tritt die Simson & Co. Verwaltungsgesellschaft ihren Anspruch auf Rückübertragung des Geschäftsanteils von 480.000.—RMan der G.m.b.H., der ihr gegen den Treuhänder, Herrn Dr. Herbert Hoffmann, zusteht, an den Herrn Reichsstatthalter und Gauleiter Sauckel in Thüringen ab; desgleichen tritt Herr Julius Simson seinen Anspruch auf Rückübertragung des Geschäftsanteils von 20.000.—RM an der G.m.b.H., der ihm gegen den Treuhänder, Herrn Dr. Herbert Hoffmann, zusteht, an den Herrn Reichsstatthalter und Gauleiter in Thüringen ab.                                                                                

	                                                 §2.

	  Die Verwaltungsgesellschaft überträgt ihren Kapitalanteil an der Berlin-Suhler an den Herrn Reichsstatthalter und Gauleiter in Thüringen, Sauckel, sie scheidet damit aus der Berlin-Suhler aus; an ihre Stelle tritt der Herr Reichsstatthalter und Gauleiter in Thüringen, Sauckel. Die Übertragung erfolgt vorbehaltlich des Beitritts der G.m.b.H. zu diesem Vertrage, wodurch das Kommanditverhältnis der Verwaltungsgesellschaft endet und gleichzeitig an ihre Stelle als Kommanditistin der Herr Reichsstatthalter und Gauleiter in Thüringen, Sauckel, in den Kommanditvertrag als Kommanditist eintritt. Die Verwaltungsgesellschaft erkennt unter Bestätigung des Kommanditgesellschaftsvertrages vom 4. Januar 1934, der als Anlage diesem Vertrage beigefügt ist und einen Bestandteil dieses Vertrages bilden soll, gegenüber der Berlin- Suhler ihre Verpflichtungen auf Einbringung des gesamten Betriebes der Waffen- und Fahrzeugwerke in Heinrichs b./Suhl gemäß § 4 des Kommanditgesellschaftsvertrages an, soweit diese Verpflichtungen zur Deckung ihrer Kommanditeinlage von drei Millionen Reichsmark noch nicht erfüllt sind; diese Verpflichtungen bleiben für die Verwaltungsgesellschaft bestehen.                                                       

	                                                §3. 

	 Für die in den §§ 1 und 2 vorgesehenen Leistungen zahlt der Herr Reichsstatthalter und Gauleiter in Thüringen der Verwaltungsgesellschaft und Herrn Julius Simson den Betrag von acht Millionen Reichsmark. Herr Julius Simson tritt den ihm anteilig zustehenden Anspruch auf Zahlung dieses Betrages an die Verwaltungsgesellschaft ab.                                                     

	                                               §4.  

	Die Verwaltungsgesellschaft erkennt nur für die Zwecke dieses Vertrages an, dem Herrn Reichskriegsminister aus dem Mantelvertrag vom 25. Mai 1925 aus Übergewinnen der Jahre 1924 bis 1933 einen Betrag von 9.750.000 RM(i.W.: Neun Millionen und siebenhundertfünfzigtausend Reichsmark) zu verschulden. Die Verwaltungsgesellschaft erklärt sich für den ihr nach § 3 dieses Vertrages zustehenden Anspruch, auch soweit er ihr von Julius Simson abgetreten ist, in voller Höhe befriedigt gegen Beibringung einer Erklärung des Herrn Reichskriegsministers durch den Herrn Reichsstatthalter und Gauleiter in Thüringen, Sauckel, nach der der Herr Reichskriegsminister in gleicher Höhe, also in Höhe von acht Millionen Reichsmark gegenüber der Verwaltungsgesellschaft die Forderungen aus Übergewinnen aus dem Mantelvertrag vom 25. Mai 1925 als abgegolten betrachtet. Den Restbetrag der Forderung des Herrn Reichskriegsministers aus Übergewinnen in Höhe von 1.750.000 RM (i. W.: Eine Million und siebenhundertundfünfzigtausend Reichsmark) wird die Verwaltungsgesellschaft an den Herrn Reichskriegsminister, zu Händen des Herrn Reichsstatthalters und Gauleiters in Thüringen, Sauckel, zahlen und zwar eine erste Rate davon in Höhe von 700.000 RM (i. W.: Siebenhunderttausend Reichsmark) bis spätestens 1. Januar 1936. Über die Zahlung des Restes von 1.050.000 RM (i. W.: Eine Million und fünfzigtausend Reichsmark) bleibt eine besondere Vereinbarung vorbehalten, jedoch soll auch dieser Restbetrag spätestens am 31. Dezember 1936 gezahlt sein.                      

	                                               §5.  

	Die Verwaltungsgesellschaft und Herr Julius Simson erkennen an, dass ihnen gegen die Berlin-Suhler irgendwelche Ansprüche aus der Inangriffnahme des Reiches wegen der Übergewinne der Jahre 1924 bis 1933 nicht zustehen. Die Berlin-Suhler verzichtet ausdrücklich auf das Rückgriffsrecht gegenüber der Verwaltungsgesellschaft, das ihr im § 4 des Kommanditgesellschaftsvertrages der Berlin-Suhler vom 4. Januar 1934 für den Fall vorgesehen ist, dass die Berlin-Suhler für Verpflichtungen aus der Zeit bis zum 31. Dezember 1933 in Anspruch genommen wird. Im übrigen bleiben die Recht der Verwaltungsgesellschaft gegenüber der Berlin-Suhler und der G.m.b.H. durch diesen vorliegenden Vertrag unberührt, soweit nicht in diesem Angebot ausdrücklich Abweichendes vorgesehen ist. Die Verwaltungsgesellschaft und Herr Julius Simson erkenne ferner an, dass ihnen irgendwelche Ansprüche aus dem Treuhandvertrag vom 3. Februar 1934 gegen den Treuhänder, Herrn Dr. Herbert Hoffmann, nicht zustehen. Sie erteilen dem Treuhänder, Herrn Dr. Herbert Hoffmann, und den Geschäftsführern der G.m.b.H. Entlastung für ihre Geschäftsführung in der G.m.b.H. und in der Berlin-Suhler.           

	                                            §6. 

	 Der Herr Reichsstatthalter und Gauleiter in Thüringen, Sauckel, verzichtet in eigenem Namen auf alle immer wie gearteten Forderungen gegen die Verwaltungsgesellschaft sowie die von mir vertretenen Personen. Er wird außerdem eine Erklärung des Herrn Reichskriegsministers in der Form beibringen, dass der Herr Reichskriegsminister auch alle anderen immer wie gearteten Forderungen aus dem Mantelvertrag oder aus sonstigem Grunde gegen die Verwaltungsgesellschaft und die von mir vertretenen Personen als abgegolten erklärt; er wird ferner ein Anerkenntnis des Treuhänders, Herrn Dr. Herbert Hoffmann, beibringen, dass ihm aus dem Treuhandvertrag vom 3. Februar 1934 und seinem Anstellungsvertrage oder aus sonstigen Gründen irgendwelche Ansprüche gegen die Verwaltungsgesellschaft und die von mir vertretenen Personen, einschließlich des Herrn Julius Simson, nicht zustehen. Der Herr Reichsstatthalter und Gauleiter in Thüringen, Sauckel, wird schließlich eine Erklärung der Berlin-Suhler beibringen, dass sie gegen die Verwaltungsgesellschaft und die von mir vertretenen Personen keinerlei Forderungen irgendwelcher Art hat bzw. sich für alle Ansprüche irgendwelcher Art befriedigt erklärt, unbeschadet des Anspruchs der Berlin-Suhler nach §2 dieses Angebotes.                      

	                                              §7. 

	 Die Verwaltungsgesellschaft verpflichtet sich, in besonderer Urkunde ihr Ausscheiden aus der Berlin-Suhler zum Handelsregister anzumelden. 

	                                              §8.

	 Kosten und Stempel sowie etwaige Steuern dieses Vertrages und seiner Anlagen sowie seiner Durchführung trägt die Berlin-Suhler.

	                                                §9. 

	An dieses Angebot halten sich die Verwaltungsgesellschaft, Herr Julius Simson und die von mir vertretenen Personen bis zum 8. Dezember 1935 gebunden. Die Annahme dieses Angebotes gilt als erfolgt, wenn der Herr Reichsstatthalter und Gauleiter in Thüringen, Sauckel, zu notariellem Protokoll das Einverständnis mit dem Ausscheiden der Kommanditistin Verwaltungsgesellschaft unter gleichzeitigem Eintritt des Herrn Reichsstatthalters und Gauleiters in Thüringen als Kommanditisten erklärt hat und wenn die Erklärung des Herrn Reichskriegsministers gemäß §§ 4 und 6 sowie die erforderlichen Erklärungen der G.m.b.H. und der Berlin-Suhler sowie des Herrn Dr. Hoffmann gemäß §§ 5 und 6 des vorstehenden Vertrages der Verwaltungsgesellschaft zugegangen sind.

	                                                   §10.

	 Für dieses Angebot gelten nur die in diesem Protokoll niedergelegten Bedingungen unter Ausschluss etwa vorhergegangener mündlicher Abreden. Das Protokoll und insbesondere der als Anlage beigefügte Kommanditgesellschaftsvertrag vom 4. Januar 1934 wurden von dem Notar vorgelesen, von dem Erschienenen genehmigt und eigenhändig wie folgt unterschrieben:  

	Gez.. Dr. Fritz Fenthol, Rechtsanwalt 

	 Gez.: Dr. jur. Friedrich Liebeskind, Thüringischer Notar.  

	ThHStAW,Wilhelm-Gustloff-WerkeWeimar, NS Industriestiftung, Nr. 80 Gu 1, Nr. 128, Bl. 60-69, Not. Reg. Nr. 221 von 1935   

	 


17. Gesuch Arthur Simsons um Asyl in Zürich am 25. Februar 1936   

	 

	Zürich 

	25. Februar 1936

	 An das Polizeikommando 

	Gesch.No.6635/36.                                                                          Zürich 

	Es erscheint auf Vorladung auf der Pol.Stat.2/7:

	 Simson, Arthur, des Gerson und der Jeanette geb. Heller, geb. 6. September 1882 in Suhl, Thüringen, deutscher Reichsangehöriger, ledig, Ingenieur, gew. Persönlich haftender Gesellschafter der Waffenfabrik Simson & Co. in Suhl, wohnhaft z.Z. Kurhausstraße 18, Hotel Waldhaus Dolder in Zürich 7, und gibt auf Befragen an: „Ich war seit ca. 30 Jahren persönlich haftender Gesellschafter der Waffenfabriken Simson & Co. in Suhl. Diese Fabriken befanden sich seit ca. 100 Jahren stets im Besitze unserer Familie. Zuletzt hatte ich zwei Wohnorte. Der eine war in Suhl, Dombergsweg 7 und der andere in Berlin, Zähringerstraße 25.Meine Firma war durch den Versailler-Vertrag als Heereslieferantin bestimmt worden. Während meines ganzen Aufenthaltes in Deutschland habe ich mich politisch nicht betätigt. Im Kampf gegen den Versailler-Vertrag suchte das Reich die Waffenfabrik zu verstaatlichen, während die Partei gleichfalls die Waffenfabrik in ihre Hände zu bekommen suchte, und zu diesem Zwecke zahlreiche Strafverfahren gegen die Firmeninhaber und ihre leitenden Angestellten anhängig machte. Der Kampf zwischen Reich und Partei endigte mit der Enteignung der Fabrik, welche als gemeinnützige Stiftung vom Gauleiter Sauckel dem Führer zur Verfügung gestellt wurde. Noch nach der Enteignung dauerte der Kampf wegen der ebenfalls erzwungenen Aufzahlung, die die Firma an den Gauleiter zu leisten hatte. Ich zitiere einen Ausschnitt aus der NZZ, zweite Sonntagsausgabe No. 59 vom 12. Januar 1936 der folgendes sagt: „Ein ganz neuartiges Enteignungsverfahren ist kürzlich im Falle der Simson Waffenwerke in Suhl, Thüringen, angewandt worden. Dieses Werk wurde der „internationalen Hochfinanz angehörigen jüdischen Familie Simson“ nicht nur ohne die kleinste Entschädigung enteignet, sondern sie musste noch einen ansehnlichen Millionenbetrag draufzahlen, da sie übermäßige Gewinne erzielt und geringste Löhne bezahlt habe, was beides wenig Wahrscheinlichkeit für sich hat, das die deutsche Armee der Hauptauftraggeber des Werkes war und da notwendigerweise gerade von jüdischen Firmen fast ängstlich die Einhaltung der vorgeschriebenen Tariflöhne beachtet wird.“ Die Nationalzeitung vom 31. Dezember 1935, Morgenblatt No. 604 schreibt über die Vorgänge: „Verstaatlichung der Rüstungsindustrie: der Forderung ist bekanntlich eine Tat auf dem Fuße gefolgt. Die Übernahme einer der größten thüringischen Waffenfabriken, der Simson-Werke in Suhl durch den Staat, die dem Führer und Reichskanzler zur Verfügung gestellt werden soll.“ Im übrigen verweise ich auf die von meinem Vertreter Hr. Dr. Kolb der kantl. Fremdenpolizei zu den Akten gegebenen weiteren Zeitungsausschnitte in dieser Angelegenheit. Im Zusammenhang mit diesem Enteignungsverfahren wurde ich untern 11.April 1935 in Schutzhaft genommen. Der Grund meiner Verhaftung war angeblich Landesverrat. Es wurde mir vorgeworfen, es wäre geheim zu haltendes Material ins Ausland verbracht worden, und dadurch die Staatssicherheit unmittelbar gefährdet worden. Ich befand mich in Berlin in Schutzhaft. Am 8. August wurde ich wieder entlassen. Mit der Entlassung wurden mir folgende Freiheitsbeschränkungen auferlegt: Ich durfte Groß-Berlin nicht verlassen, ich musste in meiner Wohnung übernachten, ich durfte meine Bureaus nicht betreten, ich durfte mit meinem Bruder nicht korrespondieren, mir wurde der Pass abgenommen, ich musste mich verpflichten, keine Forderungen zu stellen und nichts zu tun, was nicht im nationalsozialistischen Sinne liegt. Diese Beschränkungen bestehen z.T. heute noch. Unmittelbar nach der Ermordung Gustloffs in Davos war die Erregung sehr groß und man glaubte allgemein, dass politisch Verfolgte sofort verfolgt und verhaftet würden. Entgegen dem Versprechen der Behörden, gegen Zustimmung zur Abtretung der Fabrik an das deutsche Reich den Pass wieder zurückzuerhalten wurde derselbe aber nicht zurückerstattet. Anlässlich der Bemühungen zur Rückgabe des Passes wurde mir bedeutet, wenn ich auf der Rückgabe des Passes beharre, so sei dies verdächtig und ich riskiere die Verhaftung. In der Folge war ich in ständiger Angst, wieder verhaftet zu werden, ich fühlte mich auch durch die Gestapo ständig bewacht. Mein Pass wurde mir trotz Vorstellungen vorenthalten. Die sonst über mich verhängten Freiheitsbeschränkungen wurden nicht aufgehoben. Durch die Ermordung Gustloffs hervorgerufene Erregung sollte nach zuverlässigen Informationen zu einer Verschärfung des Druckes durch die Gestapo auf die politisch angefeindeten Personen führen. Am 9. Februar 1936 reiste ich in der Folge in einem Gesellschaftsauto gelegentlich eines Skiausfluges an der Grenze Konstanz- Kreuzlingen in die Schweiz ein. Ich legitimierte mich mit einem Grenzpassierschein, der mir von meinem Reiseunternehmer besorgt worden war. Als Ausweispapier besitze ich lediglich einen Führerschein mit Photographie, ausgestellt vom Regierungspräs. Erfurt. Nach meinem Eintritt in die Schweiz begab ichmichmit dem Ski- Auto nach Unterwassen.  Am gleichen Abend war ich wieder in Zürich und nächtigte im Hotel Waldhaus Dolder. Ich habe mich mit Hr. Rechtsanwalt Kolb in Verbindung gesetzt, welcher mir riet, mich sofort zu melden. Die Bestimmungen des Bundesratsbeschlusses über die Behandlung der politischen Flüchtlinge vom 7. April 1933 waren mir nicht bekannt. Ich habe mich am12. Februar 1936 auf dem Kreisbureau 7 als politischer Flüchtling gemeldet. In der Schweiz habe ich weder Angehörige noch Verwandte. In Deutschland leben z.Z. noch einige Verwandte von mir. Die Eidg. Bank A.G. in Zürich kann auf eine diesbezgl. Aufforderung hin schriftlich bestätigen, dass sie mir die zu meinem standesgemäßen Unterhalt notwendigen Mittel zur Verfügung hält. Ich nehme davon Kenntnis, dass mir in der Schweiz jede politische Betätigung untersagt ist und dass ich hier nicht erwerbstätig sein darf. Art. 6 des Bundesratsbeschlusses vom 7.April 1933 ist mir vollinhaltlich bekannt gegeben worden. Ich bin darüber aufgeklärt, dass politische Flüchtlinge, die die fremdenpolizeilichen Vorschriften oder Bestimmungen missachten, auf Grund des Bundesgesetzes über den Aufenthalt und die Niederlassung der Ausländer, vom 26.März 1931 und der Vollziehungsverordnung vom 5. März 1933, bestraft und ausgewiesen werden. Es ist mir ferner eröffnet worden, dass sich die Bundesanwaltschaft vorbehält, für den Aufenthalt in der Schweiz besondere Bedingungen aufzustellen und dass mir die periodische Meldepflicht auferlegt werden kann. Eröffnet wurde mir ferner, dass ich eine allfällige Adressänderung oder eine Abreise der kantl. Fremdenpolizei zu melden habe. Meine Absicht ist vorderhand hier zu bleiben. Es ist möglich, dass ich, wenn meine Angelegenheit mit der Schweiz. Bundesanwaltschaft endgültig geregelt ist, mich an einen ruhigeren Ort verziehen werde. Ich bin noch nicht entschlossen wo ich mich in der Schweiz niederlassen will, unter den heutigen Umständen kann ich aber auf keinen Fall in meine Heimat zurückkehren.“  

	Arthur Simson 

	 LBI, AR 25216, Mappe Simson & Co, Arthur Simson   

	 


18. Rede des Gauleiters und Reichsstatthalters von Thüringen vor der Belegschaft der Simson-Werke in Heinrichs am 21. Dezember 1935

	 

	Rede des Herrn Reichsstatthalter Sauckel 

	am 21.12.35 in Heinrichs um 14.30 Uhr.

	 Meine lieben Volksgenossen und Volksgenossinnen.

	Liebe Kameraden.

	 Ich möchte in dieser Stunde feierlich mit Ihnen gemeinsam Besitz ergreifen im Namen des Führers des dritten Reiches des nationalsozialistischen Deutschlands von diesem großen Werke hier. Es ist geradezu schicksalhaft, denn wie Ihr alle wisst, dass diesem Werk durch den Versailler Vertrag das alleinige Monopol eingeräumt in Deutschland, für militärische Zwecke Handfeuerwaffen herzustellen. Es wurde damals der Entente-Kommission auf ihr Verlangen eine Liste deutscher Werke vorgelegt. Dieses Werk hier stand an letzter Stelle und hatte jüdische Inhaber. Und die Entente Kommission hat dann diese Inhaber und dieses Werk ausgewählt. Es kamen dann die schicksalhaften Jahre der Novemberrepublik, und Ihr alle, meine lieben Arbeiter, wisst ja, was das für Euch bedeutet hat, diese Novemberrepublik mit ihren Versprechungen von sozialistischer Gerechtigkeit, von einem Leben in Schönheit und Würde, jene Novemberrepublik, für die der sogenannte Völkerbund gewissermaßen Pate gestanden hatte, mit den verlogenen Phrasen: Völkerverständigung, Gleichberechtigung der Völker, ewiger Friede und was der schönen Dinge alle mehr waren. Und die meisten von Euch – wir wollen ja unter uns ehrlich sein, es soll ja keine Lüge zwischen uns sein – die meisten von Euch glaubten diese Versprechungen, wollten Ihnen glauben, denn was ersehnt der schaffende werktätige Mensch mit Recht mehr, als ein bisschen Glück und eine Gerechtigkeit und Anerkennung unserer menschlichen Seele, Berücksichtigung unserer Gefühle als Menschen und als Deutscher. Das Glück unserer Kinder und unserer Frauen, meine lieben Arbeitskameraden, das waren Eure Wünsche und das war das, was ihr einst von der Novemberrepublik erwartet habt. Das konnte auch nicht werden, Ihr musstet enttäuscht werden, weil die ganze Grundlage des Marxismus weltanschaulich unmöglich gewesen ist. Und so stand hier auch dieses Werk, befand sich in jüdischen Händen, in den Händen einer internationalen, jüdischen, kapitalistischen Familie, und Ihr standet in diesem Werk als Kommunisten und als Marxisten. Ich kenne die Jahre 19/20/21 und 23. Ich kenn auch Euren Kampf und ich kenne noch die Zeit, wo dieses Suhl und dieses Werk die kommunistische Waffenzentrale werden sollte. Das war. Aber meine lieben deutschen Menschen, ihr kamt von einer Enttäuschung und von einer Verzweiflung in die andere. In dieser Zeit, in der Eure Wünsche enttäuscht wurden und Eure Hoffnung auf die Gerechtigkeit in dieser Welt zerbrach, in der Deutschland, Euer Land, in der unser Volk, Euer Volk, gedemütigt ward bis auf das äußerste, und die meisten von Euch außerhalb des Betriebes waren, arbeitslos waren, da erwarb sich diese jüdische Familie, die ich nicht als einzelne anklagen will, sondern aufgrund jenes Systems, das Euch belogen hat, nicht nur ein gewaltiges Vermögen, sondern erzielte in jenem System Übergewinne, Übergewinne, die mit dem Handeln eines echten Kaufmannes, so wie wir Deutsche das verstehen, nichts mehr zu tun hatten. (Pfui!) Das haben wir Nationalsozialisten erkannt, und es war für mich und meine Mitarbeiter seit langen Jahren und für sie alle eine Schmach, dass aus diesem Betrieb heraus, der unser damaliges Reichsheer mit Handfeuerwaffen beliefern sollte, so ein ungeheurer Reichtum unrechtmäßig entstehen sollte. Und da haben wir unseren Kampf begonnen. In der Überzeugung, hier ein Musterbeispiel zu schaffen, dass man im Dritten Reich nicht ungestraft das wiederholen kann, was im Weltkrieg letzten Endes dazu geführt hat, dass die breiten Massen des Volkes verzweifelten. Ich meine die Kriegsgewinnler. (Pfui!) Schmachvoll, ungeheuerlich! Und das haben diese Männer und habe ich für dieses Volk zum Grundprinzip unseres Kampfes gemacht (Bravo!). Und deshalb haben wir in Verbundenheit mit dem Wirtschaftsbeauftragten des Führers, Parteigenossen Keppler, dieses Werk geprüft und haben die Übergewinne festgestellt. Wir haben die Familie Simson gezwungen, diese Übergewinne, die sie dem deutschen Volke letzten Endes abgenommen hat, wieder zurückzugeben. (Bravo!) Es ist kein Wort davon mehr, dass dieses Werk ein Geschenk der Familie Simson an die Suhler Arbeiterschaft wäre. (Lachen!) Ich habe vor einem Jahre im Hofe unten vor Ihnen erklärt, wir stehen hier auf erobertem Boden und werden von diesem Boden nicht mehr das Schwarze unterm Fingernagel hergeben. (Bravo!) Ich kann heute vor Sie hintreten und ich kann Ihnen sagen, die Eroberung dieses Werkes ist vollendet. (Bravo!) Das Unrecht ist wieder gutgemacht, und dieses Werk hier ist ein Siegespreis eines sehr langen, sehr schweren und [...] Kampfes, ein Siegespreis, auf den meine Mitarbeiter, die das durchgekämpft haben, sehr stolz sein dürfen. So habe ich im Auftrag des Führers von diesem Werke nun feierlich Besitz ergriffen. Aber meine lieben deutschen Arbeiter, ich bin Nationalsozialist, und wir Nationalsozialisten sind Idealisten in erster Linie. Und wenn ich mich auch freue, dass dieses Werk, mit allen Maschinen, Grund und Boden, mit allen Gebäuden und Einrichtungen Eigentum der nationalsozialistischen Volksgemeinschaft sein soll und sein wird, dann weiß ich, dass das nicht genügt, sondern, meine Kameraden, der ich hier so oft in Suhl in der Vergangenheit um Eure Herzen gekämpft habe – das wisst ihr – ob Ihr damals Gegner oder SS-Männer oder sonst was ward, die Besitzergreifung hätte gar keinen Zweck. Ich will noch mehr, ich will in dieser Stunde, in dieser Siegesstunde, Besitz ergreifen im Namen des Führers von Eurer Seele, von Eurem ganzen Menschen, von Eurem Fleiß, von Eurem guten Willen. Von Euch selber möchte ich im Namen des Führers für das nationalsozialistische Deutschland Besitz ergreifen. (Sehr richtig, Bravo!) Eine eigenartige Fügung, die der monopolisierte, von der Entente im Vertrauen auf die Juden ausgewählte Betrieb, die einstmalige kommunistische Hochburg Thüringens, eine nationalsozialistische Stiftung! Eine wunderbare Fügung, meine Arbeiter, ein großes Glück für uns alle, und so verkünde ich Euch, dass in diesem großen Betriebe Ihr für des deutschen Reiches Sicherheit, für das Brot des deutschen Volkes, für den Schutz Eurer Frauen und Eurer Kinder, Waffen herstellen sollt, die, wenn es nottut, im großen Ringen der Welt sich bewähren müssen und die Entscheidung bringen müssen, dass an diesen Waffen, die hier in diesem Werke erzeugt werden, niemals mehr kapitalistisches Gewinnstreben gebunden sein soll. (Bravo!) Es ist nun im Vollzug des nationalsozialistischen Programms hier das erste Werk in der Welt, das Waffen erzeugt für die Nation und das in Zukunft nur dem Zwecke dienen kann und dienen muss, für Deutschland hier die besten Waffen, die beste Qualität zu erzeugen. (Bravo!) Eure Stadt Suhl und Eure Geschlechter haben von alters her nicht nur in Deutschland, sondern in der ganzen Welt den Ruf tüchtiger Waffenschmiede. Das ist nach deutscher Auffassung von Arbeit etwas Großes. Denn der Waffenschmied ist schon in der alten Sage herumgegangen, er nimmt im Handwerk des Altertums eine Sonderstellung ein. Die guten Waffenschmiede, die waren berühmt in der ganzen Welt und das, Kameraden, soll hier wieder werden. Ihr alle dient dem Führer und der Nation. Ihr seid keine Arbeiter jüdischer Kapitalisten mehr, sondern Ihr müsst werden die Elitearbeiterschaft des nationalsozialistischen Deutschlands. (Bravo!) Und so möchte ich Euch in dieser Stunde der Besitzergreifung seine Bedingungen sagen: Dieser nationalsozialistische Betrieb hier, der in eine nationalsozialistische Stiftung umgewandelt wird und eine Satzung erhält, mit deren Ausarbeitung, Aufstellung mich der Führer beauftragt hat, kann niemals eine Pfründe für schlechte Nationalsozialisten und für böswillige Arbeiter sein. (Sehr richtig!) Nationalsozialismus heißt nicht, aus weichen, mitleidsvollen Herzen schlechten Schwächlingen helfen, sondern Nationalsozialist sein, heißt: Für den tüchtigen, für den brauchbaren Mann ohne Unterschied der Herkunft zu kämpfen und die Möglichkeit zu schaffen, dass er sich auswirken kann. Nicht, dass nun der eine oder andere kommt und sagt: „Sauckel, ich habe dort nichts getaugt, ich habe dort Bankrott gemacht. Komm, nimm mich in diesen nationalsozialistischen Betrieb auf.“ Nein Nein, meine Freunde, hier wird in Zukunft mehr denn je das Leistungsprinzip entscheiden. (Bravo!) Hier muss, das habe ich mir zu meinem Vorsatz gemacht, und Ihr wisst, dass ich meine Vorsätze durchsetze, hier muss, sei es in einem, oder sei es in 10 oder sei es in 5 Jahren, der Betrieb stehen, der dem deutschen Volke die besten und saubersten Waffen liefert. Dazu kann ich nur brave, tüchtige, willige Arbeiter gebrauchen. Das Werk, um noch eine jüdische Lüge zu entlarven, ist also keine Schenkung, sondern es ist eroberter Besitz. 2.) wird dieses Werk nicht verkauft an irgendwen. Dieses Werk ist in Zukunft unverkäuflich. (Bravo!) Dieses Werk wird Eigentum der nationalsozialistischen Volksgemeinschaft und ihr werdet die Arbeiter der Stirn und der Faust dieses Werkes sein. Und nun meine Kameraden, Versprechungen kann ein Nationalsozialist nicht machen. Aber eines verspreche ich Euch: Überall und besonders hier im Werk dafür zu sorgen, dass Ihr Euch hier wohlfühlt, dass Ihr erkennt, dass wir es gut mit Euch meinen, dass Ihr erkennt, dass ich oder die Betriebsleiter nichts anderes sein wollen, als wie Ihr auch seid: Arbeiter im Dritten Reich. Das Schicksal hat uns an verschiedene Stellen gestellt, und es ist richtig, das uns verschiedene Aufgaben eingeräumt worden sind. Das kann niemand ableugnen. Aber in einem gehören wir zusammen: In unserer Zugehörigkeit zu unserem Volke, zu unserer Rasse, zu unserem Blut. Und deshalb stehen wir unter Euch und mit Euch und werden dafür kämpfen, dass der deutsche Arbeiter das Lebensniveau bekommt, und zwar vor anderen Völkern, das er aufgrund seiner Leistung auch verdient. (Bravo!)Wir werden dafür sorgen, dass Ihr ein ehrenhaftes Brot esst und dass Ihr Euch an Euren Arbeitsstätten stolz und glücklich als die Arbeiter Adolf Hitlers fühlen könnt. Die schönste Freude, die Ihr dem Führer und mir macht, wird darin bestehen, dass Ihr treu, pünktlich und gehorsam Eure Arbeit tut, dass Ihr in diesem Werke keinen Verrat duldet. In diesem Werk wollen wir gemeinsam ein Fanal aufrichten, das hinüberleuchtet nach dem Osten, dem Bolschewismus entgegen. (Bravo!) So sollt Ihr und müsst Ihr eine Waffenschmiede sein, für deutsche Volksgemeinschaft, für deutschen Sozialismus, für deutsche Treue gegen den Massenwahn und gegen das Chaos des Bolschewismus. Ihr sollt, dafür will ich Euer Vorkämpfer sein, freie deutsche Arbeiter sein. Eure Seele, sie soll sich frei bekennen können, weil Euer Herz und Euer Hirn Euch sagt: Dieser einstige namenlose deutsche Arbeiter, dieser einstige namenlose Frontsoldat, der unser aller Führer ist, Adolf Hitler, er führt uns nicht in die Sklaverei, er führt uns nicht in den Massenwahn des Bolschewismus, er führt uns nicht in die Rechtlosigkeit des bolschewistischen Arbeiters, sondern er macht uns alle zu einem großen, freien, glücklichen Volk, in dem wir treu und unerschütterlich unsere Arbeit tun und unser Glück in unseren Familien, in unseren Frauen und in unseren gesunden Kindern suchen möchten. Das ist der Weg des Nationalsozialismus, und so Kameraden, habt Ihr einst vor 3 Jahren, als Ihr den Führer erkanntet, dem Bolschewismus, dem Marxismus und der jüdischen Demokratie abgeschworen. Ihr habt das getan, ich weiß das und ich fühle das mit Euch, denn ich bin auch nach meinem Werdegang ein deutscher Arbeiter, kenne Eure Sehnsucht, kenne Euer Verlangen nach Gerechtigkeit. Wo Ihr heute steht, an Euren Arbeitsplätzen, da habe ich auch gestanden lange Jahre, kenne die Sorge und kenne auch das Glück des Arbeiters, wenn er ein anständiges Stück Arbeit abgeliefert hat. Das, Kameraden, dieses gegenseitige Wissen voneinander, soll uns verbinden in Zukunft und ich will Euer Treuhänder sein. (Bravo!) Ich muss aber, da mich der Führer beauftragt hat, dieses Werk als eine nationalsozialistische Stiftung zu errichten, von Euch den ganzen Menschen fordern. Was nützen mir die Maschinen, was nützt mir diese wunderbare Gemeinschaftshalle, was nützt all das Schöne, das die beiden Geschäftsführer, die ich beglückwünschen möchte zu Ihrer Arbeit hier, in den letzten schweren Jahren, in denen auch sie unter Intrige und dergleichen zu leiden hatten, was nützen Eure Einrichtungen, was nützt die nationalsozialistische Gesetzgebung, wenn nicht der Mensch sich selber gibt mit ganzem Herzen, mit ganzer Seele, mit größtem Fleiß, mit all seiner Tüchtigkeit, vorbehaltlos. Lasst uns so zusammenwachsen! Dann, glaubt mir, dann wird dies einst das erste und stolzeste Werk unserer Heimat im Zeichen des Nationalsozialismus sein. Es soll uns bleiben. Wir wollen hier für die anderen Werke Vorbild sein. Nach uns hier sollen sich dann die anderen Werke richten. Nach uns, da sollen die anderen sehen und sie sollen vor allen Dingen sehen unsere Betriebsgemeinschaft. Und ich glaube, dass dann unser Parteigenosse Triebel und unser Dr. Ley, glücklich sein würden über dieses Schaffen in diesem Betrieb. Ich verspreche Euch hier heute schon, wenn Ihr das erfüllt, was ich von Euch erwarte, dann werdet Ihr eines Tages ganz bestimmt den Führer hier durch Eure Mitte schreiten sehen. (Bravo!) Dann wird der Führer zu Euch sprechen, er hat es mir zugesagt. (Bravo!) Nun Kameraden, ein großer Kampf ist beendet. Es ist ein Industriebetrieb mit 3400 Seelen deutscher Arbeiter. Das ist ein kostbares Gut. Und nun helft alle mit, verwirklicht hier die nationalsozialistische Arbeits- und Volksgemeinschaft. Du, Kamerad, das Werk gehört nicht einem Juden mehr, es gehört Deinem Volke. Halte Deinen Arbeitsplatz sauber, halte mit Liebe zu Deinem Betrieb. Leg Deine Seele in Dein Werkstück, denke daran, Kamerad, wie Du Deinen Lauf bearbeitest, wie Dein Schloss funktioniert. Da wird sich einst vielleicht ein deutscher Soldat darauf verlassen müssen. Denk daran, daran hängt dann das Leben Eurer Kinder, Eurer Frauen, Euer Brot, die Unversehrtheit Eurer Heimat. Vergesst es nie. Vorbei ist der Bolschewismus der Jahre 1918.Vorbei ist der Wahn des Völkerbundes, der uns den Frieden lehren wollte. Heute haben sie sich selber in den Haaren! (Lachen!) Was konnten die Euch bringen, deutsche Arbeiter, lieber deutscher Bruder, was hat Dir die Internationale gebracht, was Moskau, was Amsterdam. Du lagst arbeitslos auf der Straße, Deine Kinder hungerten. Im Jahre 1918 haben wir unsere eigene Wehr zerbrochen, zerbrochen haben wir sie, ausgeliefert, verraten, hingeworfen vor den Feind. Und was geschah mit den Waffen, die wir noch hatten? Wir haben sie auf uns selber angelegt. Deutscher Kamerad. Keiner hilft uns in der Welt, im ewigen Kampf ums Dasein, im ewigen Kampf um den Platz an der Sonne. Keiner hilft Dir, nur Dein Volk, nur Du selber kannst Dir helfen. Nur die Solidarität unter Euch hilft Euch, Euer Volk zu erhalten und Euer Glück zu schmieden. Ihr habt es in der Hand. Die Zeiten sind jetzt vorbei der bolschewistischen Phrase, die Zeiten sind vorbei der jüdischen Versprechungen, die nicht gehalten werden. Wir stehen in der realen Wirklichkeit, aber wir stehen in dieser Wirklichkeit heute unter dem Führer zusammengeschweißt auf Tod und Leben. Begreift, dass eine große Stunde, eine große Zeit, in der wir sind, angebrochen ist. Haltet zusammen, Ihr Arbeiter, die Ihr einst Kommunisten, Sozialdemokraten, Schwarze, Gelbe, Rote, Syndikalisten, Anarchisten gewesen seid. Was hat Euch das gebracht? Nichts hat es Euch gebracht. Heute steht Ihr Kopf neben Kopf, Betriebsleiter neben Arbeiter, jeder auf seinem Platz, unendlich stark sind wir in Deutschland, gewaltig stark. Seht, alles ist neu aufgerichtet, unser Heer steht wieder, unsere Soldaten stehen wieder, neue Geschütze, neue Gewehre, neue Kanonen, alles schaffen wir wieder. Ihr schafft das, Ihr schafft das für Euch und darum seid glücklich in dem Bewusstsein, das Ihr die ersten Waffenschmiede in der Welt seid, deren Arbeitsertrag nur dem deutschen Volke in seiner Gesamtheit zu Gute kommt. (Bravo!) Das ist keine sozialistisch-marxistische Phrase, sondern das ist eine Realität. Also an die Arbeit! Leistung und Können stehen in Zukunft als Maßstab in diesem Werk, als allein ausschlaggebende Faktoren vor uns. Tue ein jeder seine Pflicht. Der Jude und der jüdische Geist sind aus diesen Mauern verschwunden. (Bravo!) Und hier herrscht in Zukunft einzig und allein der Geist Adolf Hitlers! Unser Führer aber, der Führer deutscher Arbeiter aus Schmach und Schande zu neuer Arbeit, zu ehrenhaftem Gut und zur Freiheit, Adolf Hitler, Sieg Heil, Kampf Heil, Hitler Heil!  

	ThStA Meiningen NL Fischer, Mappe 12, S. 1-9, Sauckel 

	 


  19. Übersetzung des Artikels vom 24. Dezember 1935 der französischen Zeitung „L’Information“ über die Enteignung der Simsonwerke 

	 

	  Übersetzung  

	„L’Information“, Paris 24. Dez. 1935

	  Enteignung von Unternehmungen in Deutschland.  

	Berlin, den 23.12. (telefonischer Bericht unseres Berichterstatters.)  

	Der thüringische Staat ergreift Besitz von einem großenWerk und zwingt darüber hinaus die Besitzer zur Zahlung einer großen Buße.  Wird die Besitzergreifung der Waffen- und Munitionsfabrik in Suhl durch den thüringischen Staat die Periode radikaler Enteignung jüdischer Unternehmen in Deutschland einleiten? Das ist die Frage, die sich beim Lesen der langen amtlichen Erklärung ergibt, die ankündigt, dass dieses Werk, das zu den wichtigsten Deutschlands und der Welt gehört und sich seit langem im Eigentum einer jüdischen Familie befindet, ohne weiteres unter Staatskontrolle gestellt worden ist. Um diesen Vorgang zu begründen, klagt die amtliche Erklärung den jüdischen Besitzer an, während der letzten Jahre unzulässige Übergewinne gemacht zu haben, zum Schaden der deutschen Allgemeinheit und dabei gleichzeitig die niedrigsten Löhne bezahlt zu haben. Weiter sollen sie nicht einmal die grundlegendsten sozialen Einrichtungen für die Arbeiter geschaffen und nicht einmal die sanitären Anlagen in einem ordnungsgemäßen Zustand erhalten zu haben. Unter diesen Voraussetzungen sind die jüdischen Besitzer nicht nur ohne weiteres ihrer Fabrik und ihres Eigentums beraubt worden, sondern sind außerdem noch gezwungen worden, viele Millionen Mark dem Staat zurückzuzahlen. Der amtliche Bericht schließt mit dem Hinweis darauf, dass der Stellvertreter des Führers, Herr Hess, den nationalsozialistischen Gauleiter von Thüringen, Herrn Sauckel, zu dem guten Abschluss dieses delikaten Geschäftes beglückwünscht hat. „Heute, wo der jüdische Einfluss ausgeschaltet ist, sagt der Bericht weiter, hat das deutsche Volk die Sicherheit, dass dieses Unternehmen in reinem nationalsozialistischem Geist geführt wird.“ Die Besitzergreifung durch den nationalsozialistischen Staat ist der erste Vorgang dieser Art, der von den Nazis offen und in aller Öffentlichkeit durchgeführt worden ist. Der Vorgang zeigt somit die Tatsache, dass die Nazi-Regierung nicht mehr die Öffentlichkeit solcher Geschäfte fürchtet, noch die Rückwirkungen, die sich aus solchen Vorgängen auf die jüdischen Ausländer, die Interessen in Deutschland besitzen, ergeben. 
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Anmerkungen

		[←1]
	 Eine ausführliche Darstellung und weitere Hintergründe der Enteignung der Simsonwerke sowie die Unternehmensgeschichte der Firma insgesamt finden Sie demnächst unter: Schulz, Ulrike: Die Geschichte der Firma „Simson“/ Suhl in Thüringen 1856-1993, 2011.




	[←2]
	 ThStAMgn, Fa. Simson & Co, Firma Simson u. Co, Suhl, Nr. 451, J. Simson an RA Ritz, 08.01.1933.




	[←3]
	 ThStAMgn, Fa. Simson & Co, Suhl, Nr. 451, Simson & Co, Auflistung über die seit März 1933 unternommenen Maßnahmen, 09.10.1933.




	[←4]
	 ThStAMgn, Fa. Simson & Co, Nr. 447, Rechnungshof, Phillipp, Zwischenbericht der Sonderkommssion, 29.07.1933.




	[←5]
	 BArch, R 43 II/358a, Bl. 73, Der Reichstatthalter in Thüringen an den Reichsfinanzminister, Rechenschaftsbericht über die Ereignisse in Suhl, 14.7.1936
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